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Beiträge 


Geschichte nnd Entwicklung: der westprenssischen Stände 


im 


15. Jahrhundert. 


Von 


E. Blumhoff t. 


nr 


Einleitung, 


Viel später als im übrigen Deutschland und namentlich auch in den 
Nachbarstaaten, Brandenburg und Pommern, kam das ständische Leben 
in Preussen in Fluss. Hier finden wir die ersten Anfänge einer ständi- 
schen Entwicklung erst gegen Ende des 14. Jahrhunderts. Alleiniger 
Träger der staatlichen Zentralgewalt war bis dahin der deutsche Orden; 
mit dem Schwerte hatte dieser, von Konrad v. Masovien zur Hülfe gegen 
die heidnischen Preussen gerufen, zuerst das Kulmer Land und allmählich 
nach vielfachen Kämpfen ganz Preussen erobert und daselbst einen Staat 
gegründet, welcher dazu berufen war, späterhin neben der Mark Bran- 
denburg die Grundlage für die Entstehung der preussischen Monarchie 
zu bilden. In dem neu geschaffenen Staate war selbstverständlich der 
deutsche Orden, da er durch Gewalt das Land in seinen Besitz gebracht, 
allein die herrschende Macht! Daneben entwickelte sich aber nach und 
‘nach eine andere Macht, die der Stände, welche letzteren darnach trach- 
teten, eine Teilnahme an der Herrschaft über das Land als dessen 
Repräsentanten gegenüber dem Orden zu gewinnen. Lange Zeit jedoch 
waren diese Bestrebungen vergeblich, da der Orden es verstand, die 
Stände niederzuhalten. Solange das Finanzwesen wohl geordnet war, 
solange die Zinsverfassung’) des Ordens sich bewährte und eine ander- 
weitige Besteuerung überflüssig machte, waren die Stände von jedem 
Einflusse auf die Zentralleitung des Staatswesens ausgeschlossen. Dies 
änderte sich erst gegen Ausgang des Mittelalters. Der Orden geriet in 
Verfall, einmal dadurch, dass seine Prinzipien dem Zeitgeist nicht mehr 
entsprachen und daher zum Theil von ihm selbst aufgegeben wurden, 
andererseits dadurch, dass durch die Bekehrung Jagiellos und der Littauer 
seine religiöse Aufgabe in Preussen erfüllt war, hauptsächlich auch infolge - 

1) Vgl. über die Zinsverfassung des preussischen Ordens: Töppen, „Die Zinsverf. 
Preussens unter der Herrschaft des preussischen Ordens‘. in der „Zeitschr. für preuss. 
Gesch. und Landeskunde“. Band IV 1867 und G. Schmoller, die Epochen der preussi- 
schen Finanzpolitik im „Jahrb. f. Gesetzgeb., Verwaltung und Rechtspflege“. N. F. I, 
1877, S, 34 ff. 
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der immer mehr um sich greifenden Zuchtlosigkeit, Widerspenstigkeit 
und Habgier der Ordensmitglieder. Bei der mangelhaften Ordnung der 
Kontrolle und Rechnungslegung verschlechterten sich seine Finanzverhält- 
nisse. Durch die Schlacht von Tannenberg seiner bisherigen Macht- 
stellung beraubt, in der grössten Not und Bedrängnis befindiich, sah 
sich der Orden nunmehr gezwungen, mit der Forderung einer ausser- 
ordentlichen Steuer, einer Notbede, an seine Unterthanen sich zu wenden. 
Dies gab dem Adel und den Städten Veranlassung, zum ersten Male 
vereint in die Oeffentlichkeit hervorzutreten. Denn schon lange waren 
sie müde der Tyrannei des Ordens, durch welche der Adel von allen 
einflussreichen Ämtern und Stellungen ferngehalten, die Städte in ihrer 
Handels- und Gewerbsthätigkeit beeinträchtigt wurden; sie waren nicht 
mehr gewillt, nur Unterthanen einer Herrschaft zu sein, deren Mitglieder 
keine Landeskinder, sondern meist Fremde waren’), daher auch für das 
Wohl und Wehe des Landes nicht das nötige Verständnis haben konn- 
ten, und sehnten sich nach einer Mitwirkung an der Regierung und 
nach einer gewissen politischen Selbständigkeit. Da es sich jetzt um 
eine ausserordentliche Steuer handelte, zu welcher die Unterthanen nicht 
gezwungen werden konnten, sondern um deren Bewilligung sie erst ge- 
beten werden mussten, so war eine Berufung derselben zu einer allge- 
meinen Versammlung, in welcher ihnen diese Bitte vorgetragen wurde, 
notwendig. Dies geschah am 22. Oktober 1411 zu Osterode, woselbst 
die Vertreter sowohl der Landschaft als auch der grossen und der kleinen 
Städte erschienen. Mit diesem Augenblick beginnt die eigentliche Ge- 
schichte der preussischen Stände?). 


- 1) Ergänzte sich doch der Orden fast durchgängig aus dem Adel des übrigen 
Deutschlands, indem Eingeborene des Landes Preussen nur selten Aufnahme als Mit- 
glieder fanden. ; 

2) Ueber die früheren Bestrebungen einzelner Stände, sowohl der grossen Städte 
als auch des Landadels, sich korporativ zu organisiren und eine politische Bedeutung zu 
erlangen, s. hauptsächlich Töppen, der deutsche Ritterorden und die Stände Preussens 
in Sybels hist, Zeitschr. 46 p. 445. 
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I. 


Die Anfänge der preussischen Stände und die Entwickelung 
derselben bis zur Gründung des Bundes 1440. 


Die erste allgemeine Ständeversammlung, auf welcher Landschaft und 
Städte gemeinsam vertreten waren, fand statt, wie schon erwähnt wurde, 
zu Osterode!) am 22. Februar 1411. Auf ihr wurde dem Hochmeister 
Heinrich von Plauen auf sein Verlangen zur Bestreitung der ersten 
Kriegsrate an Polen ein allgemeiner Landesschoss zugesagt, welcher auch 
von allen Ständen mit Ausnahme der Stadt Danzig?) entrichtet wurde. 
Seit dieser Zeit wurden dann öfters allgemeine Ständeversammlungen 
abgehalten, welche, wie diese, vom Hochmeister behufs Bewilligung von 
Steuern einberufen wurden. Andererseits bildete sich allmählich bei den 
Ständen, wie dies auch in andern Staaten geschehen war?), die Gewohn- 
heit aus, auch ohne Aufforderung des Hochmeisters zusammenzukommen 
und anfangs über Steuerfragen, in den folgenden Zeiten auch über an- 
dere Angelegenheiten zu beraten. So haben wir denn zu unterscheiden 
zwischen Stände-Versammlungen, welche vom Hochmeister einberufen 
wurden, und solchen, welche die Stände infolge ihres Selbstversammlungs- 
rechtes abhielten. Anfangs herrschen die Ständetage der ersteren Art 
vor, während späterhin, namentlich zur Zeit des Paul von Russdorf, die 
der letzteren Art vielfach Anlass zu Streitigkeiten zwischen Regierung 
und Unterthanen gaben, da jene derartige Versammlungen als einen Ein- 


1) Wichert, Die polit. Stände Preussens, Altpreuss. Monatsschrift V, 222 hält diese 
Versammlung irrtümlich für eine ,,Notablenversammlung“, indem er ,,Edelsten des Landes“ 
statt „eldsten des landes“ (S.S. rer. Pruss. IV, 400) liest. Unter den Ältesten des 
Landes sind hier aber die Vertreter beider Stände zu verstehen, zumal auch aus dem 
Recesse ersichtlich ist, dass die Vertreter der sechs grossen Städte und ,,dorcezu alle ge- 
meine siete des ganczen landes czu Prussen czu Osterode gesammelt unde vorgaddert“ 
waren. Die Versammlung war also keine Notablen- sondern eine allgemeine Stande- 
versammlung. 

2) Toeppen, Akten I, 161. S.S. rer. Pruss. Ill, 326 u. IV, 400. Jalirineher, 
Johannes Lindenblatts ed. Voigt u. Schubert, pag. 244. Anm. 

3) Moser, Von der teutschen Reichsstände Landen, pag. 1519 ff. Unger, Gesch. 
der Deutschen Landstände II, 141 ff. 272 ff. Zoepfl, Deutsche Rechtsgesch., pag. 498. 
Walter, deutsche Rechtsgeschichte I, pag. 430. Gierke 1. c. I, 565. 
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griff in ihre Rechte betrachtete und als „conspirationes“'), allerdings 
vergeblich, verbot. | 
Vor den allgemeinen Ständetagen fanden Versammlungen sowohl 
der Landschaften meist der einzelnen Gebiete, zuweilen auch grösserer 
Landesteile, wie auch der grösseren Städte statt, in welchen über die 
Stellungnahme zu den vom Hochmeister gemachten Propositionen beraten 
und die für den Landtag bestimmten Abgeordneten von ihren speziellen 
Kommittenten mit den nötigen Instruktionen versehen wurden. Auf dem 
Landtage selbst war die Landschaft durch Ritter und Knechte?), jede der 
grossen Städte durch zwei bis vier Ratsherren®) vertreten. Die kleinen 
Städte wurden nur bei ausserordentlichen Veranlassungen, namentlich bei 
Bewilligung von Steuern oder bei Neuerungen zu den Ständeversamm- 
lungen einberufen. Nachdem die Deputierten die Vorlagen. des Hoch- 
meisters entgegengenommen hatten, traten sie, jeder Stand gesondert, in 
die Beratungen ein, übermittelten sich gegenseitig ihre Beschlüsse, bis 
man sich endlich zu einem gemeinsamen . Beschlusse einigte, welcher 
dann dem Hochmeister anfangs mündlich, später schriftlich zugestellt 
wurde. War eine Einigung nicht erfolgt, so trug jeder Stand besonders 
seine Beschlüsse dem Hochmeister vor, wie denn ja auch dieser, so 
z. B Konrad von Erlichshausen, wenn es in seinem Interesse lag,. ge- 
sonderte Verhandlungen mit den einzelnen Ständen führte. Falls der 
Hochmeister mit den Beschlüssen der Stände nicht zufrieden war und 
auch weitere Verhandlungen zwischen beiden Teilen resultatlos verliefen, 
so wurden die betreffenden Angelegenheiten von den Sendeboten „ad 
referendum“ an die Ihrigen genommen. und auf die Tagesordnung der 
nächsten Tagefahrt gesetzt. Anderenfalls war im Regiment von 1434 
bestimmt*), ‚was unser herre homeister und seyne gebietiger mit den 


1) S.S. rer. Pruss. IV, 66, 78, 79. Anm. 1. 82. Toeppen, Akten II, 136, 728 ff. 
TV. 65, 66, 69 ff. 284, 285, 312, 346, 379, 426 ff. 

2) Wie diese Vertreter und wer dazu gewählt wurde, ja ob dieselben überhaupt 
gewählt oder ob deren Berufung „nach dem Gutdünken der Gebietiger aus den Kreisen 
der Angesehensten der Landschaft“ (Sattler, Der Staat des deutschen Ordens in Sybel’s 
Histor. Zeitschr. Bd. 49, p. 257) erfolgte, darüber sind wir nicht unterrichtet. 

3) Häufig finden wir von dem Rat derjenigen Stadt, in welcher die Tagefahrt statt- 
fand, ausser der gewöhnlichen Anzahl noch andere Ratsmitglieder anwesend, welche dann 
aber nicht stimmberechtigt, also keine eigentlichen Vertreter waren. 

4) Diese Bestimmung war zwar schon in der Bittschrift, die Michael Küchmeister 
bei seiner Wahl zum Hochmeister am 9. Januar 1414 vorgelegt worden war, enthalten 
und auch schon damals bewilligt, erhielt aber erst dadurch, dass sie ins Regiment auf- 
genommen war, Geseteeskraft. 

Toeppen Akten I, 628. cf. ibid. I, 241. Schütz, Preussische Chronik fol. 124 
(a) act. Boruss. IT, 580. Preuss. Sammlung III, 624, 644. Voigt, Gesch. Preussens 
VII, 658. Wichert a. a. O. cf. Moser 1. ce. pag. 716, 
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landen und steten eyntrechtiglich beslissen in eren landen czu halden, 
das dasselbe stete und noch irem abescheiden nicht gewandelt werde. 
Ist abir hernachmals icht doran ezu wandeln, das sulch eyns mit meterate 
der lande und stete werde gehandelt.“ Volle Freiheit bei diesen Be- 
ratungen und Unabhängigkeit der Landtagsboten gegenüber der Landes- 
herrschaft war das vornehmste Ziel, welches die Stände zu erreichen 
strebten. Es handelte sich daher zunächst darum, das Recht der freien 
Wahl der Ständeboten zu erlangen. Die Städte bestritten dem Hoch- 
meister die bisher innegehabte Befugnis, die städtischen Landtags- 
mitglieder zu ernennen, und nahmen das Recht, Abgeordnete für die Tage- 
fahrten zu wählen, für sich selbst in Anspruch; sie setzten zugleich fest, 
dass, falls der Hochmeister dennoch wider den Willen der Städte jeman- 
den kiesen würde, derselbe auf seine eigenen oder des Ordens Kosten 
reisen und von der betreffenden Stadt keine Vollmacht bekommen 
sollte’). Noch mehr wurde die Selbständigkeit der Ständeboten durch 
eine Bestimmung des Regimentes von 1434 gewährleistet: „wer noch 
eyntracht des landes der stete wort furet vor der hirschafft und ouch 
was die lande und stete unsern herren raten vor das beste, das die von 
der hirschafft keyne not adir hindernisse dorumb leiden sullen“ 2). 

So hatten sich nun die Stände das Selbstversammlungsrecht und 
eine gewisse Selbständigkeit der Herrschaft gegenüber erworben. Aber 
es fehlte ihnen immer noch an einer festen Vereinigung, infolge deren 
sie nicht, wie bisher, als Einzelpersönlichkeiten, sondern als eine ge- 
schlossene Körperschaft der Regierung gegenübertreten konnten. Dies 
war allerdings schon in gewissem Sinne durch die im Jahre 1412 durch 
Heinrich von Plauen erfolgte Einrichtung des Landesrats erreicht. Dieser 
setzte sich in ähnlicher Weise, wie der 100 Jahre früher von Herzog 


!) Toeppen, Akten I, 680, 698, 700, 709. Voigt VII, 670. 

Wenn Wichert l. c. pag. 232 meint, dass der Orden dies neue, von den Städten 
in Anspruch genommene Recht nicht anerkannt, so ist dies wohl richtig, nützte dem- 
selben jedoch nichts. Denn wenn auch der Hochmeister die Sendeboten der Städte zu 
den Verhandlungen in Brust ernannte und die Städte, um die Verhandlungen nicht auf- 
zuhalten, nicht widersprachen, so sicherten sie sich ihr Recht wenigstens formell dadurch, 
dass sie die vom Hochmeister ernannten Boten ebenfalls wählten. Bald darauf, am 
6. Dec., fassten sie obigen Beschluss, ohne dass wir von einem Einspruch des Ordens 
gegen denselben etwas hören; ebensowenig ist uns bekannt, dass der Hochmeister jemals wieder 
städtische Abgeordnete ernannt hätte. 

2) Toeppen, Akten I, 627. Schütz fol. 123 (b). Wichert l. c. cf. Moser 1510. 
Voigt VII, 407 führt diese Bestimmungen irrtümlich bei dem J. 1422 unter der Reihe 
der Artikel an, die der neue Hochmeister Paul von Russdorf vor der Huldigung ge- 
nehmigen musste, Dieselben wurden aber. nicht diesem, sondern Michael Küchmeister 


vorgelegt (Toeppen, Akten I, 242). 
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Johann II. gegründete Staatsrat in Brabant’), aus Mitgliedern beider 
Stände, im Ganzen 47°), zusammen und hatte den Zweck, „Mitwissen- 
schaft von den Sachen des Ordens zu haben und zum Besten des Ordens 
und des Landes mitzuraten“?). Dadurch war zwar der Anfang zu einer 
ständischen Körperschaft geschaffen; aber da diese Vereinigung, wenn 
man überhaupt diese Bezeichnung gebrauchen darf, keine freiwillige, 
sondern eine gezwungene war, welche schon äusserlich den Stempel des 
Zwangs insofern trug, als die Mitglieder des Landesrates nicht aus freier 
Wahl hervorgegangen, sondern vom Hochmeister, welcher natürlich meist 
ihm genehme und gefügige Personen gewählt haben wird, bestimmt 
waren, so war dieselbe von geringer Bedeutung und scheint, da wir 
weitere Spuren ihrer Existenz nicht finden, nur von vorübergehendem 
Bestande gewesen zu sein. Erst im Jahre 1440 begegnet uns eine Wieder- 
vereinigung beider Stände und zwar diesmal auf Grund freien Willens 
durch die Gründung des Bundes. Immerhin ist das Institut des Landes- 
rats insofern als ein Fortschritt in der ständischen Entwicklung zu be- 
trachten, als damals der Anfang einer Vertretung und Teilnahme des 
Landes an der Regierung Preussens gemacht worden war. 

Durch diese ersten Errungenschaften ermutigt, suchten die Stände, 
wie sich gleich zeigen wird, nach und nach immer grössere Rechte, 
welche sie sich übrigens von jedem neugewählten Hochmeister vor der 
Huldigung bestätigen liessen, zu erwerben. Dies gelang ihnen umsomehr, 
als unter Heinrichs von Plauen Nachfolger, Michael Küchmeister, wie 
Johannes von Posilge erzählt, „dy hirschaft nichtes tat sunder des ge- 
meynen landis wissin, wend sy alle ezit mit yn worin yn erim rate*®), 
So erlangten die Stände allmählich fast bei allen Angelegenheiten einen 
grossen Einfluss. Namentlich erstreckte sich ihre Thätigkeit auf das 
Steuerwesen, die Landesgesetzgebung und die auswärtige Politik. 

Wie die Forderung einer ausserordentlichen Steuer zuerst ein Zu- 
sammentreten der Stände veranlasst hatte, so musste natürlich auch 
fernerhin. bei neuen Steuerauflagen erst deren Bewilligung nachgesucht 
werden. Dies geschah schon ein Jahr nach dem ersten allgemeinen Lan- 
desschoss. Aber diesmal stiess der Hochmeister, nicht wie im Jahre 
1411, bloss auf den Widerspruch einer einzigen Stadt, sondern fast des 
ganzen Landes, und nur mit Mühe gelang es, mit Hülfe des eben er- 
wähnten Landesrats, den Schoss zusammenzubringen. Auch dem folgen- 
den Hochmeister wurden in den nächsten Jahren wiederholt neue Steuern 


1) Hüllmann, Geschichte des Ursprungs der Stände in Deutschland pag. 662. 
2) Siehe unten Cap. IV, pag. 115 ff. 

3) S.S. rer. Pruss. III, 432. 

4) S.S. rer. Pruss. III, 342, 368. 
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bewilligt. Dagegen kam es unter der Regierung Pauls von Russdorf 
zwischen diesem und den Ständen, wie fast überall, so auch auf dem 
Gebiete der Finanzwirtschaft zu heftigen Konflikten. Zwar wurden die 
Stände 1425 und 1427 nach einigem Widerstreben zur Bewilligung eines 
Schosses behufs Verbesserung der Münze und Ausrüstung einer Hilfs- 
schaar gegen die Hussiten vermocht!), aber schon in den nächsten Jahren 
machten dieselben immer grössere Schwierigkeiten, und kurze Zeit darauf, 
als der Hochmeister infolge seines Bündnisses mit Swidrigajl das Land 
leichtsinnig in einen Krieg mit Polen verwickelt hatte, konnte er nur 
infolge grosser Zugeständnisse von den Ständen eine Unterstützung er- 
langen. Jedoch nahmen diese von jetzt ab als ihr Recht in Anspruch, 
selbst zu bestimmen, welcher Art die Unterstützung, welche man dem 
Hochmeister zuteil werden lassen wollte, sein sollte, ob dieselbe in einer 
Beihülfe von Geld oder in einer solchen durch Stellung von Kriegsmann- 
schaften bestehen sollte, und bei jener wiederum, auf welche Weise und 
in welcher Höhe die Steuer aufzubringen wäre?) Daher empfanden sie 
es auch unangenehm, dass der Pfundzoll, welcher ursprünglich für die 
Bedürfnisse der Hansestädte allgemein, dann nur für die der preussischen 
Städte erhoben, von Michael Küchmeister aber auf wiederholte Bitten 
der Stände im Jahre 1421 endlich abgeschafft worden war), von Paul 
von Russdorf eigenmächtig, ohne dass die Stände befragt wurden, wieder 
eingeführt war. Natürlich war es ihr Bestreben, diesen ihnen so unbe- 
quemen Zoll, welcher ohne ihre Zustimmung erhoben wurde, zu beseitigen, 
und dies umsomehr, als derselbe vollständig in die Kasse des Hoch- 
meisters floss, während früher wenigstens doch ein Drittel desselben den 

Städten zugute gekommen war. Zuerst versuchten sie dies mit Bitten, 
und als dies nichts nützte und die allgemeine Erbitterung immer grösser 
wurde, mit Drohungen und Gewalt, so dass schliesslich dem geängstigten 
und von überall bedrängten Hochmeister nichts anders übrig blieb, als 
dem Ungestüm der Stände nachzugeben und auf der Tagfahrt zu Elbing 
vom 5. Mai 1440 in die Aufhebung des Pfundzolls einzuwilligen®). Aller- 
dings war dieser Erfolg der Stände nur ein vorübergehender. Denn 


1) Toeppen, Akten I, 435, 443 ff, 463 f., 487 ff. u. der deutsche Ritterorden 
1. c pag. 439. Voigt, VII, 482, 490 und Geschichte der Stadt Marienburg pag. 336. 
cf. S.S. rer. Pruss. IV, 358. 

2) Toeppen, Akten I, 550 ff, 584 ff. Schütz, fol. 121:b. Baczko 1. c. IH, 
122. Voigt VII, 586, 642. ef. Zoepfl l. c. pag. 497. 

3) Toeppen, Akten I, 240, 277, 373, 376. Schütz fol. 112, 113. Voigt VII, 
409 ff. Hirsch, Danzigs Handels- u. Gewerbegesch. pag. 46. Foeppen, der deutsche 
Ritterorden 1. c. pag. 438. 

4) Siehe unten pag. 23. 
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der Nachfolger Pauls von Russdorf, welcher ebenso sehr die Rechte 
seiner Unterthanen achtete, als er wiederum verlangte, dass auch von 
diesen keine Eingriffe in die seinigen gemacht würden, war keineswegs 
gesonnen, die Konzessionen seines Vorgängers zu bestätigen. Da nun 
seine Unterhandlungen mit den Ständen zu keinem Resultate führten, 
berief er sich an den Kaiser, ein Gedanke, welchen auch schon Paul 
von Russdorf hatte verlauten lassen‘), und zwang so die durch die kaiser- 
lichen Ladebriefe eingeschüchterten Stände, seinem Willen Genüge zu 
thun und ihm die Erhebung des Pfundzolls, welcher dann erst wieder 
1454 bei dem Abfall an Polen aufgehoben wurde, auf's Neue zuzu- 
‚gestehen °). 

Auf die Gesetzgebung hatten die Stände schon frühzeitig eine Ein- 
wirkung erlangt. Den ersten Gebrauch von diesem Rechte machten die 
Städte, während die Landschaft erst um die Wende des 14. und 15. Jahr- 
hunderts an der legislatorischen Thätigkeit partizipierte. Diese bezog sich 
zunächst auf Handel und Gewerbe, dann bei Streitigkeiten zwischen Stadt- 
und Landbewohnern auf die Grenzen der Jurisdiktion der Stadt- und Land- 
gerichte, ferner auf Bestimmungen für die Tagelöhner, Dienstboten und 
Handwerker und schliesslich auf allgemeine, die Interessen aller Klassen 
der Bevölkerung berührende Gegenstände, wie den Rentekauf, die Ent- 
führung von Jungfrauen und Ähnliches. Auch in den folgenden Zeiten 
änderte sich hierin fast nichts. Da wurden mit Zustimmung der Stände, 
deren Konsens natürlich, wie in allen deutschen Ländern, notwendig war, 
wiederum Gesindeordnungen, Gesetze bezüglich der Getreideausfuhr, des 
Honorars der Anwälte und der Ordnung und Regelung des Münzwesens 
erlassen?). Vielfach. waren auch Beschwerden über Gewaltthätigkeit der 
Gebietiger, Bedrückung der Unterthanen oder Eingriffe in deren Rechte, 
Beeinträchtigung des Handels und ähnliche Übelstände‘) Anlass zur 
Publikation von Gesetzen behufs Beseitigung der vorgebrachten Schäden. 
Dies geschah namentlich nach der Wahl eines neuen Hochmeisters, wel- 
chem, wie bereits berührt ist), vor der Huldigung gewöhnlich eine 


1) Toeppen, Akten II, 67, 105 u. der deutsche Ritterorden l. c. p. 441 n. 1. 
Durch diesen Schritt wies der Hochmeister den Ständen die Wege, welche diese später, 
bei dem völligen Bruch zwischen Herrschaft und Unterthanen, wandeln mussten. 

2) cf. pag. 23. 

3) Toeppen, Akten I, 294, 296. — ibid. I, 259, 266, 270 — 276, 279 ff. 315, 
319 ff. 329, 332, 342. S. S. rer. Pruss. III, 860 Baczko, Gesch. Preussens III, 75, 84, 
155. Voigt VII, 230, 279. Vossberg, Gesch. der preuss. Münzen und Siegel pag. 
152—158. Wichert l. c. pag, 228. Wernike, Geschichte Thorns I, pag. 144. — 
Toeppen, Akten I, 308, 307, 317. Wichert 1. c. 

4) Sehilderung des Karthäusermönchs in S.S. rer. Pruss. IV, 450—465. 

5) pag. 3 n. 3) u. pag. 4 n. 2). 
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Menge Missstände, um deren Abstellung er gebeten wurde, vorgetragen 
wurden. Wenn dieser den Bitten seiner Unterthanen willfahrte und Be- 
stimmungen, welche auf eine Abhilfe der Missbräuche und auf die Wohl- 
fahrt und das Gedeihen des Landes zielten, erliess, so galten diese, wie 
oft nur die vom Hochmeister auf die Beschwerden erteilten Antworten 
überhaupt, meist als Gesetze. Vorzüglich gab das Darniederliegen der 
Rechtspflege Ursache zu Klagen. und Beschwerden und war seit 1432 
Veranlassung zu fast nie unterbrochenen Verhandlungen über die Ein- 
setzung und die Funktionen eines besonderen Instituts, des sogenannten 
Richttages'). Zuweilen wurden die von den neugewählten Hochmeistern 
getroffenen Bestimmungen, sowie verschiedene, schon bestehende und für 
das ganze Land gültige Gesetze zu einem Ganzen zusammengefasst. Eine 
solche Sammlung hiess dann cine Landesordnung oder ein Regiment, 
auch wohl „des Landes Willkür“. Die erste Landesordnung, von welcher 
wir erfahren, wurde im Jahre 1408 von Ulrich von Jungingen erlassen’), 
und nach ihm bemühte sich fast jeder Hochmeister, ebenfalls eine solche 
Landesordnung zu publizieren, welche namentlich später, zur Konflikts- 
zeit, wie z. B. im Jahre 1434, häufig als Köder zur Besänftigung der 
.erregten Gemüter dienen musste. 

Ihre Hauptthätigkeit entfalteten die Stände auf dem Gebiete der 
auswärtigen Politik. Schon früher wurden Vertreter von Land und 
Städten zu Akten von politischer Bedeutung, wie Bündnissen und Friedens- 
verträgen u. s. w. hinzugezogen. Daher finden wir bei der Gesandtschaft 
des Ordens auf dem Costnitzer Konzil ebenfalls Vertreter von Land und 
Städten). Ebenso sind in den Jahren 1414—1419 bei allen wichtigen 
Verhandlungen zwischen dem Orden und Polen stets Mitglieder der Stände 
zugegen‘), so dass dieselben bald eine Bedeutung und eine Macht erlang- 
ten, welche nicht zu unterschätzen war. 

Bezeichnend dafür ist eine Bestimmung in der Urkunde des 1422 
am Melnosee zwischen dem Orden und Polen geschlossenen Friedens. 
Danach sollten, falls der Orden oder Polen den Frieden brechen würde, 
die Unterthanen des den Krieg beginnenden Teils von jeder Hülfeleistung, 
sowie überhaupt von allem Gehorsam gegen die Herrschaft entbunden 
sein, ohne von derselben bestraft werden zu dürfen. Dies sollte ihnen 


1) Siehe unten Kap. I. 

2) Toeppen, Akten I, 116 ff. u. d. deutsche Riterorden l. c. p. 443. S.S. rer. 
Pruss. III, 294 ff. Chronik d. Joh. v. Posilge ed. Voigt u. Schubert p. 188. Preuss. 
Sammlung III, 248 ff. Voigt VII, 23 ff. 

3) Toeppen, Akten I, 301. S. S. rer. Pruss. III, 368. 

4) Toeppen, Akten I, 246, 257, 276, 290, 303, 318, 330. S.S. rer. Pruss, III, 
365, 379, 382. 
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ausserdem noch durch Briefe verbürgt werden’). Wie wirksam sich diese 
Bestimmung, welche hauptsächlich doch den Orden traf, erwies, sollte 
sich bald zeigen. Durch das Bündnis, welches der Orden mit dem Gross- 
fürsten Swidrigajl von Littauen geschlossen hatte, wurde der Hochmeister 
im Jahre 1432 in einen neuen Krieg mit Polen verwickelt, welcher durch 
den Beifrieden von Leezyc vorläufig beendet wurde. Als der Hochmeister 
nach Thorn kam, um den Beifrieden zu besiegeln, fand er daselbst Ge- 
sandte des Kaisers Sigismund vor, welche den Frieden zwischen dem 
Orden und Polen zu verhindern suchten. Da brach aber der Missmut und 
der allgemeine Unwille, welcher schon während des ganzen Krieges ge- 
herrscht hatte und bis jetzt nur mit Mühe unterdrückt war, um so 
heftiger und ungestümer hervor; man ging zum Hochmeister auf das 
Schloss, und der Bürgermeister von Thorn, Hermann Rewsap, rief ihm 
im Namen der Ritterschaft und der Städte die drohenden Worte zu: 
„Wurd ewer gnade ein sollichs nicht thun und uns frid und ruhe schaffen, 
so soll ewer gnade wyssen, das wir selber dafür gedenken wollen und 
wollen eyn herrn suchen, der uns ruhe und friede wirt schyeken?)“, 
d. h. er drohte gemäss den Bestimmungen des Friedens vom Jahre 1422 
mit Aufkündigung des Gehorsams und Lossagung von der Herrschaft des 
deutschen Ordens. l 

Der Hochmeister fügte sich dem Begehren seiner Unterthanen, und 
so wurde schon drei Tage nach diesem Vorfall, am 21. Dezember*), der 
Beifriede, bei welchem die Kautel von 1422 erneuert wurde *), auf zwölf 
Jahre von den Ständen untersiegelt. Bald darauf jedoch wollte der Hoch- 
meister, einerseits infolge des Drängens des Kaisers, der diesen Beifrieden 
nicht anerkennen wollte, andererseits infolge der Kriegsrüstungen seitens 
der Polen, den Krieg erneuern. Da traten ihm aber die Stände entgegen, 
indem sie ihm vorstellten, sie hätten den Beifrieden, wobei sie „truwe 
und ere vorsatezt‘ hätten, mit untersiegelt und wollten auch bei dem- 
selben bleiben; der Hochmeister möge sehen, dass er zu einem ewigen 
‘Frieden komme’). In schrofferer Weise sprach 1435 auf der Tagefahrt 
zu Thorn Hans von Czegenberg im Namen der Ritterschaft, wohl haupt- 


1) Toeppen, Akten I, 398 ff. 407. Dogiel, cod. dipl. Polon. IV, 114. 
Raczyński cod. dipl. Lith. pag. 291, 390. Neugebauer, hist. rer. Polon. pag. 273. 
Leo, hist. Pruss. pag. 232, der aber den Frieden fälschlich in’s Jahr 1424 setzt. Baczko 
III, 103, 169. Kotzebue, Preussens ältere Gesch. II, 211. Voigt VII, 448. Wichert 
l. c. pag. 228. Caro, Geschichte Polens III, 545. 

2) S. S. rer. Pruss. III, 638. 

3) Toeppen, Akt I, 617. 

4) Ibid. I, 613, 651. S. S. rer. Pruss. III, 504. Dog. IV, 112. 

5) Toeppen, Akt I, 662, 663, 673, 675, 678. Schütz, fol. 127 (a). Voigt. VII, 
664. Wichert, l. c. pag. 232, u 
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sächlich des Kulmerlandes, dasselbe Verlangen aus: Sie hätten dem Hoch- 
meister ihre Siegel anvertraut, er und seine Gebietiger sollten jetzt dafür 
sorgen, „das sy bey eren und redelichkeit bleiben, also sie em das wol 
zu getrauweten'). Derartige Äusserungen mehrten sich. So liess der 
Bürgermeister von Kulm, Johann Sterz, durch den Comthur von Schwetz 
dem Hochmeister sagen, derselbe erteile alle Befehle ohne Rat von Land 
und Städten und handele, als ob er diese nicht nötig habe; er rate seinem 
Herrn, in Zukunft alle Dinge mit Rat seiner Lande und Städte zu be- 
sorgen, sonst „muchte eyn loser wyndt noch wehen, der langsam gelegert 
wurde“ 2). Überhaupt wurde die Stimmung im Lande und speziell im 
Kulmerlande immer schwieriger. Die Thorner hatten beschlossen, wie 
der dortige Komthur berichtet, falls der Hochmeister ins Feld ziehen 
würde, zu Hause sitzen zu bleiben, und falls der Hochmeister jemanden 
von ihnen heische, keinen herauszugeben, sondern bei einander zu bleiben, 
„und solden si sich alle bei einander irworgen lassen“ *). Und ähnlich, 
wie die Thorner, dachten auch andere Städte. Ferner verlautete, dass 
die Städte vom König von Polen Hülfe begehrt hätten, da sie mit 
ihrem Herrn. nicht einig wären *). Desgleichen waren mehrere Ritter, 
darunter Männer, wie Hans von Baisen, Hans von Logendorff, Hans von 
Czegenberg und andere, bei einer Zusammenkunft zu Niklasdorff überein- 
gekommen, sich in keiner Weise in einen Krieg zu geben °). Kurz Ritter- 
schaft und Städte stützten sich auf die Klausel der Friedensurkunde von 
Leneiez und handelten demgemäss, indem sie den Hochmeister, ihm jeden 
anderen Rat versagend®), zu einem ewigen Frieden drängten, widrigenfalls 
sie ihm den Gehorsam aufkündigten. So blieb denn dem Hochmeister, 
da die Stände sich weder von ihm, noch vom Kaiser, noch von sonst 
jemanden irre machen liessen, sondern einmütig und fest auf ihrem alten 
Standpunkte verharrten, nichts anderes übrig, als am 31. Dezember 1435 
mit Polen den ewigen Frieden zu Brest zu schliessen, in welchem nicht 
nur die alte Klausel, die sich als so wirksam erwiesen hatte, wiederholt, 
sondern auch die für die Stände wichtige Bestimmung getroffen wurde, 
dass von zehn zu zehn Jahren die Friedensartikel von den beiderseitigen 
Ständen aufs Neue beschworen werden sollten °). 


1) Toeppen, Akt. I, 678. 

2) Ibid. I, 696. Voigt, VII, 664. Schütz, fol. 127 (a). 

3) Toeppen, Akt. I, 692. Voigt, VII, 666. 

4) Toeppen, l. c. Voigt, VII, 667. | 

5) Toeppen, l. e Voigt, lc. 

6) Hans von Czegenberg hatte im Namen von Land und Stadten dem Hochmeister 
zu Thorn erklärt: Wir horen wol, das ir den beyfrede nicht halten welt, dorumb kunnen 
wir euch keyns nicht geraten. Toeppen, Akt. I, 695. l 

7) Toeppen, Akt. I, 711. 8.8. rer. Pruss. III, 639. Dog. IV, 132. Schütz, 
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Das Bündnis des Ordens mit Swidrigajl hatte, wie wir gesehen 
haben, allgemeinen Unwillen erregt, einmal weil das arme, ausgesogene, 
durch den letzten Krieg verwüstete Land durch dasselbe in einen neuen 
Krieg gestürzt wurde, vor allem aber, weil der Hochmeister dasselbe, 
ohne die Stände zu befragen, geschlossen hatte. Schon 1429 war die 
Klage laut geworden, dass der Hochmeister zu den Verhandlungen über 
Krieg und Frieden niemanden von den Ständen hinzuziehe '). Nun hatte 
sich der Hochmeister ohne Rat und Vollwort der Stände *) mit Swidrigajl 
verbündet und erst nachher denselben die Gründe, die ihn zu diesem 
Bündnisse bewogen hatten, vorgelegt und sie aufgefordert, das Bündnis 
zu verbriefen und zu besiegeln *). Dies that denn auch, wenn auch wider- 
willig, ein grosser Teil der Stände, und so wurde am 15. Mai 1432 die 
Verbindung von beiden Teilen zu Christmemel ,,vorschreben, volendet 
unde bevestet“ *), aber der Unwille, hauptsächlich im Kulmerland, war so 
gross, dass man, wie aus einem Schreiben des Comthur von Osterode 
ersichtlich ist”), sich nach einem neuen Herrn umzusehen begann. Der 
Hochmeister konnte die missvergnügten Gemüter nur dadurch beschwich- 
tigen, dass er den Ständen die umfänglichsten Konzessionen machte. So 
setzte er einen geheimen Rat ein, bestehend aus vier Landesrittern, — 
Botho von Kulenburg, Hans von Baisen, Hans von Logendorff und Niklas 
Gerlach, — welche in ernsten und wichtigen Sachen mitraten helfen 
sollten ê}. Doch durfte „ohne .Wissen und Willen der gemeinen Lande 
und Städte“ weder Krieg begonnen, noch Bündnisse geschlossen, noch 
Geschoss oder Zinse auferlegt werden, noch überhaupt etwas, was die 


128 (a). Leo, hist. Pruss., pag. 249. Neugebauer, historia Poloniae, Al. V, 803. 
Erneuerter Bericht vom preussischen Abfall. Maynz 1627, pag. 259, 260, 321, 322. 
Preuss. Sammlg. VII, 643. Baczko, III, 185. Kotzebue III,264. Voigt, VII, 676. 
Toeppen in Sybels Ztschr., 1. c. pag. 443. . cf. Dlugosz, hist. Pol. XII, 689. Hirsch, 
49, Wagner in d. Guthrie- Gray’schen Weltgeschichte, Bd. XIV, 2, pag. 424. Bei 
Schütz, Leo, Baczko, Kotzebue und in der preuss. Sammlung wird der Friede 
fälschlich ins Jahr 1436 gesetzt. 1436 (3. Juni) fand die Besiegelung der Friedensurkunde 
statt. (Toeppen, Akt. II, 15.) — Gralath, Versuch einer Geschichte Danzigs. I, pag. 200. 

1) Toeppen, Akt. I, 523. 

2) Ibid. I, 572. . Schütz, fol. 119 (b). Toeppen in Sybels hist. Ztschr., 444, 

3) Ibid. I, 563. Toeppen in Sybels hist. Ztschr. a. a O. Kotzebue, IIL, 238. 

4) Toeppen, Akt. I, 566. S S. rer. Pruss. III, 497 n 4. Schütz, fol. 118 (a). 

5) Toeppen, Akt. I,571. Voigt, VII, 590. Voigt, Geschichte der Stadt Marien- 
burg, pag. 342. Voigt, Geschichte der Eidechsengesellschaft, pag. 49, 280. 


6) Toeppen, Akt. I, 572, 576. Schütz, fol.119(b.) Lengnich, poln. Bibliothek, 

Ba. II (IX. Stück), pag 252. Baczko, III, 120, 284. Kotzebue, III, 256. Toeppen 

in Syb. hist. Ztschr, p. 447. Prenss. Sammig. III, 622, 639. Voigt, Geschichte der 
‚ Stadt Marienburg, p. 343. 
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Gerechtigkeit des Landes berührte, gethan werden‘). Ferner sollte nie- 
mand ohne Recht und Rat der Lande und Städte gerichtet werden. 

Dann versprach der Hochmeister den Ständen die Abhaltung eines 
jährlichen Richttages, auf welchem jeder seine Klagen über Verkürzung 
seiner Privilegien oder über Vergewaltigung seitens des Hochmeisters, 
seiner Gebietiger oder sonstiger Ordenspersouen vorbringen konnte. 
Schliesslich wollte der Hochmeister auf demselben Tage mit Hülfe seiner 
Gebietiger, der Prälaten, Lande und Städte ‚ein gutes Regiment beraten“, 
durch welches die Gebrechen des Landes gewandelt würden ?). Es waren. 
dies alles Zugeständnisse von weittragender Bedeutung, durch welche die 
Macht des Ordens erheblich eingeschränkt wurde, während auf Kosten 
derselben die Rechte der Stände bedeutend vermehrt wurden. Durch diese 
Rechte nun, welche sich die Stände innerhalb so kurzer Zeit erworben 
hatten, war ihre Entwickelung so gut wie beendet, da es wohl kaum noch 
etwas gab, was für die Stände erstrebenswert gewesen wäre oder zu einer 
Vergrösserung ihrer Macht hätte dienen können. 

Wie aber war es möglich gewesen, dass die so lange Zeit vom 
Orden unterdrückten und von jeder ständischen Vertretung ausgeschlosse- 
nen Unterthanen in so kurzer Zeit eine solche Macht erlangen konnten, 
dass die Gerechtsame der Stände in ungefähr dreissig Jahren eine solche 
Vollkommenheit erreichen konnten? Der Grund ist einmal in dem ein- 
mütigen Zusammengehen der Stände, des Adels und der Städte, anderer- 
seits, abgesehen von der Bedrängnis des Ordens von aussen her, die ja 
allerdings viel zur Entwicklung der Stände beitrug, hauptsächlich in dem 
Zerfall und Zwiespalt des Ordens im Innern zu suchen. 

Während sich im übrigen Deutschland Adel und Städte feindlich 
gegenüber standen, — man denke nur an die Städtebündnisse und adligen 
Genossenschaften am Ende des 14. Jahrhunderts, welche sich gegenseitig 
befehdeten, — so dass es den Landesherren vielfach eiu Leichtes war, 
ihren Willen durchzusetzen, indem sie, wie z. B. Friedrich I. und Frie- 
drich I. in dem benachbarten Brandenburg, einen Stand gegen den ande- 
ren benutzten, herrschte in Preussen im allgemeinen zwischen den beiden 
Ständen mit wenigen Ausnahmen Rinmütigkeit, welche infolge des ge- 


1) Toeppen, Akt. I, 57), 574. Schütz a.a.0. Lengnich l. c., pag. 258, 256. 
Preuss. Sammlg a. a. O. Baczko, III, 121. Wichert a.a. O., pag.237. Toeppen, 
Syb. histor. Ztschr. 1. ec. Voigt, VII, 189, der aber diese Artikel falschlich auf das 
Jahr 1412 und den damals begründeten Landesrat bezieht. Hartknoch, de antiqua 
Prussorum re publica § 20. cf. Unger 1. c. Il, 332. Campe, die Lehre von den Land- 
ständen, pag. 176. Walter 1. c. I, 430. Moser 1. c., pag. 351, 840. 

2) Tocppen, Akten, l. © Schütz l, c. Baczko l. e. Voigt Le. Toeppen, 
der deutsche Ritterorden ete, |. c. 
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meinsamen Strebens nach Vergrösserung der ständischen Macht und Ver- 
mehrung der ständischen Rechte auf Kosten des Ordens, wie überhaupt 
durch Gleichheit der Interessen noch mehr gestärkt wurde. So brachten 
Land und Städte auf dem Ständetage zu Marienburg vom 6. Januar 1434 
„mit eyntracht“ ihr Begehren vor den Hochmeister. In demselben Jahre 
noch vereinigten sie sich, falls jemand in seinen Privilegien, Freiheiten 
oder Rechten bedrängt würde, einander dies nach Billigkeit und Recht 
verantworten zu helfen t). Ähnliche Verabredungen finden wir in den 
folgenden Jahren häufiger °). Am besten aber dokumentierte sich diese 
Eintracht zwischen Land und Städten, wie wir gesehen haben, bei den 
Ereignissen und Verhandlungen der Jahre 1434 und 1435: Stets sehen wir 
Land und Städte gemeinschaftlich vorgehen. Dazu kam noch ein anderes 
Moment, wodurch ein grosser und zwar der bedeutendste Teil des Adels an 
die Städte gekettet wurde. Der Adel des zumteil noch polnischen Kulmer- 
landes *), von welchem in erster Linie die Bewegung gegen den Orden aus- 
ging *), und an seiner Spitze die Ritter der Eidechsengesellschaft, hegten, 
worauf schon Toeppen hingewiesen hat?) grosse Sympathieen für Polen; ja, 
es ist sogar anzunehmen — wenigstens unter der Regierung Pauls von Russ- 
dorff tritt dies ziemlich klar zu Tage — dass dieselben, vielleicht gelockt 
durch die grosse Ungebundenheit und Freiheit des polnischen Adels, die 
Herrschaft des Ordens mit der von Polen vertauschen wollten. Darauf 
und nicht, wie Voigt meint ®) gegen Bürgertum und Städtewesen, auch 
nicht, wie Schultz annimmt’), gegen die Umtriebe beim Landgericht, 
zielt wohl die „Heimlichkeit“, von der in der Urkunde des Eidechsen- 
bundes gesprochen wird, und auf deren Offenbarung — ein Zeichen. 


1) Toeppen, Akt. I, 623, 

2) Ibid. I, 664, 693, 700. IL, 68, 121, 186. S.S. rer. Pruss, IV, 412, 1). 
Voigt, VII, 746. 

3) Toeppen, die Zinsverfassung Preussens unter der Herrschaft des deutschen 
Ordens in der Ztschr. f. pr. Gesch., IV. Jahrg. 10. Heft, 1867, p.613.— Henkel, das 
Kulmerland um 1400 in der Ztschr. des westpr. Gesch.-Vereins, Heft XVI, pag. 6. — 
Schmitt, Land und Leute in Westpr. in der Ztschr. f. pr. Gesch. 1870. Bd. VII, 
pag. 192. — Sattler, a. a. O., pag. 259. 

4) Voigt, Gesch. der Hidechsenges., pag. 48, 57, 280. Prutz, Gesch. des Kreises 
Neustadt, p. 66. S.S. rer. Pruss, IV, 763. — Voigt, Gesch. der Stadt Marienburg, 
p. 342. Toeppen in Syb. Ztschr. 1. c. p. 440. 

5) Toeppen, Akt. I, 11. 

6) Voigt, VI, 148, 150. 

Dagegen spricht schon der Umstand, dass später „Mitglieder städtischer Behörden‘ 
(Voigt, Gesch. der Eidechsenges., pag. 18) in die Verbindung aufgenommen wurden. 
So sehr konnten sich die Tendenzen in so kurzer Zeit nicht ändern. 

7) Schultz, das Landgericht und die Hidechsengesellschaft in d. altpr. Monatsschr. 
1876. Ba. XIII. p. 376. 
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von ihrer Wichtigkeit — die Strafe der Exklusion aus der Gesell- 
schaft und der Ehrlosigkeit des Betreffenden stand’). Denn die Be- 
stimmung, einander beizustehen gegen jedermann, ausgenommen gegen 
die Landesherrschaft ?), wurde ebeusowenig, wie die ähnliche Bestimmung 
des Bundes, der ja auch trotz derselben gegen die Herrschaft revoltierte 
und schliesslich von derselben ganz abfiel, gehalten. Dies beweist die 
Teilnahme der Eidechsenritter an der Verschwörung des Komthurs Georg 
von Wirsberg gegen Heinrich von Plauen ?). Warum hielt sich ferner 
die Gesellschaft, wenn sie treu zur Herrschaft stand und diese nicht zu 
fürchten hatte, bis zur Konfliktszeit zwischen Hochmeister und Ständen 
so verborgen, um erst dann plötzlich wieder hervorzutreten? Doch nur, 
weil ihre regierungsfeindlichen Tendenzen das Licht nicht duldeten — 
denn dass die Gesellschaft weiter bestanden hat, beweist ja die Fortdauer 
der von ihren Mitgliedern 1408 gegründeten Vikaria*) — und weil, wenn 
die Eidechsenritter ihre Wünsche, die Herrschaft des Ordens abzuschütteln 
und den König von Polen zu ihrem Oberherrn zu machen, realisiert sehen 
wollten, sie diese bis zu einem geeigneten Zeitpunkt verheimlichen mussten. 
Dass sie aber derartige Absichten gehegt haben, darauf weist die Unter- 
drückung der Kulmer Banner in der Schlacht bei Tannenberg, sowie die 
Übergabe der von den Kulmer Rittern eingenommenen Ordensburgen an 
die Polen’), darauf weist auch die Teilnahme der Eidechsenritter an der 
Verschwörung gegen Heinrich von Plauen hin, deren Teilnehmer nach 
dem Misslingen ihres Plans zum König von Polen flüchteten und dessen 
Schutz und Verwendung beim Hochmeister in Anspruch nahmen‘). Hätte 
dann der König von Polen bei einem bevorstehenden Kriege mit dem 
Orden oder überhaupt bei Misshelligkeiten mit demselben sich an die | 
Stände, hauptsächlich des Kulmerlandes, mit Briefen gewandt, wenn er 
in ihnen nicht Verbündete und Helfershelfer gesehen hätte?)? Deutlich 


1) Voigt, Gesch. der Hidechsenges., p. 11, 16 u. VI, 150. Kotzebue, III, 355. 

2) Voigt, a. a. O. Kotzebue, a. a. O. 

3) Toeppen, Akt. I, 179 ff Voigt, VII, 145 ff. u. Gesch. der Hidechsenges., 
pag. 29 ff., 199, 202. Kotzebue LI, 393 fi. Gerstenberg, Heinrich von Plauen, 
pag. 43. 

4) Voigt, Gesch. der Hidechsenges., pag. 19, 46. 

5) S. S. rer. Pruss. IH, 316,486. Voigt, VII, 81,93, u. Gesch. der Hidechsenges., 
pag. 38 Anm. 2. Caro, ILI, 333, 338 ff. Wichert, 1. c, pag. 223. Gerstenberg, 
a. a. O. conf. S.S. IV, 15. Diugosz, XI, 316. — Buscke, Heinrich von Plauen in 
d. altpreuss. Monatsschr. 1880. Bd. XVII, pag. 130, 149. Sattler, a. a. O. Treitschke, 
Hist. und polit, Aufsätze Il, pag. 52. 

6) Toeppen, Akt. I, 182, 183, 186. S.S. rer. Pruss. HI, 486. Voigt, VII, 
146 u. 149 und Gesch. der Eidechsenges., p. 38 2), 42, 203. Stenzel, I, 19. 

7) Dies wird bestätigt durch einen Brief des Komthurs von Osterode an den Hoch- 
n.eister. (Toeppen, Akt. I, 571. Voigt, Gesch, d. Marienbg., p. 342, Anm. 92.) 
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traten ihre Intentionen zur Zeit Pauls von Russdorf an den Tag, als sie 
offen erklärten, sich nach einem andern Herrn umsehen zu wollen, der 
natürlich, da sie sich zugleich der an der polnischen Grenze gelegenen 
Burgen bemächtigen wollten, kein anderer als der König von Polen sein 
konnte 4). Demgemäss lässt sich denn auch, zum Teil wenigstens — es 
lagen ja auch andere Gründe, wie vor allem die Armut des Landes, vor, 
— der Widerwille des Kulmer Adels, Kriegsdienste zu thun, erklären °), 
weil der Krieg mit Polen den Bestrebungen der Ritter des Kulmerlandes, 
von denen ein Teil, wie zum Beispiel die Logendorfis, sogar mit Polen 
verschwägert war ?), zuwiderlief. Kurze Zeit darauf herrschte dann all- 
gemeine Ruhe und Friede im Ordensstaate infolge der Mässigung und 
versöhnenden Politik Konrads von Frlichhausen, und da hören wir denn 
auch von einer Thätigkeit des Eidechsenbundes nur wenig, wie diese stets, 
wenn Regierung und Unterthanen in Eintracht lebten, sich wieder ins 
Verborgene zurückzogen, im Geheimen wirkend, Pläne schmiedend, diese 
aber um so sorgfältiger vorbereitend, stets auf der Lauer, bei passender 
Gelegenheit wieder aus der Dunkelheit emporzutauchen. 

Daher sehen wir sie denn auch bald darauf, unter Konrads Nach- 
folger, wieder im Mittelpunkt des politischen Lebens stehen, ihre Rührig- 
keit und ihre Bestrebungen verdoppelnd. Sie sind die Führer der Be- 
wegung, sie stehen an der Spitze der Opposition. Sie sind es, die den 
Gedanken des Abfalls vom Orden immer wieder verbreiten und immer 
grössere Sympathieen für Polen erwecken. Um ihre Absichten zu fördern, 
beschliessen sie, polnische Ritter in die Gesellschaft aufzunehmen‘). Sie 
sind es, die mit den polnischen Grossen Verbindungen anknüpfen und 
sich mit diesen ins Einverständnis setzen; sie sind es, die die Gesand- 
schaften nach Polen leiten, um sich des Schutzes des polnischen Königs 
zu versichern, und sie sind es schliesslich, die, als der Abfall Preussens 
vom Orden 1454 wirklich erfolgt, durchsetzen, dass der König von Polen 
zum Oberhaupt gewählt wird). Damit war ihr Ziel erreicht. 

Wenn nun aber der Adel des Kulmerlands derartige Intentionen 


1) Toeppen, Akt. 1l. ec. Voigt, a. a. O. 

Damit stimmt es auch überein, wenn ähnliche Äusserungen von den Städten des 
Kulmerlands, die mit der Ritterschaft desselben eng liiert waren und von dieser erst viel- 
fache Anregungen zur Auflehnung wider die Herrschaft erhielten, verlautbar wurden. 
(Toeppen, Akt. I, 692. S.S. rer. Pruss. III, 638. Voigt, VII, 667.) 

2) Toeppen, Akt. I, 569, 570, 602, 673. Voigt, VII, 627, 667. Baczko, III, 298. 

3) Raczynski, cod. dipl. Lith., 216. 

4) T'oeppen, Akten. III, 617. Voigt, Gesch. der Eidechsenges. pag. 120, 163, 
und VIII, 293. Ranke, 12 Bücher preussischer Geschichte, Bd. I, 116. 

5) Voigt, Geschichte der Eidechsengesellschaft pag. 61, 162. Wernicke I, 206. 
Voigt VIII, 375. 
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eines Abfalls und einer Vereinigung mit Polen hegte, wo konnte er da 
grössere Hilfe und Beistand erwarten als bei den reichen Handelsstädten, 
die schon dadurch, dass sie infolge ihrer selbständigen Verwaltung ge- 
wissermaassen einen eigenen Staat im Staate bildeten, in Opposition zur 
Regierung standen, die ferner dem Orden wegen der Beeinträchtigung 
ihres Handels stets feindlich gesinnt waren und die überhaupt nach mög- 
lichster Unabhängigkeit vom Orden strebten!)? Kein Wunder also, wenn 
sich der Adel des Kulmerlandes, — und seinem Beispiele folgte bald der 
Adel der benachbarten Gebiete, — an die grossen Städte anschloss und, 
da es sich um ein Zusammengehen gegen einen gemeinschaftlichen Feind, 
die Regierung, handelte, eine grosse Einigkeit zwischen den beiden sonst 
so verschiedenen Ständen herrschte. 

_ Wie aber sah es zu derselben Zeit im Orden aus? Dort fand gerade 
die entgegengesetzte Bewegung wie bei den Ständen statt. Während 
sich hier zwei sonst so heterogene und feindliche Elemente einigten und 
zu einem Ganzen zusammenschlossen, sehen wir dort ein Ganzes sich in 
einzelne Teile auflösen. Seitdem die eigentliche Aufgabe des Deutschen 
Ordens, die Bekämpfung der Heiden, durch die Annahme des Christen- 
thums seitens Jagiellos und der Litthauer in Preussen weggefallen war 
und dieser sich hauptsächlich nur noch mit der Verwaltung des Landes 
befasste, seitdem ihm also, da er seiner Bestimmung nicht mehr genügte, 
jede Existenzberechtigung fehlte, und er nur noch „eine Versorgungs- 
anstalt für die nachgeborenen Söhne des deutschen Adels“ geworden war, 
wurden auch die Ordensregeln nicht mehr so streng befolgt, wurde die 
Disciplin schlaffer, namentlich als durch Heinrich von Plauen die Ober- 
deutschen zur Regierung kamen?), und es wurde infolge dessen auch die 
Parteiung innerhalb des Ordens immer grösser?). Dies zeigte sich schon 
unter der Regierung Heinrichs von Plauen, dessen Amtsentsetzung ja am 
besten den inneren Zwiespalt des Ordens dokumentierte; dies zeigte sich 
in noch höherem Maasse unter Paul von Russdorf. 

1) Danzig hatte schon unter der Regierung Winrichs von Kniprode den Ge- 
danken gefasst, die Ordensherrschaft abzuschütteln und sich zur freien Hansastadt zu 
machen (Hirsch 293. Voigt V, 343 und cod. dipl, Pruss. III, 183. Buscke a. a. O. 
pag. 138), einen Gedanken, den es wohl niemals ganz aufgegeben hat. Wenigstens hatte 
es 1411 den Anschein, als ob es sich mit Hilfe der Lübecker frei machen wollte (S. S. 
rer. Pruss. III, 326 IV, 398. Buscke a. a. O. Gerstenberg pag. 40, und noch im 
Jahre 1454 tauchte dieser Gedanke wieder auf. „Ik lede mi dunken,“ schreibt der Rats-. 
mann Marquart Knake von Lübeck nach Danzig, „wolde wi vri syn, id solde uns nu 
wol gevallen“ (S.S. rer. Pruss. IV, 641) cf. Voigt VII, 374. Kotzebue IV, 150, 
151, 322. S.S. rer. Pruss. V, 131. 

2) S.S. rer. Pruss. III, 379. l l 

3) Schilderung des Karthäusermönchs in den S. S. rer. Pruss. IV. 449—465, 

9* 
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Ungehorsam innerhalb der einzelnen Konvente, Auflehnung einzelner 
Ordensmitglieder sowie ganzer Konvente gegen den Hochmeister und 
schliesslich Uneinigkeit zwischen den Häuptern des Ordens selbst füllten 
seine Regierung aus. | 

Hauptsächlich waren es zwei grosse Parteien, die sich gegenüber 
standen, die Oberdeutschen und die Niederdeutschen. Der Hochmeister 
begünstigte als Rheinländer selbstverständlich die Letzteren und ersetzte 
in den einflussreichen Stellen die Franken, Schwaben und Baiern durch 
seine Landsleute‘), so namentlich in den drei Konventen Königsberg, 
Brandenburg und Balga, wo jene die Oberhand hatten“). Dies und be- 
sonders die Entfernung des obersten Marschalls und Komthurs von Kö- 
nigsberg, Vincent von Wirsberg, eines Franken, aus seinem Amte hatte 
die Auflehnung der genannten drei Konvente zur Folge). Ausserdem 
trat natürlich eine allgemeine Reaktion der Oberdeutschen gegen die 
Maassregeln des Hochmeisters ein, welche ihren Abschluss im Februar 
1440 fand, als der Hochmeister nach seinem Haupthause Marienburg 
gekommen war, indem nämlich der Grosskomthur, Wilhelm von Helfen- 
stein, der Komthur von Thorn, Konrad von Erlichshausen, und andere 
von Mewe aus sich ebenfalls dorthin begaben, sich der Schlüssel zu den 
Thoren der Burg bemächtigten und den Hochmeister zwangen, eine Ver- 
änderung in der Besetzung der Ämter zu Gunsten der oberdeutschen 
Partei vorzunehmen‘). 

Zu derselben Zeit, als diese Irrungen in Preussen entstanden, be- 
gannen auch Streitigkeiten zwischen dem Hochmeister und den Ordens- 
rittern und Ständen in Livland, wo sich nach dem Tode des Landmeisters 
Heinrich von Buckenvorde im Jahre 1437 zwei Parteien gebildet hatten, 
die Westfalen und die Rheinländer. Bei der Wahl des neuen Meisters 
entschieden sich diese für den Vogt von Jerwen, Heinrich von Noth- — 
leben, während jene für den Vogt von Wenden, Heidenreich Finke von 
Overbeg stimmten. Der Hochmeister bestätigte den Ersteren. Da jedoch 
der Gegner desselben den grösseren Anhang auf seiner Seite hatte, so 
einigten sich schliesslich beide Parteien, bis zur definitiven Regelung der 
Angelegenheit durch ein Generalkapitel den Vogt von Wenden als Statt- 
halter anzuerkennen. Da der Hochmeister aber von seiner Bestätigung 
nicht abweichen, andererseits der Statthalter, zumal er die Stände, geist- 

liche wie weltliche, hinter sich hatte, diese Bestätigung nicht an- 


1) S. S. rer. Pruss. 641 n. 1. Voigt, Gesch. der Stadt Marienburg p. 349 n. 6. 
2) Ibid. 702 No. 4. 
3) Ibid. 641 No. 1. 
4) Toeppen, Akt. II, 186 ff. Voigt VII, 755 ff. und Geschichte der Stadt 
Marienburg, pag. 349. 
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erkennen wollte, so wurde der Gegensatz zwischen beiden immer schärfer 
und drohte sogar bis zu offener Kriegsfehde sich zu steigern'). 
Während dieser Wirren lag der Hochmeister auch noch mit dem 
Deutschmeister in einem Streite, welcher vielfach auf den Verlauf der 
anderen Empörungen, namentlich der livländischen, bestimmend einwirkte 
und schliesslich die gegenseitige Amtsentsetzung der. beiden Meister zur 
Folge hatte?). So befand sich denn der Orden in der heillosesten Ver- 
wirrung zu derselben Zeit, wo zwischen den Ständen die grösste Einigkeit 
herrschte, so dass das moralische Übergewicht auf Seiten der Letzteren war. 
Dazu kam, dass die revolutionären Elemente des Ordens sich an die 
preussischen Stände wandten, weil sie bei diesen, die ja auch in Oppo- 
sition zum Hochmeister standen, Beistand erwarteten und zumteil 
auch erhielten. Schliesslich blieb auch dem geplagten und von allen 
Seiten bedrängten Hochmeister nichts anderes übrig, als ebenfalls die 
Hilfe der Stände anzugehen), so dass diese die eigentlichen Herren der 
Situation waren. Diese nützten auch den so gewonnenen Vorteil für 
sich aus und schlossen am 13. März 1440 zu Marienwerder*) den „Bund 
vor Gewalt“, mit der Intention, in allen Nöten einander beizustehen und 
Jedermann zu seinem Rechte zu verhelfen), d. h. sie verfolgten, wie 
auch ständische Einigungen anderer Staaten, welche vielfach unter An- 
erkennung des Selbsthilferechts und event. des bewaffneten Widerstandes 
gegen die Herrschaft durch Privilegien bestätigt, waren‘), das Ziel der 
„Rechtsbewahrung“. | 


1) Toeppen, Akt. II, 88 ff. S.S. rer. Pruss. III, 640. Anm. 1. Voigt VII, 
708, 715, 722. Stenzel I, 205. 

2) S. S. rer. Pruss. a. a. O. Voigt VII, 697 ff., 706 ff, 735, 736. 

3) Toeppen, Akt. II, 143 und in Syb. Ztschr. 1. c. pag, 440. 

4) Toeppen, Akt. II, 167. S.S. rer. Pruss. IV, 63, 77, 268, 421. Schütz, 
fol. 139 (b). Zernecke, 49. Gralath I, 210. Baczko III, 201. Voigt VII, 763 
und Geschichte der Stadt Marienbarg 353. Hirsch, 53 Toeppen in Syb. Zeitschr. 1. c. 
440 — B.S. rer. Pruss IV, 63, 268 führen den 20. März an. phonima dominica, 

` passionis, Sonntag vor Ostern, ist palmar. (20. März), nicht judica (13. März), wie 
T'oeppen, 8.8. rer. Pruss. IV, 268 angiebt. — Treitschke a. a. O. 

5) Toeppen, Akt. IT, 171 ff. u. IV, 122. Dogiel IV, 15 ff Schütz fol. 140 f. 
Runau, Geschichte des 13jahrigen Krieges, Vorrede pag. 8 ff. Waissel, Preuss. 
Chronik fol. 145 (b) ff. Hartknoch, Altes und Neues Preussen pag. 309 ff. Lengnich, 
poln. Bibliothek, Bd. IT (IX. Stück) pag. 260. Baczko III, 202, 370 ff. Kotzebue 
IV, 25. Voigt VII, 764 u. Gesch. der Stadt Marienburg pag. 355. Toeppen in Syb. 
Zeitschr. 1. c. 448. Wichert, l c. pag. 235. Ranke a. a. O., pag. 114. Stenzel 
l. c pag. 207. Wagner a. a. O. pag. 432. Müller, Reichstagstheater II, cap. III, 
pag. 453. Dumonts, corps diplom. III, 1, pag. 86. cf. Moser l. e. pag. 702, 703. 
Unger 1. c. II, 245. 

6) Unger 1l. c. IH, 245 ff. Hüllmann 1. ce. pag. 655 ff. 662, 663. Gierke l. e. 
I, 544, 546, 550, 554 cf. Zoepfl 1. c. pag. 498. Schulte l. c. pag. 199. 
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So standen sich jetzt zwei Vereinigungen, die des Ordens und die 
der Stände, gegenüber. Es war die Frage, da eine Existenz beider 
Körperschaften neben einander unmöglich war'), welche von beiden den 
Sieg davon tragen und die Herrschaft in Preussen führen würde. Das 
Ringen der beiden Körperschaften um dieselbe füllt daher den Zeitraum 
der nächsten Dezennien aus. 


LI. 
Die Gründung des Bundes bis zum Abfall vom Orden 1454. 


Der Orden trat dem Bunde anfangs feindlich gegenüber, da er ja 
die Gefahr erkennen musste, die seiner Existenz durch das Fortbestehen 
desselben drohte. Daher verbot der Hochmeister, die Bundesurkunde in 
Marienwerder zu untersiegeln und schickte auch den Grosskomthur und 
seinen Kaplan dorthin, die Besiegelung zu verhindern?). Doch es war 
zu spät. Ein Teil der Bundesverwandten hatte schon seine Siegel an 
die Urkunde gehängt und ein anderer war mit Zurücklassung derselben 
bereits nach Hause gezogen?). So war an der Thatsache nichts mehr 
zu ändern. Dass aber Paul von Russdorf in der Folgezeit keine Ver- 
suche gemacht hat, den Bund wieder aufzulösen, liegt einmal an seinem 
schwachen, schwankenden Charakter, vor allem aber an den Verhältnissen, 


1) Charakteristisch für die beiden Vereinigungen ist ein Gespräch zwischen dem 
Hauskomthur des Komthurs von Rheden und Hans von Hegenberg vum Jahre 1453. 
(Toeppen, Akt. III, 613.) 

2) Toeppen, Akt. II, 164, 168. III, 200. S.S. rer. Pruss. IV. 76, wo auch An- 
merkung 3) zu vergleichen ist. ibid. p. 268 u. 420. n. 2. Hennenberger, Erklärung 
der grösseren preussischen Landtafel p. 310. Schütz fol. 139 (b). Voigt VII, 763. 
Wichert a. a. O. p. 235. Gralath a. a. O. Anm. Eine Bestätigung des Bundes seitens‘ 
des Hochmeisters und 39 Gebietiger, wie sie der Verfasser der Danziger Chronik vom 
Bunde (S. S. rer. Pruss. IV, 425) und, auf sein Zeugnis gestützt, Schütz, Runau, Leo, 
Plastwich in mon, hist. Varm. III, 35 u. 91, Lengnich, poln. Bibl. Ba. II (IX St.) 
p. 261 und andere, so Baczko, Kotzebue, Voigt, Wichert, Wernicke, Stenzel, Gierke 
berichten, fand nicht statt. Denn einmal ist uns urkundlich nichts darüber berichtet und 
dann widerspricht dem obenstehendes Verbot des Hochmeisters. Im Übrigen verweise 
ich auf S.S. rer. Pruss. IV, 420. 2) u. Malotke, Beiträge zur Geschichte Preussens im 
15. Jahrh. in der altpr. Monatschr. 1882. Bd. XIX. p. 374. 

3) Toeppen, Akt. 1]. cè Schütz l. e Baczko III, 201. Kotzebue IV, 25. 
Voigt VII, 763. 
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Macht besass, seinen Unterthanen entgegenzutreten. Bald darauf dankte 
er ab. Sein Nachfolger, Konrad von Erlichshausen, suchte sich zunächst — 
durch weise Mässigung und freundliches Entgegenkommen und Abstellen 
von Beschwerden und Missständen das Zutrauen seiner Unterthanen zu 
erwerben. Andererseits war er nicht geneigt, von seinen Rechten oder 
seinen Forderungen etwas aufzugeben. So verlangte er, wie bereits ge- 
zeigt ist, bald im Anfange seiner Regierung wieder den Pfundzoll, den 
sein Vorgänger auf Drängen der Stände hatte aufgeben müssen‘), und 
setzte es durch, dass ihm die Erhebung desselben von Neuem zugestanden 
wurde?). Dabei war es ihm gelungen, die bis dahin herrschende Eintracht 
der Stände zu zerstören und eine Spaltung zwischen Adel und Städten 
hervorzurufen®), durch die der Grund zu einem Zerfallen des Bundes ge - 
legt war. Ohne Zweifel hätte sich dieser auch, wenn man den Dingen 
ruhig ihren Lauf gelassen hätte, aufgelöst; allein das ungestüme Drängen 
und die Bemühungen der Ritter, sowie vor allem der Übereifer des 
Bischofs von Ermland, den Bund zu sprengen), bewirkten gerade das 
Gegenteil: Landschaft und Städte schlossen sich wieder eng an einander. 
Auch eine vom Hochmeister 1446 den Ständen an Stelle des Bundes 
angebotene Verschreibung®) hatte keinen Erfolg. Die grossen Städte 


1) Toeppen, Akt. IT, 209 ff. S.S. rer. Pruss. III, 644. Anm. u. IV, 420. 2). 
Schütz, fol. 143 (b) u. 144 (a). Baczko III, 208. Kotzebue IV, 33 ff. Voigt VII 
772 ff. Toeppen in Syb. hist. Ztschr. 1. c. p. 440 u. 448. Wichert l.e. p. 236. Hirsch 
53. Lengnich a. a. O. pag. 263. l 

2) Toeppen, Akt. IT, 440 u. 543 ff. S.S. rer. Pruts. I, 648. Schütz fol. 151 
(b). Baczko III, 225, 292. Kotzebue IV, 46. Lengn. a. a. O. Voigt VII, 53. 
Gralath, Gesch. Danzigs I, 217. Toeppen in Syb hist. Ztschr. a. a. O. Wichert in 
d. altpr. Monatsschr. 1. c. p. 237. Voigt, Gesch, d. Hidechsenges. p. 56. Hirsch 59. 
Wernicke, I, 173. Wagner a. a. O. pag. 442. 

3) Toeppen, Akt. IT. 440, 511, 528, 529, 532, 568 u. in Syb. hist. Ztschr. 1. c. 
p. 442. Schütz, fol. 151 (a), Voigt VITI, 38 ff. 52, 64 u. Gesch. d. Stadt Marienburg 
388 u. Gesch. d. Eid. Ges. pag. 55. Hirsch 1. e. Wichert a. a. O. 

4) Toeppen, Akt. II. 693 u. III, 198 u. in Syb. hist. Ztschr. 1. e. p. 433, 449, 
Schütz, fol. 152 (b). Leo 262. Baczko III; 231 ff. Kotzebue IV, 74 u. 274. Voigt 
VIII, 99 u. Gesch. d. St. Marienburg. 288. Anm. 76. Lengnich a. a. O. Wagner 
a. a. O. pag. 264. 

5) Toeppen, Akt. II, 710. Schütz, fol. 154 (a) Leo, L c Baczko III, 232, 
Kotzebue IV, 77. Voigt VIII, 101. Lohmeyer: der Abfall des prenssischen Bundes 
vom Orden, Programm der Realschule zu St. Joh. Danzig. Jahrg. 1871. p. 5. Caro V, 16. 
Wernicke I, 174. — Lengnich a. a. O. . 

Die Annahme von Voigt (VIII, 65), dass Konrad von Erlichshausen schon 1443 
einen Versuch zur Auflösung des Bundes gemacht hat, ist nicht richtig, da das 
Schreiben des Kulmer und Thorner Rats an Danzig, auf das sich sein Bericht stützte, 
erst ins Jahr 1446 gehörte (l'oeppen, Akt. II, 729), und es ist daher die Darstellung bei 
Sehütz richtig. Ebensowenig ging der Plan, „die Bundessache von der kirchlich-religiösen 
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wollten nicht von dem Bund zurücktreten, die kleinen Städte schlossen 
sich ihnen an und wollten bei ihnen bleiben, „is gynge hogk adir seycht“, 
und schliesslich fassten alle, Lande und Städte, einträchtig den Beschluss, 
bei dem Bunde zu bleiben „bey leybe und gutte*).“ Diese Resolution 
wurde dem Hochmeister mitgeteilt, zugleich mit der Bitte um Schutz 
gegen die Verfolgungen des ermländischen Bischofs. Konrad von Erlichs- 
hausen erteilte den Deputierten eine gütiee Antwort?) und unternahm 
auch, da er wohl einsah, dass seine Bemühungen einstweilen doch ver- 
geblich seien und höchstens zur Stärkung des Bundes beitragen würden, 
vorläufig keine weiteren Schritte, ohne jedoch seine demselben feind- 
lichen Absichten damit vollständig aufzugeben. Denn als zwei Jahre 
später eine neue Spaltung zwischen Ritterschaft und Städten eingetreten 
und ein grosser Streit zwischen beiden wegen der Segelation und des 
freien Marktverkehrs ausgebrochen war’), hielt der Hochmeister den 
Zeitpunkt für geeignet, um wieder mit seinem alten Vorschlage hervor- 
zutreten®). Aber auch dieses Mal fanden seine Wünsche keinen frucht- 
baren Boden, und so liess er diese wiederum fallen®), zumal er durch 


Seite anzugreifen“, (Voigt VIIT, 99) von dem Hochmeister, wiewol derselbe davon Kennt- 
nis hatte (Toeppen, Akt. II, 694), sondern von dem Bischof von Ermland aus (Toeppen, 
Akt. IT, 692, 764, Baczko III, 231, Kotzebue IV, 74). Ferner war es nicht die „unge- 
nügende“ Antwort des Hochmeisters, sondern das Gebahren des Bischofs, welches den 
allgemeinen Unwillen und das Murren des Landes hervorrief, und grade durch die be- 
sonnene und entgegenkommende Haltung Konrads von Erlichshausen wurden die Gemüter 
der Bündischen wieder einigermassen besänftigt. Auch stimmt es nicht, dass Hans v. Baisen 
„mit des Meisters Plan, soweit er ihn kannte, d. h. „die Bundessache von der kirchlich- 
religiösen Seite aus anzugreifen“, nicht einverstanden zu sein schien. Denn Hans von 
Baisen erteilte dem Hochmeister den von Voigt angeführten Rat, als schon durch das 
Auftreten des Bischofs auf der Tagefahrt zu Elbing die ganze Sache verfahren war. (Die 
Ständeversammlung fand am 5. April 1446 statt [Toeppen, Akt. IL, 692]. Der Brief 
Baisens ist vom 10. April datiert [ibid. 698]) und diesen Rat befolgte denn auch der 
Hochmeister, wiewohl der Versuch nach dem Angriff des Bischofs als verspätet bezeichnet 
werden muss [Toepp. Akt. II, 723]. l 

1) Toeppen, Akt. H, 733. Schütz 1. c. Baczko 1. c. Kotzebue IV, 79. Voigt 
VIT, 106.. Wichert a. a. O. p. 238. 

2) Toeppen, Akt. II, 735. Schütz l. ce Baczko l. c. Kotzebue 1l. c. Voigt 
l.e. Wichert a. a. O. l 

3) Toeppen, Akt. III, 6, 7, 10 ff. 61 ff. 82 ff. 99, 101 ff Hirsch 62. 

4) Toeppen, Akt. III, 78, 80. 

Es ist, wie durch obige Darstellung erwiesen ist, nicht richtig, wenn Baczko, 
Kotzebue und Voigt angeben, dass Konrad von Erlichshausen nach 1446 keine weiteren 
Versuche zur Auflösung des Bundes gemacht habe. Ebensowenig ist es richtig, wenn 
hehauptet wird, dass in Folge dessen die Regierung Konrads bis zum Ende ruhig ver- 
laufen wäre; im Gegenteil war diese zuletzt sebr gefährdet und es ist sehr die Frage, 
ob der Hochmeister Herr der Situation geworden wäre. 

5) Toeppen, Akt. III, 81 ff. 38. 
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seine Stellungnahme zu dem Streit der Ritterschaft und der Städte in 
eine gefährliche Lage gekommen war. 

War es nun schon Konrad von Erlichshausen trotz seiner Gerech- 
tigkeit und Mässigung am Ende seiner Regierung nicht mehr gelungen, 
die Eintracht und den Frieden im Larde aufrecht zu erhalten, so sollte 
unter seinem herrischen, ungestiimen und stolzen, aber ebenso schwachen 
Nachfolger die Krisis eintreten. Wahrscheinlich auf Veranlassung des 
Bischofs von Ermland'!), dem der Bund am meisten verhasst war, einmal 
weil derselbe in verschiedenen Streitsachen, namentlich mit Braunsberg, 
dem Bischof entgegengetreten war und die Bedrängten in seinen Schutz 
genommen hatte, vor allem aber, weil der Bischof vor Kurzem erst sich 
hatte vor den Bundesverwandten demütigen und gewissermassen Abbitte 
leisten müssen ?), schickte der Papst einen Legaten, Ludwig von Silves, 
Bischof in Portugal, nach Preussen, da dort dem Gottesdienst Beein- 
trächtigungen widerfahren und Vereinigungen geschlossen worden seien, 
„die strefflich und gebrechlich und widder die freiheit der heiligen kirchen 
und ouch widder bobistliche und keyserliche rechte weren, dadurch vele 
selen in disser plage addir pestileneie mochten vergeen?).“ 

Dieser Legat hatte den Auftrag, auf die Auflösung des Bundes, der 
gegen den heiligen Christenglauben verstosse, hinzuwirken oder ihn, falls 
dies nicht gelänge, mit Bann und Interdikt zu belegen*) und zugleich 
die Schelungen zwischen Hochmeister und Ständen „zu verhören, zu 
richten und zu entscheiden’).“ Zu diesem Zwecke schlug der Legat auf 
der Versammlung der Stände zu Elbing am 10. Dez. 1450 diesen drei 
Wege vor, nämlich den der Inquisition, den “des Rechts und den der 
Liebe und Freundschaft, von welchen sie einen wählen sollten®). Die 
Stände schlugen jedoch jede Vermittelung des Legaten ab, da sie sich 


1) Toeppen, Akt. IIT, 192, 198, 244, 260, 329 u. in Syb. hist. Ztschr. a. a. O. 
p. 449. S.S rer. Truss. IV. 87. Anm. 1). Schütz fol. 163. Lohmeyer l. c. pag. 7. 
Kotzebue IV, 114. 

2) Toeppen, Akt. II, 703. Schütz fol. 153 (a). Baczko III, 231. Kotzebue 
IV, 75. Voigt VIII, 100. Wagner a a. O. pag. 448. | 

3) Toeppen, Akt. III, 206, 187, 208. S.S. rer. Pruss. IV, 220, 427. Schütz 
fol. 162 (b). Kotzebue IV, 113. Voigt VIII, 221 u. Gesch. der Stadt Marienburg 396 
u. Gesch. d. Eid. Ges. 82. Wernicke I, 177. 

4) Toeppen, Akt. HI, 185, 187, 196, 229. S. S. rer. Pruss. III, 649, IV, 86, 87, 
428. Schütz l. c. Kotzebue 1l. e Voigt VIII, 220, 222, 224. Wagner a. a. O. 
pag. 450. 
5) Toeppen, Akt. III, 196, 206, 210, 246. IV, 451. S.B. rer. Pruss. TV, 268. 
Hennenberger 308. Voigt, Gesch. der Eidechs. Ges. 239. Schütz I. c. 

6) Toeppen, Akt. ITI, 210, 211, 246, 249, 250, 253, 266 ff. S.S. rer, Pruss., 
IV, 86 u. 88. Voigt VIII, 224. l . 
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„mit ihrem Herrn wohl zu vertragen hofften.* Da auch der Hoch- 
meister sich bei ihm verwandte, „das seine veterlichkeit abestellen 
welde und nicht volfuren die krafft einer bulle*, so gab der Legat, 
wiewohl er in Anbetracht der Hartnäckigkeit der Leute willens gewesen 
war, die Strenge der Zensuren gegen sie anzuwenden, nach, um nicht 
„semliches gutes eyn vorstorer‘ zu sein, indem er zunächst nach 
Rom zurückkehren und dem Papste alles berichten wolle. Nachdem er 
dann noch ein Zeugnis, dass die Stände auf keinen der von ihm vor- 
geschlagenen Wege eingegangen wären, ausgestellt hatte, verliess er un- 
verrichteter Sache wieder Preussen !). Auf seiner Rückkehr liess der 
Legat die deutschen Städte und Fürsten wissen, dass die Bundesver- 
wandten in Preussen die drei von ihm vorgeschlagenen Wege zurück- 
gewiesen hätten, und dass der Bund gegen geistliches und weltliches 
Recht verstosse ?). In gleichem Sinne berichtete er an Kaiser und Papst. 
Die Folge davon war, dass bald aus allen Teilen Deutschlands, von welt- 
lichen und geistlichen Würdenträgern Schreiben in Preussen einlicfen , in 
“welchen die Beseitigung des Bundes anempfohlen wurde ?). Papst und 
Kaiser verlangten unter Drohungen die Auflösung des Bundes +t). Die 
Stände, von allen Seiten bedrängt, infolge dessen sich rur noch enger an 
einander schliessend, baten nun den Hochmeister, die Verantwortung für 
sie zu übernehmen und sie zu rechtfertigen; sie ersuchten ihn als ihren 
„rechten Herrn“, die Übergriffe des Papstes und des Kaisers, die sich 
gleichsam einer Herrschaft über Preussen anmassten, zurückzuweisen, wo- 
für sie auch als getreue Mannschaften bei ihm und seinem ehrwürdigen 
Orden bleiben wollten’). Ludwig von Erlichshausen schlug ihnen ihr 
Begehren ab und riet ihnen, von dem Bunde abzustchen, wofür er ihnen 
eine, im allgemeinen mit der seines Vorgängers übereinstimmende Ver- 
schreibung geben wollte ê). Aber durfte er denn, wenn schon Konrad 


1) Toeppen, Akt. III, 253, 254, 266—268. S.S. rer. Pruss. IIL, 649 u. IV, 87 
N. 1, 89, 268. Voigt, VIII, 231 ff. Hennenberger l. e Lohmeyer l. c. pag. 9. 

2) Toeppen, Akt. ITI, 283. Voigt, VIII, 237. 

3) Toeppen, Akt. III, 282—284. S.S. IV, 91, 93, 268, 427 N. 1. Schütz, 
fol. 166 (a). Leo, 264. Voigt, VIII, 238. Lohmeyer I. c, p. 10. Gralath, 1,228. 
Wagner, a. a. O., pag. 452. 

4) Toeppen, Akt. III, 286 ff, 320, 325. S.S. rer. Pruss. IV, 92, 268, 428. 
Schütz L c. Baczko, III, 255. Voigt, VIII, 242 ff. u. Gesch. der Kidechsenges., 92. 
Wichert a. a. O. Lohmeyer, l. c. Ranke, a. a. O., p. 115, Gralath, a. a. O. 
Wagner, a. a. O. l 

5) Toeppen, Akt. III, 250, 251. 

6) Toeppen, Akt. III, 311 ff, 320 f., 326, 329, 833 ff. S.S. rer. Pruss. III, 651 
u. IV, 95. Schütz, 167 (a). Kotzebue, IV, 118. Voigt, VIII, 243 ff. Baczko, 
TIE, 394—397. Lohmeyer, L. e. Wagner, a. a. O., 453. 
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von Erlichshausen, der doch infolge seiner Mässigung und Zurückhaltung 
verschiedene Erfolge aufzuweisen hatte, dies Ziel nicht erreichte, jetzt 
noch auf ein Gelingen seines Plans hoffen, da doch die Kluft zwischen 
Herrschaft und Unterthanen wieder grösser geworden war? Er hätte sich 
sagen müssen, dass, wenn auch wirklich ein Teil seiner Untergebenen, 
durch die Drohungen des Papstes und die Mahnungen von Kaiser und 
Kurfürsen eingeschüchtert, sich seinen Wünschen geneigt zeigen sollte, 
die eigentlichen Führer der Bewegung den alten Erfahrungen gemäss durch 
derartige Schritte nur noch mehr zum Widerstande gereizt und dass der 
Bund nur noch an Festigkeit gewinnen würde. So war es denn auch. 
Während ein Teil der Stände dem Hochmeister ein gewisses Entgegen- 
kommen zeigte, lehnten die Städte und die kulmer Ritterschaft die Pro- 
position des Hochmeisters ab‘). Alle aber waren darin einig, dass der 
Hochmeister für eine Verantwortung vor Kaiser und Papst Sorge tragen 
müsse oder, wenn er sich dazu nicht verstehen sollte, sie selbst es thun 
würden ê). Der Hochmeister ging auf die Forderung der Stände nicht 
ein 3). Infolge dessen entschlossen sich die Bundesverwandten, die durch 
das Auftreten der Geistlichkeit, welche die Bullen des Papstes am 27. Sep- 
tember auf dem Rathause zu Elbing hatte öffentlich verlesen lassen *), 
nur noch erbitterter geworden waren, im Jahre 1452, nachdem sie schon 
im vorhergehenden Jahre dem Kaiser eine Rechtfertigung bezüglich ihres 
Verhaltens dem päpstlichen Legaten gegenüber und bezüglich der gegen 
sie erhobenen Anschuldigungen hatten zukommen lassen 5), eine Gesand- 
schaft an Friedrich IHI., von dem inzwischen gin zweites Schreiben mit 
dem Befehl, den Bund aufzulösen, eingelaufen war ©), zu schicken und ihr 
Vorgehen bei diesem zu verteidigen ”). Dasselbe geschah von Seiten des 
Ordens, und so kam es zu einem formlichen Rechtsstreite zwischen dem 
Orden und dem Bunde vor dem Tribunal des Kaisers, der schliesslich zu 


1) Toeppen, Akt. TIT, 323, 330 ff, 339 Œ. S.S. IV, 95. Schütz, fol. 168 (a). 
Baczko, Ill, 288. Voigt, VIII, 145 ff. Ranke, a. a. O. 

2) Toeppen, Akt. III, 330. Schütz, fol. 168 (b) ff. Voigt, Gesch. d. Eidechsenges., 
pag. 103 u. VIII, 246. 

3) Toeppen, Akt. IIT, 331, 428. S. S. rer. Pruss. IV, 428. Schütz, fol. 170 (a). 
Voigt, VIII, 262. | 

4) Toeppen, Akt. III, 327 ff. IV, 452, S.S. rer. Pruss. IV, 96. Voigt, VII, 
245. Lohmeyer, l c, pag. 71. - 

5) Toeppen. Akt. IIT, 336—338, 378 ff. 

6) Toeppen, Akt. III, 412. Schütz, fol. 170 (a). Voigt, VIII,261. Lohmeyer, 
pag. 12 Wernicke, I, 178. Wagner, a. a. O., 455. 

7) Toeppen, Akt. III, 436 ff. u. IV, 452. S.S. rer. Pruss. IV, 99, 268, 428. 
Schütz, fol. 171 (a). Baczko, III, 241. Voigt, VIII, 261. Lohmeyer, a. a. O, 
p. 12. Wernicke, l e Droysen, l. c., II, 1. 107, 


28 E. Blumhoff. Beiträge zur Geschichte und Entwicklung 


Gunsten des ersteren die Entscheidung fällte. Die Folge davon war, dass 
die preussischen Stände am 4. Februar 1454 dem Orden „wegen Rechts- 
bruchs‘ den Gehorsam aufkündigten'), auch alsbald die Ordensburgen zu 
stürmen anfingen und sich unter die Herrschaft des Königs von Polen 
begaben °). 

Casimir vereinigte Preussen und Polen am 6. März desselben Jahres 
durch das privilegium incorporationis und machte dabei den Ständen die 
weitgehendsten Zugeständnisse ?). Dieselben sollten zu den polnischen 
Königswahlen hinzugezogen werden und überhaupt alle Freiheiten des 
polnischen Adels geniessen. Ferner sollten sie frei sein von allen Zöllen, 
namentlich sollte der Pfundzoll nicht mehr erhoben werden. Die Schlösser 
und Burgen in Preussen sowie alle Ämter sollten nur an Hingeborene 
gegeben werden. Die Preussen sollten ihre eigenen Münzstätten und 
ihren eigenen Landesrat, dessen Mitglieder alle wichtigen, Preussen an- 
langenden Sachen beraten und beschliessen sollten, sowie in Abwesenheit 
des Königs ihren eigenen Statthalter, den Gubernator, haben: kurz, es 
wurden ihnen ihre eigene, von Polen gesonderte Landesverwaltung zu- 
gestanden, so dass Preussen zu Polen eigentlich nur in das Verhältnis 
einer Personalunion trat. Es war dies der grösste Erfolg, den man sich 
denken kann. Alle Rechte, welche die Stände sich nur wünschen konnten, 
lagen in ihren Händen. 

Das Jahr 1454 bezeichnet den’ Höhepunkt der ständischen Ent- 
wicklung. Denn es war doch nicht zu bezweifeln, dass Casimir eine 
solche Sonderstellung, die den Interessen der Staatseinheit zuwiderlief, 
nach beendetem Kriege, wenn Preussen erst faktisch in seinem Besitz 
war, nicht zulassen, dass er in seinem Staate einen zweiten Souverän — 
denn als solehen kann man die preussischen Stände ansehen — nicht 
neben sich dulden würde. Es war natürlich, dass er von den Preussen 
auch Gegenleistungen verlangen, und dass er demgemäss danach streben 
würde, die Privilegien allmählich zu beseitigen und Preussen dem pol- 
nischen Staate konform zu machen. 


1) Toeppen, Akt. IV, 301, 453. S.S. rer. Pruss. II, 662 N.1) u. IV, 110, 431. 
Dogiel, IV, 145. Schütz, fol. 195 (a). Hennenberger, p. 271. Baczko, III, 306, 430. 
Voigt, VIII, 360 u Gesch. der Eidechsenges., 154, u. Gesch. der Stadt Marienburg, 402. 
Lohmeyer, a. a. O, p. 21. Droysen, l. e Caro, V, 22. Wernecke, I, 203. 
Treitschke, a: a. O., pag. 60. 

2) cf. Unger, 1. c., II, 254. Hüllmann, l. c., 655, 662. Gierke, l. c, I, 543, 
559, 564. 

3) Toeppen, Akt. III, 366. S.S. rer. Pruss. TIL, 431 u. IV, 659 N. 1). Dogiel, 
cod, dipl. Polon., IV, 145—149. Diugoss, hist. Polon. XIII, 133—'39. Schütz, fol. 
198 (b)—200(a). Baczko, III, 811.431—435, Kotzebue, IV, 155. Voigt, VIII, 378. 
Wernicke, I, p. 206 ff. Caro, V, 26 ff. 
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Daher wird denn die zweite Hälfte des 15. Jahrhunderts ausgefüllt 
ebenfalls durch Kämpfe zwischen Herrschaft und Ständen, welche letzteren 
bemüht sind, die erworbenen Rechte festzuhalten und zu verteidigen, 
während jene dieselben zu schmälern sucht. Das Jahr 1454 bildet 
also in der Geschichte der preussischeu Stände einen wichtigen Wende- 
punkt. Während in der vorhergehenden Zeit eine Vermehrung der 
politischen Rechte der Stände auf Kosten der Herrschaft stattfindet, tritt 
in der zweiten Periode eine Verkleinerung der ständischen Rechte zu 
Gunsten der Herrschaft ein. In der ersten Periode befinden sich die 
Stände in der Offensive, in der zweiten in der Defensive. Bevor jedoch 
die Schilderung der Kämpfe in der zweiten Periode erfolgen kann, müssen 
noch zwei wichtige Institute aus der Zeit der Ordensherrschaft erwähnt 
werden, die für die ständische Entwicklung von Wichtigkeit sind, nämlich 
der Richttag und der Landesrat. 


TII. 
Der Richttag. 


Der Richttag oder die „Ritterbank“, d. h. ein Obergericht, vor welchem 
Streitigkeiten, die in den gewöhnlichen Gerichten nicht genügend erledigt 
waren, sowie Klagen der Unterthanen gegen die Herrschaft entschieden 
werden sollten, war für die Stände von grosser Bedeutung, da ihnen ein- 
mal dadurch die Möglichkeit gegeben wurde, überhaupt ihre Beschwerden 
gegen die Herrschaft vorzubringen, und da ihnen ferner so eine gewisse 
Garantie geboten wurde, dass dieselben auch gerecht entschieden wurden. 
Denn während ihnen früher oft der Weg der Beschwerde an den Hoch- 
meister durch die Ordensbeamten abgeschnitten wurde!), so dass der 
Hochmeister schon in der Landesordnung von 1427 gegen derartige 
Übergriffe Vorkehrungen treffen musste °), so war das jetzt, wenn all- 
jährlich ein allgemeiner Richttag abgehalten wurde, da jeder ohne Weiteres 
seine Beschwerde vorbringen konnte, nicht mehr möglich; während früher 


1) Toeppen, Akt. I, 718. | 

2) Toeppen, Akt. I, 499, Artikel 20 der L. O; „Item welch arm man von nod 
wegen sich beruft an den meyster, den sal man ungehyndert den meyster lassen suchen 
und dem siene nodt clagen und en dorumb nicht stocken, noch tonnen.“ — 
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die Entscheidung solcher Beschwerden dem mehr oder minder parteiischen 
Hochmeister allein überlassen war, durften die Stände, da sie selbst, wie 
die weiteren Ausführungen zeigen werden, bei dem Richttage mit ver- 
treten waren, der Hoffnung sein, dass ein jeder zu seinem Rechte ge- 
langen würde. Schon daraus erhellt, wie wertvoll diese Institution für 
das Land war, und welchen Eifer daher die Stände an den Tag legen 
mussten, sie aufrecht zu erhalten und zugleich Einfluss auf dieses oberste 
Gericht zu gewinnen und zu bewahren. Nicht minder eifrig war anderer- 
seits der Orden bemüht, den ständischen Einfluss auf diesem Gebiete 
möglichst zu beschränken oder sogar den Richttag ganz und gar abzu- 
schaffen. Daraus entwickelte sich ein Kampf zwischen Orden und Ständen, 
dessen einzelne Phasen im Folgenden dargestellt werden sollen. 

Der Richttag ist ebenso, wie der Landesrat, eine Einrichtung des 
Ordens. Als nämlich der Hochmeister Paul von Russdorf, durch Polen 
und Hussiten gleichmässig bedrängt, auf die Hülfe der Stände angewiesen 
war und von diesen eine Ziese verlangte, machte er denselben auf der 
Tagefahrt zu Elbing vom 12. November 1432 verschiedene Vorschläge 
und Zugeständnisse, um sie so seinen Forderungen geneigter zu stimmen. 
Unter anderem schlug der Hochmeister den Ständen vor'), alljährlich 
eine „gemeyne czusampnekomung“ zu Elbing zu halten, wo jeder Unter- 
than, der sich an seinen Privilegien verkürzt oder, sei es vom Orden, 
sei es vom Adel, sei es von Bürgermeistern, sei es von Mitbürgern ver- 
gewaltigt glaubte, seine Klagen vorbringen sollte. Dieses Gericht sollte 
sich aus dem Hochmeister, den Prälaten, Gebietigern und Räten des 
Hochmeisters zusammensetzen. Ein solches Gericht aber, in welchem 
nur ein Teil, nämlich die Herrschaft, die Unterthanen aber nicht ver- 
treten waren, in welchem also die Entscheidung immer eine mehr 
parteiische sein und zu Ungunsten der letzteren ausfallen musste, war 
natürlich für die Stände ohne Wert. Daher verlangten sie, dass sie 
ebenfalls in diesem Gericht vertreten sein sollten*), eine Forderung, die 
sie auch durchsetzten, wie dies einmal aus dem betreffenden Rezesse?), 
vor allem aber daraus hervorgeht, dass die Vertretung von Land und 
Städten bei dem nächsten Richttage ausdrücklich angegeben ist. Es ist 
dies insofern von Wichtigkeit, als später der Hochmeister, wie wir sehen 
werden, das oberste Gericht nur mit seinen Gebietigern, Prälaten und 
Räten besetzte, was natürlich einen Konflikt zwischen Hochmeister und 
Ständen zur Folge hatte. 


1) Toeppen, Akt. I, 574 u. 575. 


2) Toeppen I. c. 
3) Toeppen, Akt. 1, 572. 
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Der erste Richttag sollte am 22. März 1433 gehalten werden und 
dabei auch ein bestimmter Tag des jährlichen Gerichts für künftig fest- 
gesetzt werden. In dem Rezess der Tagefahrt zu Elbing vom 9. März 
1433") heisst es auch, dass „noch vorvorramter wyse das gerichte von 
den hern prelaten, gebietigern, landen und steten‘“ gehalten worden sei. 
Der nächste Richttag, der auf vierzehn Tage nach Michaelis (13..Oktober) 
festgesetzt war, wurde von dem Hochmeister zunächst auf den 10. Januar 
14342) verlegt und dann auf den 24. Januar ausgeschrieben’); an dem 
letzteren Termine fand er auch statt. In der hier entworfenen Landes- 
ordnung*) wird des ,gemeynen gerichts des landes oder der jerlichen 
czusampnekomung des gerichtes desir lande‘“ wiederholentlich gedacht 
(Art. 5—7). Wichtig ist, dass Land und Städte eine rechtliche Bürg- 
schaft dafür haben wollten (Art. 36), dass alljährlich zu bequemer Zeit ein 
Gericht abgehalten würde, indem sie nämlich verlangten, dass der Hoch- 
meister ihnen dies verbriefen und versiegeln sollte. Der Hochmeister 
jedoch wich diesem Verlangen aus, indem er antwortete: ‚was her den 
landen uf desen artikel gloubet hat, das wil her en halden.“ Somit war 
die vom Hochmeister 1432 gemachte Proposition vorläufig, so lange sie 
nicht gesetzlich festgestellt war, ziemlich nichtssagend, insofern es von 
dem guten Willen des Hochmeisters abhing, ob er einen Richttag ab- 
halten wollte oder nicht, wie denn in der That in den nächsten Jahren 
keine Richttage abgehalten wurden. Die Stände dagegen wollten ein 
ihnen gemachtes Zugeständnis von so grosser Bedeutung nicht so leicht 
wieder aufgeben, und so findet sich unter ihren Klagen und Forderungen 
die betrefis des Richttages ‘immer mit an erstör Stelle. 

Als der Hochmeister im Herbst 1437, wie alle Jahre, seinen Umzug 
durch die Lande hielt, kamen die Ritter, Knechte und Städte des Kulmer- 
. landes zu ihm nach Rheden und verlangten unter anderem auch die Ab- 
haltung eines jährlichen Gerichts, wie er es ihnen versprochen hätte. 
Der Hochmeister wies jedoch diese Forderung mit der Motivierung ab, 
dass die auf dem vorigen Gerichtstage getroffenen Entscheidungen nicht 
befolgt seien und infolge dessen niemand in dem Gerichte mehr sitzen 
wolle’), und dass ja auch jeder sein Landrecht habe. Unzufrieden mit 
dieser Antwort setzten die Stände eine Schrift auf, welche sie dem Hoch- 
meister in Marienburg übermitteln liessen, wiederum mit dem Begehren, 
„das man das gerichte des jares eyns halde, das eyn itezlich man, arm 


1) Toeppen, Akt. I, 584. 

2) Toeppen, Akt. I, 605. 

3) Toeppen, Akt. I, 620. 

4) Toeppen, Akt. I, 624 ff. 

5) Toeppen, Akt. II, 35 8.8. rer. Pruss. IV, 409 Nr. 2. 
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und reych, sich dirclagen mag obir seynen herren, ap her em gewalt 
tette“). Aber auch hier wurden sie mit derselben Motivierung ab- 
gewiesen und erst auf der Elbinger Tagefahrt vom 24. März 1438 wurde 
ihnen zugesagt’), dass alle Jahr ein Richttag abgehalten werden sollte, 
wozu der Hochmeister ,,dy hern prelaten, syne gebietiger, land und stete 
vorboten wil, dis landes gebrechen czu wandeln, und ab imend gewalt 
oder unrecht geschen were, das her sich des erclagen mag und im dovon 
recht geschen mag, usgenomen, was ins landgerichte gehort, das sal im 
landrechte gerichtet werden.“ Im Jahre 1439 ordnete der Hochmeister 
einen Richttag an, in welchem jedoch nicht, wie es auf der Tagefahrt zu 
Elbing bestimmt war, auch Land und Städte vertreten waren, sondern 
nur Gebietiger und Prälaten sassen?). Die Stände erkannten denselben 
nicht an und verlangten, dass das Gericht nach alter Weise, wie es der 
Hochmeister mit den Prälaten, Rittern, Land und Städten vereinbart 
hatte, gehalten werden sollte, — ein Ansinnen, welches der Hochmeister 
zurückwies. Aber schon im nächsten Jahre machte dieser den Ständen 
betrefis des Richttages Konzessionen. Denn als sie auf der Eibinger 
Ständeversammlung vom 2. Januar 1440 dem Hochmeister eine Beschwerde 
von fünf Artikeln überreichten, deren erster die Forderung eines Richt- 
tages in sich schloss, so wie es zuerst von Hochmeister, Prälaten, Ge- 
bietigern, Land und Städten „begriffen und angehaben ist worden, eyns 
ein jar zu halden“ etc.*), versprach der Hochmeister ihnen, einen Richt. 
tag, der nur .umme der sterbunge willen“ ausgefallen wäre, abzuhalten 
mitsamt seinen Gebietigern und Prälaten, und nöthigenfalls auch Land 
und Städte hinzuzuziehen°). Vollständig geregelt wurde diese Angelegen- 
heit jedoch erst auf dem bald darauf stattfindenden Ständetage zu Elbing 
(24. Juni), wo eine feste Norm für den Richttag geschaffen wurde. Da- 
selbst wurde nämlich folgendes festgesetzt: Wenn ein Untersasse sich von 
seinem Herrn bedrückt oder vergewaltigt glaubt, soll er dies bei dem 
Landding, zu welchem er gehört, vorbringen. Daselbst sollen ihm vier ` 
„wissende mann von der bank“ mitgegeben werden, die ihn zu seinem 
Herrn begleiten und, nachdem sie dessen Entgegnung gehört, versuchen 
sollen, einen Vereleich zu Stande zu bringen. Falls dieser nicht gelingt, 
sollen die betreffenden vier von beiden Sachen, sowohl der des Herrn, 
wie der des Klägers ein Protokoll aufnehmen, welches sie auf dem 
nächsten Richttage, wo jeder zu seinem Rechte kommen soll, vorlegen 


!) Toeppen, Akt. II, 43, 44. 

2) Toeppen, Akt. II, 49. 

3) Toeppen, Akt. II, 106, 8.8. rer. Pruss. IV, 410, Anm. 
4) Toeppen, Akt. II, 182. Schütz, fol. 134 (6). 

5) Toeppen, Akt. II, 133 u. 134. 
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müssen. Analog diesem Verfahren auf dem Lande, soll in der Stadt die 
Klage vor den Rat gebracht und in derselben Weise verfahren werden. 
Auch Klagen der Bürger gegen den Rat sind zulassig*). — Der Gerichts- 
hof selbst sollte aus sechszehn Richtern, die jeder Stand aus seiner 
Mitte wählt, nämlich vier vom Orden, vier von den Prälaten, vier von 
der Landschaft und vier von den Städten zusammengesetzt sein?). Die 
Beisitzer mussten einen besonderen Eid schwören, „dass jeder recht richten 
welle noch got und noch rechte, noch clage und entwert, noch seyne 
besten synne.“ Von den Städten sollten Culm, Thorn, Elbing und Danzig 
Richter stellen°). 

Allerdings wollte der Hochmeister es zuerst nur „uff eyn vorsuchen“ 
zulassen und bestimmte als nächsten Termin den 18. Oktober?) (Luc. ev.). 
Da aber der Hochmeister in dieser Zeit mit dem Deutschmeister und dem 
Meister von Livland zusammenkam, um die zwischen ihnen herrschenden. 
Streitigkeiten unter Hinzuziehung der Stände beizulegen, so kam der 
Hochmeister mit diesen auf der Tagefahrt zu Danzig überein}, dass der 
Richttag am 13. Januar 1441 zu Elbing stattfinden sollte, und dass jede 
von den grösseren Städten die in ihrer Nähe gelegenen kleinen Städte 
hinsichtlich des Tages des Gerichts, sowie der Geschäfte, die daselbst 
vorgenommen werden würden, benachrichtigen sollte. Infolge dessen be- 
schlossen die Stände auf der Tagefahrt zu Marienburg‘), dass eine jede 
von den grossen Städten die umliegenden kleinen auffordern sollte, zwei 
Abgeordnete zum Richttage zu schicken. Ferner sollten die Herren von 
Thorn nebst den Rittern upd Knechten des Kulmerlandes die anderen 


1) Toeppen, Akt. IT, 238 u. 243. Man vergleiche auch die von obiger abweichende 
Darstellung von Hirsch in S. S. IV, 423, Anm. 1, welche schon im Anfang verfehlt 
ist, da Hirsch den allgemein gebrauchten Ausdruck „herr“ einmal mit „Hochmeister“, 
dann mit „Orden“ interpretiert, also demselben Ausdruck zwei verschiedene Bedeutungen 
unterlegt, von denen keine zutrifft. Infolge dessen wird denn auch die ganze folgende 
Darstellung eine schiefe und ziemlich unklare, die den thatsächlichen Verhältnissen, wie 
sie aus den Akten sehr klar ersichtlich sind, absolut nicht entspricht. Ebenso ist das 
Datum der Ständeversammlung von Hirsch falsch angegeben, da Johannes baptiste der 
24. Juni, nieht der 24. Juli ist. 

2) Toeppen l. c. und in Sybels hist. Ztschr. a. a. O. pag. 449. S.S. rer. Pruss. 
IV, 473, Beilage II. Danz. Archiv, Rez. C. Einlage fol. 17 (b). Diese Einlage besteht 
aus 124 Folien, die nicht besonders registriert sind, sondern lose im Rezessbuch C legen. 
Voigt, VII, 775 u. 777 n. 3. Schütz fol. 186 (b) im men mit fol. 142 (a). 
Hartknoch, de antiq. Pruss. republ. § 21. 

3) Toeppen, Akt. H, 234. > 

4) Toeppen, Akt. II, 237 u. 243 u. in Sybels hist. Ztschr. l. c., pag. 448. — 
cfr. Hirsch in S. S. rer. Pruss. IV, 423, Anm. 1. 

5) Toeppen, Akt. II, 266. 

6) Toeppen, Akt. H, 275. 
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Gebiete und die Braunsberger die ermländischen Stände zur Besendung 
des Richttages einladen. Auf Begehren der Herren Gebietiger, ,,dy faste 
mancherhand entschuldigunge hiruff hatten‘‘!), wurde dann auf der Tage- 
fahrt zu Elbing vom 15. Januar 1441 der Richttag auf den Sonntag nach 
der Oktave corporis Christi (25. Juni) verschoben. Doch traute man 
diesen Versprechungen nach den Erfahrungen der letzten Jahre, zumal 
auch der Richttag so oft verlegt war, nicht sehr, wie dies aus einem 
Schreiben der Ratmannen von Elbing an Danzig deutlich hervorgeht?). 
Daher gehörte es mit zu den ersten Schritten der Stände, dass sie den 
neuen Hochmeister auf der zu St. Georg gehaltenen Tagefahrt in Marien- 
burg baten, die Abhaltung eines jährlichen Richttages zu konfirmieren, 
damit Ladungen und Klagen vor kaiserlichen und geistlichen Gerichten 
ausser Landes vermieden wirden*). Dieser leistete ihnen denn auch in 
gewissem Maasse dafür Gewähr insofern, als er verschiedene Artikel, die 
noch von seinem Vorgänger unerledigt geblieben waren, und um deren 
Bestätigung ihn die Stände baten, auf den nächsten Richttag verwies*). 

Anfang Juni erfolgten denn auch wirklich die Einladungsschreiben 
des Hochmeisters zum Richttag 5); am 25. Juni fand, wie beschlossen, 
eine Ständeversammlung zu Elbing statt und am dritten Tage derselben, 
am 27. Juni®), wurde dann das Gericht, dessen später verschiedentlich 


1) Der Hauptgrund war wohl, wie schon Hirsch a. a. O. anführt, die Abdankung 
und der Tod des Hochmeisters, doch scheinen, nach obigen Worten zu schliessen, auch 
noch andere Gründe massgebend gewesen zu sein. — T'oeppen, Akt. III, 296. 

2) Schr. Elbings an Danzig von fer. VI. a. Palmar (7. April) 1441 bei Toeppen, 
Akt. I, 316, 

3) Toeppen, Akt. II, 323. 

4) Toeppen, Akt. II, 321. 

Ebenso verweist der Hochmeister einige Beschwerden Danzigs, welche dieses ihm 
bei der Huldigung vorgebracht hatte, auf den Richttag. Toeppen, Akt. II, 327. Ausser- 
dem wird des Richttags noch Erwähnung gethan auf der Tagefahrt der pommerellischen 
Stände zu Stargard vom 28. Mai (Himmelfahrt) 1441. Toeppen, Akt. II, 329, 

5) Einladungsschr. an Danzig vom 4. Juni 1441. Toeppen, Akt. II, 225. Ähn- 
liche Schreiben sind jedenfalls auch an die anderen Stände ergangen. 

6) Toeppen, Akt. II, 338. Voigt VIII, 14. 

Der Verfasser der Danziger Chronik vom Bunde (S. S. rer. Pruss. IV, 423 ff.) 
setzt den Richttag fälschlich ins Jahr 1446. — Voigt macht aus diesem Richttage zwei. 
Nachdem er VII, 775 über die 1440 bezüglich der Zusammensetzung des Richttages ge 
sprochen hat, berichtet er, dass noch in demselben Jahre ein Richttag, der aber ohne 
Erfolg gewesen sei, stattgefunden habe. Dann erzählt er VIII, 14, dass der Streit der 
ermländischen Bauern mit dem Domkapitel auf dem Ständetage zu Elbing von einem 
aus 16 Richtern gebildeten Gerichte entschieden sei. Thatsächlich aber hat überhaupt 
nur dieser eine Richttag vom 25, Juni 1441 stattgefunden. Wahrscheinlich hat sich 
Voigt durch Schütz fol. 142 (a), Baczko III, 205 ff. und andere, welche diesen Richt- 
tag irrtümlich in das Jahr 1440 unter die Regierung Pauls von Russdorf setzen, irritieren 
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Erwähnung gethan wird’), bestellt. Dasselbe war den früheren Verein- 
barungen gemäss aus sechszehn?) Richtern zusammengesetzt, welche vor- 
her vereidigt wurden, zu richten „nach bestem wissen und vornemen‘°). 
ürhalten ist uns von diesem Richttage noch ein Schiedsspruch*) in einem 
Streite zwischen dem Frauenburger Domkapitel und den ermländischen 
Bauern, welcher wegen Verweigerung des Scharwerks und anderer Ge- 
rechtigkeiten seitens der Letzteren entstanden war. Die Angelegenheit 
kam damals vor das ständische Gericht in Elbing und wurde im allge- 
meinen zu Gunsten des Kapitels entschieden. 

Es ist dies wohl der erste und letzte Richttag, der unter der Re- 
gierung des Hochmeisters Konrad von Erlichshausen stattfand. Denn 
wiewohl er von den Ständen gebeten wurde, einen neuen Richttag auf 
St. Lucas (18. Oktober) anzusetzen) und der Hochmeister ihnen den- 
selben auf der Tagefahrt zu Elbing vom 14. März 1442 für den Martinstag 
(11. November) zusagte®), so wird uns doch nirgends von demselben be- 
richtet, und es ist daher kaum anzunehmen, dass derselbe zu Stande kam’). 
Es ist dies auch um so unwahrscheinlicher, als der Richttag doch nur 
auf ein Versuchen zugesagt war, dieser erste Versuch aber nicht gerade 
als ein gelungener bezeichnet werden kann, weil der Richttag nicht ein- 
mal zu Ende geführt wurde’). 


lassen, und diesen folgend berichtet er denn auch, wiewohl nur ganz kurz und in allge- 
meinen Ausdrücken von einem Richtiag von 1440. Andererseits führte ihn das archivalische 
Material auf das wirkliche Datum des Richttages, und so lässt er 1441 ebenfalls einen Richttag 
stattfinden und erhält auf diese Weise zwei Richttage, die aber mit einander identisch sind. 

1) Toeppen, Akt. Il, 344 u. S. S. rer. Pruss. IV, 423, Anm. 1. 

2) Toeppen, Akt. II, 348 u. 398 u. in Syb. hist. Ztschr. 1. c. 

Der Chronist in den S. S. ver. Pruss. l. c., der überhaupt an grosser Verworrenheit 
leidet, lässt fälschlich das Gericht aus 2 (6?) vom Orden, 6 Prälaten, 6 von der Ritter- 
schaft und 6 von den Städten zusammengesetzt sein. Es erinnert dies an die Zusammen- 
setzung des grossen Rats von 1450. Ebenso falsch sind die Angaben bei Schütz, fol. 142 
(a); — ihm folgen Baczko III, 205—287 u. 372, Kotzebue, Preuss. alt. Gesch. Bd. IV, 
29, Wagner a. a. O. p. 436, Gralath I, 212 — und bei Leo, hist. Pruss. 258. Danach 
bestand das Gericht aus 2 Bischöfen, 2 Domherren, 2 Komthuren, 2 Kreuzherren, je 2 
vom Adel des Kulmerlandes und Pommerellen, je einem aus den Gebieten Osterode, 
Riesenburg, Ermland, Elbing, Balga, Brandenburg, Samland und je einem Vertreter der 
7 grossen Städte. Es ist dies der ursprüngliche Entwurf der Stände, der aber abgeändert 
wurde. cfr. Voigt VII, 775. Toeppen, Akt. II, 217 u. 237. 

3) Toeppen, Akt. III, 338. 

4) Toeppen, Akt. II, 348—350. 

5) Toeppen, Akt. II, 344. 

6) Toeppen, Akt. II, 409 u. 417, 

7) Toeppen (Akt III, 361) ist entgegengesetzter Ansicht, doch lässt sich dieselbe 
aus den von ihm zitierten Stellen nicht beweisen. 


8) Toeppen, Akt. II, B44. S. 8. rer. Pruss. IV, 495, Schütz, fol. 142 (a.) 
Baczkole - 3* 
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Dazu kommt noch eine gewisse Gleichgültigkeit gegen den Richttag, 
die sich gerade in diesen Zeiten bei den Ständen geltend machte, zum 
Teil wohl hervorgerufen durch den damals entstehenden Konflikt zwischen 
Land und Städten‘). Ferner war es den Ständen jedenfalls unbequem, 
dass auch die Angelegenheiten des Hochmeisters betreffs des Schalwen- 
korns und Wartegelds von demselben Gerichte entschieden werden sollten °). 
Vor allem aber hatte der Bund selbst die Ausübung einer gewissen 
Gerichtsbarkeit übernommen, und das ist wohl der hauptsächlichste Grund 
dafür, dass das Interesse für den Richttag, wo nicht erloschen, so doch 
sehr gering war. 

Schon 1440 bei Gründung des Bundes wurde festgesetzt, dass, falls 
jemand von den zum Bunde gehörigen Mitgliedern, sei es vom Lande, 
sei es von den Städten, vergewaltigt oder seines Gutes beraubt oder in 
seinen Freiheiten und Privilegien bedrängt würde und dieser die betreffenden 
Rechtsinstanzen — nämlich zuerst beim Hochmeister, dann beim Richt- 
tage — angegangen wäre, ohne zu seinem Rechte zu gelangen, der Bund, 
von den Städten Kulm und Thorn und der Kulmer Ritterschaft zusammen- 
berufen, für den Unrecht Leidenden in die Schranken treten und dem- 
selben zu seinem Rechte verhelfen sollte?). So ergriff z. B. der Bund 
in dem alten Streite der Stadt Braunsberg mit dem Bischof von Ermland 
betrefis der Handvesten entschieden die Partei der ersteren, und man 
beschloss auf der Elbinger Tagefahrt vom 8. Juni 1444 (II. post. trinit.), 
derselben gemäss den Vereinbarungen des Bundes beizustehen®). Ähnliche 
Beispiele finden sich ziemlich häufig unter der Regierung Ludwigs von 
Erlichshausen®). Diese Intention des Bundes, gewissermassen die Ausübung 
der Jurisdiktion zu übernehmen, sprachen die Bundesgesandten denn auch 
später noch, bei dem Rechtsstreit am kaiserlichen Hofe, offen aus®). In 
der Bundessatzung, so erklärten sie, wäre ein Artikel enthalten, nach 
welchem Ritterschaft und Städte, falls das jährliche Gericht nicht abge- 
halten wäre, auf Begehren des Klägers zusammentreten, die Klagen an- 
hören und, wenn dieselben für berechtigt erachtet würden, dem Kläger 
zu seinem Rechte verhelfen müssten. So war einstweilen kein grosses 


1) Hirsch, p. 59. Toeppen in Syb. hist. Ztschr. l. c. p. 442. Voigt, Gesch. 
der Eidechsenges. p. 55 und Gesch. der Stadt Marienburg, pag. 383, siehe oben p. 44. 

2) Toeppen, Akt. II, 341 u. 346 und in Syb. hist. Zeitschr. a. a. O. 

3) Toeppen, Akt. II, 173 u. 174 u. IV, 122. Schütz, fol 140 BHartknoch, 
p. 810. Dogiel, cod. dipi. Polon.IV, 136 u. 137. Lengnich, poln. Bibliothek, Ba.ll, 
268 u. 337. Baczko III, 202, 370ff. Vergl. VII, 764. Lohmeyer, a. a. O. p. 5. 
Wichert 1l. c. Toeppen in Syb, hist. Ztschr; 1. c. p. 448. 

4) Toeppen, Akt. II, 601. 

5) Toeppen, Akt. III, 120, 140, 143, 436. Schütz f. 179 (b). Baczko III, 288. 

6) S. S. rer. Pruss. IV. Beil II, pag. 474. 
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Interesse für den Richttag vorhanden’), wenn auch bei den Vorschlägen 
zu einem neuen Regimente im Jahre 1444 in zwei Gebieten die Forderung 
eines gemeinen Gerichts gestellt wurde”). Es waren dies eben nur ver- 
einzelte Fälle. 

Bemerkenswerth ist noch die Änderung, welche bezüglich der Zu- 
sammensetzung des Richttags unter der Regierung Konrad von Erlichs- 
hausens stattfand. Wie wir gesehen haben, war bei dem Orden stets 
das Bestreben vorhanden, die ständischen Elemente aus dem Richttage 
zu entfernen. Dies versuchte schon Paul von Russdorf wiederholt, ohne 
jedoch Erfolg zu haben. Ebenso musste Konrad von Erlichshausen auf 
dem Richttage vom 27. Juni 1441 empfinden, wie ein derartig zusammen- 
gesetztes Gericht den Handlungen der Regierung stets feindlich und 
hindernd entgegenstand?). So war es denn natürlich, zumal da auch die 
Geistlichkeit einem solchen Gericht von Laien die Kompetenzberechtigung, 
über sie zu urteilen, absprach und sich ihm nicht fügen wollte*), dass 
der Hochmeister auf die alten Bestrebungen des Ordens zuriickkam ^). 
Günstig für ihn war, dass auch die Stände ihm in diesem Sinne entgegen- 
kamen. So wurde denn auf der Tagefahrt zu Marienwerder am 17. Juli 
1446 vereinbart, dass der Hochmeister jährlich eine Tagefahrt — der 
Ausdruck „Richttag* oder gemeines Gericht wird nicht mehr angewendet 
— ansagen sollte, auf welcher sämtliche Schelungen und Gebrechen, nur 
von dem Hochmeister, seinen Gebietigern und Prälaten‘) erledigt werden 
allerdings in Gegenwart von Land und Städten. 

Da nun unter Konrad von Erlichshausen trotz der veränderten Form 
des Richttages ein solcher nicht mehr stattfand, so war es erklärlich, 
dass die Stände vor der Huldigung von dem neuen Hochmeister ver- 
langten, jährlich eine Tagefahrt abzuhalten und daselbst mit weisem Rate 
seiner Gebietiger die Klagen zu verhören und zu entscheiden‘). Der 


1) Dies zeigt sich noch deutlicher, wenn wir das spätere Gebahren der Stände und 
ihre Stellungnahme dem Richttage gegenüber z. Z. der polnischen Oberherrschaft beob- 
achten. Doch davon später. 

2) Toeppen, Akt. II, 630, 635. 

3) Dies erhellt aus der Stellung der Stände den Anerbietungen des Hochmeisters 
gegenüber, seine Angelegenheiten bezw. Forderungen dem Spruch desselben Gerichts 
unterwerfen zu wollen. 

4) Weber, de episcopatu etc. p 42. — Dies zeigt sich noch deutlicher unter dem 
folgenden Hochmeister. cfr Toeppen, Akt. III, 154, 164, 165. 

5) Auch hieraus dürfte erhellen, dass Konrad ein in der alten Weise zusammen- 
gesetztes Gericht nach 1441 nicht mehr gehalten hat. 

6) Toeppen, Akt. II, 735, 738, 739. III, 138, 144, 164 ff. Dies freiwillige Auf- 
geben eines so lange angestrebten und schwer errungenen Rechts zeugt wiederum von der 
Interesselosigkeit der Stände bezüglich des Riohttages, 

7) Toeppen, Akt. III, 138, 151, 167. 
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Hochmeister sagte dies schliesslich zu, allerdings zunächst nur auf ein 
Versuchen auf ein Jahr'). Später jedoch erweiterte er seine Zusage 
dahin, dass er jährlich eine Tagefahrt, welche vier Wochen vorher ver- 
kündigt werden würde, legen wollte?), wo jedem, welchem durch Ge- 
bietiger, Amtsleute und andere Ordenspersonen Verkürzungen an seinem 
Rechte geschehen seien, Gerechtigkeit widerfahren sollte. Ja noch mehr, 
der Hochmeister versprach sogar, falls jemandem sein Ausspruch nicht 
gerecht zu sein scheine, so wolle er sich rechtlich finden und erkennen 
lassen?), allerdings unschädlich des Ordens Privilegien. Zu diesem Zwecke 
schlug der Hochmeister am 1. Januar 1451 auf der Tagefahrt zu Elbing 
den Ständen vor, für den Fall, dass jemandem sein Ausspruch nicht ge- 
nügen würde, einen Oberrichter zu wählen‘). Allerdings erklärte dann 
der Hochmeister kurze Zeit darauf, noch im Juli desselben Jahres, als 
die Stände ihn seinem Versprechen gemäss um einen Oberrichter baten, 
dass er nichts davon wisse°), und etwas später, im September, leugnete 
er überhaupt, Hans von Baisen mit einem solchen Auftrage an Land 
und Städte geschickt zu haben). Die Angelegenheit wurde erst dann 
wieder zur Sprache gebracht, als die Stände sich an den Kaiser wenden 
wollten und ihre Gesandten auch das, was der Hochmeister ihnen durch 
Hans von Baisen hatte versprechen lassen, vorbringen sollten. Baisen, 
an welchen sich die Stände vorher noch gewandt hatten, gab die Ver- 
sicherung ab, dass ihm allerdings damals von Seiten des Hochmeisters 
solche Zusagen gemacht seien, dass er dies auch jetzt noch aufrecht 
erhalte und es jederzeit vertreten werde’). 


Seinem Versprechen gemäss hatte der Hochmeister eine Tagefahrt 
nach Elbing auf den 12. Mai 1451 angesagt?), welcher zugleich die 
Funktionen eines Richttages zukommen sollten, indem sie für Zwecke 
der Jurisdiktion bestimmt war. Es waren jedoch nur die Ratsendeboten 
der Städte erschienen, welche daher den Hochmeister baten, das Gericht 
bis zu einer anderen Tagefahrt anstehen zu lassen, auf der das gemeine 
Land und die Städte zusammenkommen könnten, zumal der Tag nicht, 
wie es eigentlich nothwendig war, 4 Wochen, sondern nur 14 Tage zu- 


1) Toeppen, Akt, III, 154, 174, 153. 

2) Toeppen, Akt. III, 169. 

3) Toeppen, Akt. III, 169. 

4) Toeppen, Akt. III, 247. Kotzebue IV, 118. 

5) Toeppen, Akt. III, 299. 

6) Ibid. III, 314. 

7) Toeppen, Akt. III, 464, 471, 490. Wagner a. a. O. p. 451. 

8) Ibid. III, 280, Schütz, fol. 165 (b), Les p. 264. Baczko III, 244. Voigt 
VILL, 242. Kotzebue IV, 116. Gralath I, 228. 
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vor ausgeschrieben war. Der Hochmeister wies ihre Bitte zurück und 
forderte sie auf, ihre Klagen vorzutragen, die er dann gerne richten 
wolle, und die Gebietiger fügten noch hinzu: „hat nimandt ezu clagen, 
so bedorfe wir och nicht richten“. So zogen denn die Sendeboten, ohne 
ihre Klagen vorzubringen, unverrichteter Sache nach Hause. Der Hoch- 
meister hatte sein Versprechen, einen Richttag abzuhalten, erfüllt), und 
wiewohl der Hochmeister nicht von aller Schuld freigesprochen werden 
kann, insofern er die Forderung der Sendeboten um Verlegung des 
Richttages auf eine andere Zeit in etwas zu schroffer Weise zurückwies, 
so war es doch hauptsächlich der Higensinn der Städte und die Gleich- 
gültigkeit der Landschaft, welche letztere es überhaupt nicht für nötig 
befunden hatte, zu erscheinen, wodurch der Richttag nicht zu Stande 
kam?). Mit Recht konnte daher der Hochmeister auf der Tagefahrt zu 
Marienwerder vom 5. September 1451 den Ständen, als diese wieder um 
Abhaltung eines Richttages baten, antworten: „Wir haben euch einen 
richtstag gelegt, worumb quomet ir nicht?“*) Nichtsdestoweniger 
kündigte der Hochmeister, trotz des Misslingens des ersten Richttages 
und wiewohl er denselben nur auf ein Versuchen zugesagt hatte, einen 
neuen Richttag für den 1. Juni 1452), freilich wieder nur 14 Tage zu- 
vor an. Aber auch jetzt stiess der Hochmeister wiederum auf den Wider- 


1) Allerdings hatte der Hochmeister den Richttag nicht, wozu er verpflichtet war, 
vier Wochen vorher verkündigt, aber in früheren Zeiten war derselbe doch auch nur 
14 Tage vorher angesagt und den Unterthanen hatte damals die Zeit genügt, zu er- 
scheinen und ihre Klagen vorzubringen Es war also doch nur eine reine Formsache, 
an welcher sich die Sendeboten“diesmal wie auch eim Jahr später stiessen, und welche 
sie benutzten, um die Abhaltung des Richttages unmöglich zu machen. 

2) Unrichtig sind die Darstellungen von Schütz, Leo, welcher diesen Richttag mit 
dem von 1441 zusammenwirft, Baczko und Kotzebue, wonach’ der Hochmeister und die 
Gebietiger aufstanden, weil sich kein Kläger gefunden hatte, und somit den Richttag 
aufhoben. Nicht durch die Schuld des Hochmeisters, sondern durch die der Stände 
wurde derselbe vereitelt, und nicht Ludwig von Erlichshausen hob denselben auf, sondern 
die Sendeboten verabschiedeten sich, ohne ihre Schelungen vorzubringen, vom Hochmeister 
und zogen nach Hause, wie dies aus dem Rezess deutlich erhellt. Ebenso wenig findet 
sich in dem Rezess etwas davon, dass die Stände, wie Schütz, Leo und Kotzebue be- 
richten, daran Anstoss nahmen, dass das Gericht nicht nach alter Gewohnheit, d. h. also 
auch mit Vertretern von Land und Städten, besetzt war. Es ist dies um so weniger an- 
zunehmen, als ja auf eigenen Antrag der Stände in dem Gerieht nur der Hochmeister 
mit seinen Gebietigern und Prälaten sitzen sollte. 

3) Toeppen IIT, 313. 

4) Toeppen III, 390. 

Falsch scheint die Nachricht bei Baczko III, 251, wonach der Hochmeister die 
Abhaltung des Richttäges, nachdem einmal ein solcher: stattgefunden, verweigerte, infolge 
dessen die Bundesglieder sich denn an den Kaiser gewandt hätten. Aus den Stände- 
akten ist dies nicht ersichtlich. 
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spruch der grossen Städte und namentlich Thorns, dessen Rat erklärte, 
die grossen Städte würden, da der Richttag nicht vier Wochen vorher 
verkündigt wäre !), nicht erscheinen. Allerdings waren damals schon die 
Bullen des Papstes und das Schreiben des Kaisers, durch welches der 
Bund für ungesetzlich erklärt wurde, eingelaufen und dadurch das 
Interesse, das ja auch vorher kein grosses war, vom Richttag abgelenkt. 
Ihr Hauptbestreben musste es natürlich jetzt sein, sich dem Kaiser gegen- 
über zu verantworten und die vom Papst angedrohten Strafen von sich ab- 
zuwenden zu suchen und zu diesem Zwecke den Hochmeister dazu zu 
vermögen, dass er ihre Verantwortung übernehme oder, wenn dies nicht 
gelang, sich durch einen Rechtsstreit am kaiserlichen Hofe eine von der 
Ordensregierung unabhängigere und selbständigere Stellung zu erringen. 
So ist es erklärlich, dass sie das Abhalten eines Richttages jetzt für 
eine nebensächlichere Frage hielten, wie dies auch daraus hervorgeht, 
dass die Hauptvertreter des Bundes eine vom Hochmeister angebotene 
Rechtsform, die einem grossen Teil genügend erschien, nicht annahmen °), 
und dass sie Formfehler vorschützten, um nicht zum Richttage erscheinen 
zu dürfen. So kann man wohl annehmen, dass die Forderung des Richt- 
tages seitens der Stände in den letzten Jahren der Ordensregierung wohl 
nie eine ernstliche gewesen und wohl nur aus dem immer grösser wer- 
denden und immer ausgeprägteren Oppositionsgeist, durch welchen ein 
Zusammengehen mit dem Hochmeister oder gar eine Aussöhnung mit 
‚demselben so gut wie unmöglich gemacht war, entsprungen ist. So muss 
es z. B. doch mindestens sehr merkwürdig berühren, wenn Thorn und 
Kulm mit den Rittern des Kulmerlands auf der Tagefahrt zu Lyssau am 
29. Mai, nachdem also schon längst ein Richttag ausgeschrieben war, 
den sie aber zurückwiesen, die Forderung eines Richttages aufstellten. 
und diesen Beschluss am 2. Juni, also einen Tag später, als das Gericht 
wirklich abgehalten war, oder während dasselbe vielleicht gar noch tagte, 
einem anderen Mitgliede des Bundes mitteilten?). 

Trotz dieser abwehrenden Haltung besonders Thorns und des Kulmer- 
lands hatte doch ein Theil von Land und Städten, wie wir dies aus 
einem Schreiben des Vogts von Roggenhausen an den Hochmeister er- 
sehen *), beschlossen, den Richttag zu besuchen, freilich hauptsächlich, 
um dem Hochmeister eine peremptorische Forderung betreffs des Erb- 
rechts zu stellen. So fand denn wirklich am 1. Juni 1452 der angesagte 


1) Toeppen, Akt. III, 291. 

2) Toeppen III, 333 f., 339 ff S. S. rer. Pruss. IV, 95. Schütz, fol. 167. 
- Baczko III, 288, 394—397. Voigt VIII, 244, 
3) Toeppen, Akt. III, 395. 
4) Ibidem ITI, 392. 
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Richttag statt‘). Ein gleichzeitiges Tagen der Stande.sjedoch, welche 
irgendwie auf das Gericht hätte einwirken können, erscheint aus- 
geschlossen, da die Stände sich 14 Tage später bei dem Hochmeister 
beschweren, dass er nicht zugleich mit dem Richttage eine Tagefahrt 
nach Elbing angesetzt habe und dass aus diesem Grunde viele, die 
Schelungen vorzubringen gehabt hätten, nicht erschienen wären. Auch 
der Hochmeister spricht nur davon, dass er mit seinen Gebietigern und 
Räten dagewesen sei und Recht gesprochen habe. Im übrigen scheint 
dies der letzte Richttag unter der Ordensregierung gewesen zu sein, da 
die Sache sich inzwischen so zuspitzte, das die Entscheidung auf einem 
andern Wege erfolgen musste. 


Einige, wie z. B. der Komthur Postar von Danzig, Hans von Baisen, 
der Danziger Rat’), glaubten ‚zwar auch jetzt noch, dass eine Verstän- 
digung zwischen dem Bunde und dem Hochmeister herbeigeführt werden 
könnte, wenn dieser den Richttag, wenn auch nur für einige Jahre, zu- 
sagte, oder vielleicht demselben eine andere Form gäbe, indem er nämlich 
wieder ständische Vertreter zuliesse. Doch wenn man bedenkt, dass der 
Hochmeister noch im Jahre 1453 sich erbot, Klagen über Ordens-Mit- 
glieder nach Verhörung beider Teile mit Rat seiner Gebietiger zu ent- 
scheiden®), dass derselbe ferner in diesen zwei Jahren seiner Regierung 
zwei Richttage angesagt hatte, und dass gerade die Stände oder wenigstens 
ein grosser Teil derselben ihm Schwierigkeiten machten, dass ferner den 
Ständen vor allem daran lag, durch den Hochmeister vor Kaiser und 
Papst wegen des Bundes gerechtfertigt zu werden, eine Forderung, die 
der Hochmeister gar nicht-erfüllen konnte, „da er selbst den Bund be- 
seitigt wünschte, wenn man ferner bedenkt, dass damals schon die Mit- 
glieder des Bundes daran dachten, „sich an den Herrn König von Polen 
zu geben“*), auch schon eine Gesandtschaft an den Kaiser ausgerüstet 
hatten, um sich, da der Hochmeister sie nicht verteidigen wollte, selbst 
vor dem Kaiser zu verantworten und diesem die Entscheidung in Sachen 
des Bundes zu übertragen, so wird man wohl kaum glauben dürfen, dass 
durch das Zugeständnis des Richttages der Streit zwischen dem Hoch- 
meister und seinen Unterthanen beigelegt worden wäre’). So wurde die 


1) Ibidem III, 401. IV, 19. 73. Voigt VIII, 256. 

2) Toeppen, Akt. III. 438, 75. 478. 494. Voigt VIII, 350. 

3) Toeppen, Akt. IV, 19. 

4) Toeppen, Akt. III, 479. 

5) Wie eitel die Hoffnung war, durch Zusage des Richttages der Katastrophe vor- 
zubeugen, zeigte sich bald darauf, als nämlich der Hochmeister und andere nach dem er- 
folgten Spruche des Kaisers durch ein solches Versprechen die Sache ins Gleiche bringen 
wollten (Toeppen, Akt. IV, 244, 305, 316, 321, 332), aber vergeblich (ibid. IV, 323, 
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Kluft zwischen den beiden Parteien immer grösser und konnte kaum 
mehr überbrückt werden. Am 1. Dezember 1453 wurde dann der Rechts- 
streit durch den Spruch des Kaisers zu Gunsten des Ordens entschieden. 
Die Folge davon war, dass der grösste Teil Preussens sich vom Orden 
lossagte und unter die Oberhoheit Polens begab, bei dem es auch nach . 
einem dreizehnjihrigen Kriege blieb. 
Bald nach dem Anschluss an Polen hatten die Stände vom König 

verlangt, „das ein richtstag zum Elbinge alle jor jerlich 14 tage noch 
Michaelis gehalden werde und unrecht aldo gerichtet werde, die geist- 
lichen als die weltlichen, reich und arm“ !). Die Antwort des Königs 
auf diese Forderung ist nicht bekannt, dürfte aber wohl eine zustimmende 
gewesen sein, da er doch anfangs den Preussen in allen Punkten grosse 
Zusicherungen machte, und auch später gerade bezüglich des Richttages 
sich sehr entgegenkommend zeigte. Hinstweilen tobte jedoch noch der 
Krieg mit dem Orden nnd durch ihn wurde alles andere in den Hinter- 
grund gedrängt. So war denn auch vom Richttage 14 Jahre lang nicht 

mehr die Rede, und erst 1468 setzte der König zu Marienburg fest, dass ` 
in dem Gericht die vier Bischöfe von Kujawien, Kulm, Pomesanien und 
Ermland, ferner die drei Woywoden, der Castellan von Elbing und je ein 
Abgeordneter der Städte Thorn, Elbing, Danzig und Braunsberg sitzen 
sollten?). Ein derartig zusammengesetzter Richttag fand am 11. Januar 1469 
statt?). Daselbst wurden, nachdem einige Klagen gehört waren, einige 
Bestimmungen darüber getroffen, wie der Richttag gehalten werden, welche 
Klagen daselbst entschieden werden sollten, und Ähnliches. — Zunächst 
musste jeder, bevor er sich an das oberste Landgericht wenden durfte, 
seine Sache vor dem gewöhnlichen Gerichte vorgebracht haben, nachdem 
er drei Wochen vorher sein Widerpart hatte vorladen lassen. Diese Vor-. 
ladungen, welche auch gegen den eigenen Herrn gerichtet werden konnten, 
geschahen im Namen des Königs durch den Schreiber der betreffenden 
Woywodschaft, beziehungsweise des Ermlands. War nun jemand mit dem 


337). Ebenso wenig, wie ein bis anderthalb Jahre später ein solcher Ausgleich zu Stande 
kam, war jetzt ein solcher zu erwarten; dazu war die Spannung schon zu gross: „Es 
drängte alles auf Entscheidung durch offene Gewalt.“ 

1) Toepper, Akt. IV., 441. 

2) Thunert, Akten der Ständetage Preussens kgl. Anteils, Bd. I, Lfrg. I, p. 119. 

3) Ibid. pag. 95. 

Der Rezess über diesen Richttag, der im Danziger Archiv R. B. fol. 203—208 und 
262—265 unter dem Jahre 1472 aufgeführt ist, gehört, wohin Thunert ihn auch gesetzt 
hat, sicher ins Jahr 1469. Dies geht unter anderem einmal daraus hervor, dass dieser 
Richttag gemäss den Bestimmungen des Königs von 1468 zusammengesetzt war, während 
von 1471 an die Zusammensetzung eine andere war. Dann weist auch die Erwähnung 
von der neulichen Anwesenheit des Königs d. i. von 1468 darauf hin. 
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gefällten Urteil nicht zufrieden, so sollte er in geistlichen Sachen an die 
Geistlichkeit, in weltlichen an die Woywoden und Stuhlherren, beziehungs- 
weise den Rat in den Städten Berufung einlegen. Diese bezeichneten 
dann die Instanz, wo die Angelegenheit definitiv entschieden werden sollte. 
Wenn jemand keinen Oberrichter, wie einen Bischof u. s. w., hatte, so 
sollte er sich an das Obergericht wenden. Dieses setzte sich aus Prä- 
laten und Vertretern von Land und Städten, — von letzteren hatte jede 
Stadt, ganz gleich, wie viel Vertreter sie entsandte, nur eine Stimms — 
im Ganzen aus zwölf jedenfalls in der 1468 bestimmten Weise Gekorenen | 
zusammen, welche einen besonderen Eid schwören mussten, jeden, arm 
oder reich, nach Recht und bestem Erkenntnis zu richten. Eine Be- 
rufung vom obersten Gericht an den König durfte nur nach Entscheidung 
der Richter, ob dieselbe zulässig sei, stattfinden. Weun diese nun auch 
wohl im allgemeinen die Zulässigkeit würden verneint haben, so ist es 
immerhin merkwürdig, dass überhaupt eine Berufung an den König mög- 
lich war, da dieselbe später von den Ständen stets als ungesetzmässig 
und gegen die Privilegien verstossend verworfen wurde und 1512 sogar 
Anlass zu einem längeren Streit zwischen den Ständen und dem Könige 
gab. Weiterhin wurde dann noch festgesetzt, dass die Aussprüche und 
Urteile der Richter strikt befolgt werden sollten, widrigenialls die Wider- 
spenstigen die ganze Schwere des Gesetzes treffen würde, eine Bestim- 
mung, die nur auf dem Papiere stand, da die Obrigkeiten in Preusseu 
niemals die Macht gehabt haben, ihren Aussprüchen Geltung zu ver- 
schaffen. Endlich wurde noch beschlossen, im obersten Landgericht ein 
Buch zu halten, in welchem ein geschworener Schreiber die gefällten 
Urteile aufzeichnen sollte. Abschriften von Urteilen, unter drei — nach 
anderer Leseart vier — Siegeln von den Prälaten, Landen und Städten 
ausgefertigt und von „den zwölf Gekornen‘ unterzeichnet, durften ver- 
abfolgt werden, doch nicht zu dem Zwecke, die Sache ausser Landes vor 
fremde Gerichte zu ziehen. Diese Artikel nun sollten die Sendboten ad 
referendum an die Ihrigen mitnehmen, damit dann am 11. Juni auf einem 
neuen Richttage') darüber ein endgültiger Beschluss gefasst werden 
könnte. 

Der Termin für den neuen Richttag scheint bis zum 8. September °) 
verschoben worden zu sein. Ausserdem hatten die drei grossen Städte 
den Gubernator ersucht, vier oder fünf Tage vorher eine allgemeine 
Ständeversammlung abzuhalten 3), um nach alter Gewohnheit ,,sottane 
newikeit“ mit Rat des ganzen Landes, also auch der gemeinen Landschaft 

1) Thunert, pag. 96. | 

2) Ibid. pag. 118, 142. 

3) Ibid. pag. 110, 142. 
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und der kleinen Städte, aufzusetzen und „sich der artikel zuvortragen, ee 
men in das gerichte ginge“. Der Gubernator hielt diese allgemeine 
Ständeversammlung für unnötig. Infolge dessen kam man denn, als am 
7. September der Richttag wirklich zu Marienburg stattfand, zu keinem 
Beschluss. Denn als die Prälaten eine Antwort auf die bezüglich des 
Richttages vorgeschlagenen Artikel verlangten, so wurde ihnen durch den 
Gubernator die Antwort zu Teil), dass nach dem Gutdünken von Land 
und Städten „sulch richttagk mit eyntrechtigher vorliebunghe der gemen 
lande und der stete alle grosz und cleyn vorliebet und angenamet‘ werden 
müsste, und dass sie daher jetzt ohne dieselben den Richttag nicht 
vornehmen könnten. Die Prälaten, welche davon natürlich nichts wissen 
wollten, sprachen den Ständen ihr Befremden darüber aus, dass sie betreffs 
des Richttages, den sie vom Orden sowohl wie vom Könige stets gefordert 
hätten, jetzt, nachdem er ihnen zugesagt wäre und abgehalten werden 
sollte, so viel Schwierigkeiten machten, und verlangten zugleich, dass das 
Gericht in der vom König 1468 zu Marienburg angeordneten Weise zu- 
sammengesetzt sein sollte. Ähnliche Vorwürfe wurden den Ständen bald 
darauf am 26. November 1469 auf dem Reichstag zu Peterkau vom 
Könige selbst gemacht ?), jedoch ebenfalls ohne Erfolg. 

Die Stände blieben bei ihrer Forderung, vorher erst eine allgemeine 
Ständeversammlung abzuhalten. Kurz während merkwürdigerweise der 
König zu einer Zeit, als er schon anfing, die Privilegien in Preussen 
zu verletzen und zu unterdrücken, sich bezüglich des Richttages ent- 
gegenkommend bewies und die eigentliche Triebfeder für das Zustande- 
kommen des Richttages war, machten gerade die Stände, in deren Inter- 
esse es doch am meisten liegen musste, ihre eigene Gerichtsbarkeit im 
eigenen Lande, unabhängig vom Könige zu haben, Schwierigkeiten, indem 
sie sich, wie gewöhnlich, wenn ihnen etwas nicht genehm war, damit 
entschuldigten, dass sie es ohne Wissen der gemeinen Landschaft und der 
kleineren Städte nicht thun könnten. Vergleicht man damit das Ver- 
halten der Stände zur Zeit der Ordensherrschaft, so wird man unzweifel- 
haft die bereits oben aufgestellte Behauptung bestätigt finden, dass die 
Stände einen gewissen Indifferentismus gegen den Richttag bekundeten, 
zumal allein schon die Vorverhandlungen bezüglich der Zusammensetzung 
des Gerichts durch so viele Jahre in die Länge gezogen wurden. 

Nachdem also weder die Vorwürfe der Bischöfe noch die des Königs 
vermocht hatten, die Stände in ihrem Entschlusse wankend zu machen, 
fand am 1. März 1471, den Forderungen der Stände entsprechend, ein 


1) Thunert, pag. 113. 
2) Thunert, pag. 141 u. ‘142. 
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Richttag in Marienburg statt), bei welchem auch die gemeine Land- 
schaft ?) und die kleinen Städte vertreten waren. Daselbst kam man 
überein, alle Jahre einen Richttag abzuhalten ‚vor gewalt, alze vor dy, 
die czu rechte nicht konen gebrocht werden, die man nach zcu landt- 
dinge, nach zeu borgerrecht in den ste en brengen kan“. In den Ge- 
richten sollten die Bischöfe von Heilsberg und Kulm, sowie ein Ver- 
treter des Frauenburger Kapitels mit je einer Stimme sitzen, ferner der 
Woywode von Marienburg und der Elbinger Kastellan mit zusammen einer 
Stimme, ebenso der Kulmische Woywode und Kastellan und der pome- 
flecie Woywode und Kastellan von Danzig, und schliesslich die Vertreter 
der drei grossen Städte mit ebenfalls je einer Stimme *), sodass also 
im Ganzen neun Stimmen im Richttage vertreten waren. Dieses Gericht 
sollte jedoch nur „auf ein Versuchen“ auf zwei oder drei Jahre bestehen. 
Der nächste Richttag wurde auf den 29. Juni nach Elbing gelegt. Da- 
selbst sollte zugleich festgesetzt werden, ob und in welcher Form die 
Richter zu vereiden wären. 

Ungefähr zu der festgesetzten Zeit, nämlich am 22. Juni 1472, wird 
uns dann von einem Richtage, der zu Elbing stattfand, berichtet *). Auch 
hier wurden wiederum nur über die Art der Zusammensetzung des Richt- 
tages, sowie über die Sachen, welche vor den Richttag kommen sollten, über 
die Form der Ladebriefe, der Entscheidungen, des Eides der Richter und 
über Ähnliches Bestimmungen getroffen, die sich genau mit den 1469 
und 1471 gefassten Beschlüssen decken. 

Neu und wichtig ist nur das Verbot, sich an die Herrschaft zu 
berufen’), was, wie wir gesehen haben, nach den Bestimmungen von 1469 
in gewissem Masse gestattet war. Dagegen sollte die Zusammensetzung 
dieselbe sein, wie sie 1471 festgesetzt war. Ferner sollte das Gericht 
ebenfalls nur „vor gewalt“ gehalten werden und schliesslich wiederum nur 

„uff eyn vorsuchen II adder III ior steyn“. 

In der Folgezeit ist von dem Richttage nicht mehr die Raie: seine 
Funktionen gingen über auf die Ständeversammlung. Wenigstens finden 
wir seit 1480 fast regelmässig in den Recessen verzeichnet, dass Klagen 
und Schelungen auf den Tagefahrten vorgebracht und entschieden wurden. 
Appellationen von den Ständeversammlungen au den König kamen selten. 
vor schon aus dem Grunde, weil die Preussen, auf ihre Privilegien eifer- 
süchtig, eine Einmischung Polens in ihre Verhältnisse nicht wünschten, 


1) Thunert, pag. 149, 

2) Ibid. pag. 150. 

3) Thunert, pag. 158. 

4) Danziger Archiv, Rezessbuch B. (D. R. B.), fol. 259 (a)—260 (b). 
5) D. R. B. fol. 259 (a). 
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zumal da-sie ihr Land als ein selbständiges, nur durch Personalunion 
mit Polen verbundenes Staatengebilde betrachteten, in welchem sie ihre 
Angelegenheiten ganz allein ordnen könnten. Fand jedoch eine Appella- 
tion an den König statt, so verwies dieser, wenigstens bis zum Anfange 
des 16. Jahrhunderts, die betreffenden Streitsachen an die preussischen 
Gerichte zurück‘. Man kann demnach die Ständeversammlung im 
15. Jahrhundert gewissermassen als das oberste Gericht Westpreussens 
ansehen. 

Ueber die Form des Gerichtsverfahrens geben die Recesse im allge- 
meinen wenig Aufschluss?). Dieselben erwähnen entweder zum Schluss 
nur die Klagen, die zur Verhandlung kommen sollen®), oder es heisst 
allgemein: „dornoch wurden vast vil clagen vorgebrocht und eynsteils 
entscheden*)“ oder ähnlich. Zuweilen jedoch finden wir in den Recessen 
kurze Extrakte über den Gang der Verhandlungen, wie z. B. bei einer 
Klage Danzigs gegen den pommerellischen Woywoden „der schiffbrochigen 
gutter halbenn®).“ Danach nahm das Verfahren ungefähr folgenden Ver- 
lauf: Nachdem der Kläger oder dessen Vertreter, in diesem Falle also 
die Deputierten Danzigs, die Klage vorgebracht und begründet hatten 
und der Verklagte, hier der pommerellische Woywode, sich darauf ver- 
teidigt hatte, mussten beide Teile abtreten. In der nun in Abwesenheit 
der beiden Parteien stattfindenden Beratung wurden zunächst die auf die 
Klage bezüglichen Privilegien verlesen, dann der Beklagte hereingerufen 
und demselben ebenfalls die betrefienden Privilegien, diesmal das Landes- 
privilegium und das Privilegium der Stadt Danzig, vorgelesen und mit 
ihm verhandelt, um womöglich eine Einigung zwischen beiden Parteien 
zu Stande zu bringen. Gewöhnlich wurde eine solche dann auch erzielt, 
wie z. B. hier, wo der Woywode erklärte, dass er sich „sothaner schiff- 
brochiger gutter nicht underwynden wolle“. Lehnte jedoch der Ange- 
klagte eine Einigung ab, so fällten die Richter ihren Spruch, wie in 
einem anderen Falle‘), wo der Prior von Oliva gegen den pommerelli- 
schen Woywoden wegen der Fischerei klagte. Danach wurde auch die 
klagende Partei hereingerufen und ihr das Resultat der Verhandlungen, 
beziehungsweise das Urteil mitgeteilt. Bemerkenswert ist noch eine Be- 


1) D. R. ©. 626. 

2) Die Verhandlungen wurden in eigens dazu angelegten Büchern, den libris causa- 
rum, aufgezeichnet. Solche libri causarum finden sich von 1540 an im Danziger Stadt- 
Archiv. XXIII. vol. B. 104, 128, 129 ete. 

3) D. R. C. 307. 

. R. C. 269, 468, 469, 475, 604, 661. D. R. ©. Einl. fol. 24 (b). 
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stimmung, welche allerdings erst in einem Recess von 1503 aufgezeichnet 
ist, welche aber jedenfalls schon damals in Kraft war, dass nämlich eine 
Stadt, welche vor der Ständeversammlung „etwas zu schaffen hatte“, 
ausser den gewöhnlichen Abgeordneten, die in der Versammlung sitzen 
blieben und als Richter fungierten, noch 2 besondere Boten dahin ab- 
fertigen musste). 

Leider war die Kompetenz der Ständeversammlung in Gerichtssachen 
‚vielfach eingeschränkt, da z. B. Streitsachen zwischen Bürgern derselben 
Stadt nicht vor ihr Forum gelangten. Für diese galt, nachdem Kulm 
wegen seines Alfalls zum Orden das Recht des Oberhofs entzogen war’), 
der Rat der betreffenden Stadt als letzte und endgültig entscheidende 
Behörde). Ebensowenig waren die Starosten als Inhaber königlicher 
Güter der Gerichtsbarkeit der Stände unterworfen. Diese wurden vom 
König oder dessen Kommissaren gerichtet*). Dass durch diese Kom- 
missionen, welche die Polen natürlich, wo sie nur konnten, einsetzten, 
die preussischen Gerichte sehr gestört wurden, ist ersichtlich, wie denn 
ja auch auf den meisten Tagefahrten darüber geklagt wurde, dass durch 
solche Kommissionen die Landrechte geschwächt und die Leute in ihren 
Gerechtigkeiten verkürzt würden?). Und wiewohl der König wiederholt, 
aber vergeblich — denn ein besseres Mittel, sich in die Angelegenheiten 
der Preussen zu mischen und diesen die Herrschaft und Zugehörigkeit 
zu Polen bemerkbar zu machen, gab es kaum — gebeten wurde, diese 
Missstände abzuschaffen‘), und wiewohl man beschloss, derartige Kom- 
missionen nicht mehr aufzunehmen), so blieb, zumal da das Letztere 
sich nicht durchführen liess, doch «alles beim Alten. Bedenkt man ferner, 
dass die Exekutivbeamten, die Woywoden und Kastellane, zu weit ent- 
fernt wohnten®) und auch nicht die Macht hatten®), um den Beschlüssen 


1) D. R. ©. Einlage fol. 4 (b). - 

2) D. R. C. 103, Toeppen, Akt. V, 7. Bornbach V, pag. 980. 

8) Danz. Arch. Miss. VIII, ö 870—371. Miss. IX. a2. 84—85. Schütz, fol. 443. 
(a). D. R. D. 118. Casp. Hennenberger, compendium ex summariis conventuum Prussic. 
a Greg. Hassio collectorum desumptum v. 1414—1562 j. Jahre 1512. Mser. im Danziger 
Arch. S. ©. 12. — Hartknoch, de antiqua Prussorum republica $ 21. Lengnich,. 
Gesch. d. preuss. Lande I, 42. Toeppen, Akt. V, 7. 

4) D. R. C. 44", D. R. ©. 626, 630. Frauenb. bisch. Archiv. A. No. 85. Fol. 319, 
annales temporibus Nicolai, Lucae et Fabiani Varm. eclesiae episcoporum conscriptae 
fol. 111 (a) cf. Cromer bei Mizler. S. S. rer. Polon. I, 173, 174. 

5) D. R. C. 542, 445. Schbl. LXVIII, 297. 

6) D. R. ©. 449. Schütz 478. b. Frbg. Arch. A. No. 85. Fol. 319. fol. 79 (a) 
u. 111 (a). 


1) D. R. C. 542, 602. Lengnich, poln bibl. Ba. II (X. Stück) p. 370. 

8) D. R. 0. 301. 

9) D. R. C. 626. Frbrg. bisch, Arch. A. No. 85. fol. 319. fol. 47 (a). Schütz 
fol. 383 (b). 
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der Stände Geltung verschaffen zu können, dass ferner die polnischen 
Starosten, die sich als die eigentlichen Herren im Lande betrachteten, 
ihnen überall entgegenarbeiteten und die Urteilsschlüsse') hintertrieben, 
ja dass diese es sogar wagen konnten, einen Woywoden, der ein Land- 
ding abhalten wollte, zu überfallen, um ihn niederzuhauen ?), so ist das 
Bild, das wir von der Gerichtsbarkeit in Preussen gegen Ende des 
15. Jahrhunderts gewinnen, ein sehr trauriges. Die Stände hatten eben 
nicht die Macht, den Gerichten einen kräftigen Schutz zu teil werden 
zu lassen), obgleich sie wiederholt drohten „sie wollten solche Gewalt 
nicht dulden, sondern sich selbst beschirmen und selbst richten und 
steuern*)“, und der König liess es bei Versprechungen bewenden. 

So kam man denn wieder auf den Gedanken, Richttage im Anschluss 
an die Tagefahrten abzuhalten, zurück. Daher schlug Niklas von Baisen 
auf der Ständeversammlung zu Elbing vom 24. Juni (Joh. baptista) 1487 
vor), jährlich drei Tagefahrten abzuhalten, „eyne im Culmisschen lande, 
eyne uff Pomerellen und eyne szust, wo is bequeme seyn werde und 
das dy rete ko. Ma‘). doselbist VI, VII, VIII tage doselbist legenn unde 
dy leuthe entschetenn unde do men denne allenn gebrechen unde gewaldt 
wandeln, richten und einlegen muchte“. Im September 1490 auf der Tage- 
fahrt zu Dirschau wiederholte Niklas von Baisen abermals seinen Vor- 
schlag, da viele Gebrechen der Gerichte wegen wären, jährlich drei 
oder, falls dies zu viel sei, zwei Tagefahrten zu halten, zu welchen jeder 
»unverbottet* kommen sollte, „uff welchen tageferten semliche gebrechen, 
das sy gewandelt wurden und so gehalden, gehandelt und eynsz itzlichen 
sache gehort und was do entschedenn wurde, ensulchs bey macht ge- 
halden wurde und das men dy geweldigenn unnd ungehorsamen dorezu 
hilde, das sy gehorszam seynn musten, das denn mit euwer hulfe gescheen 
muste?).“ Doch bei diesen Vorschlägen blieb es auch, ein definitiver 
Beschluss wurde nicht gefasst, und in der Folgezeit war auch nicht 
mehr die Rede davon. Erst 1503 tauchte wieder der Gedanke auf, 
ein oberstes Gericht einzusetzen, das, vom Könige bestätigt, mit 
der nötigen Macht ausgerüstet sein sollte, um seine Urteilssprüche 


1) D. R. C. 370, 638 u. D. R. C. Einl. fol. 10 (a) u. 17 (a). 

2) D. R. ©. 657. . 

3) 1503 erklären die Stände selbst: „das wir die (Gerichte) nicht kunden beschirmen, 
wen wir sitczen in den czonnen und kunnen uns selber nicht beschirmen.“ D. R. C. 
Einl. fol. 27 (b). 

4) D. R. 0. 573, 606, 626, 633. 

5) D. R. C. 313. 

6) Das sind die preussischen Landesräte, welche geschworene Räte des Königs 
waren. 


1) D. R. C. 488, 
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in Kraft zu erhalten und auszuführen. Den direkten Anstoss, ein solches 
Gericht einzuführen, worauf besonders der Bischof von Ermland drang, 
gab wohl die Matern’sche Fehde t). Man schlug nun auf der Tagefahrt 
zu Marienburg (8. bis 19. Juli) vor ?), viermal im Jahre ein Gericht zu 
Marienburg abzuhalten, an welches Klagen und Berufungen gelangen 
sollten, unschädlich den Stadt- und Landgerichten, welche nach wie vor 
stattfinden sollten. In diesem Gerichte sollten die beiden Bischöfe von 
Ermland und Kulm, sowie zwei Prälaten dieser Kapitel sitzen, ferner die 
Woywoden und Kastellane und je zwei oder wenigstens je ein Vertreter 
der drei grossen Städte. Ausserdem sollte in diesem Gericht der Haupt- 
mann von Marienburg, der aber ein Einzögling und zugleich Hauptmann 
des Landes sein sollte, Sitz und Stimme haben und die „gerichteten 
Sachen exequieren und vollbringen“. Uber die Verteilung der Stimmen 
erfahren wir nichts, doch dürfte analog den früheren Bestimmungen von 
1471 der Bischof von Ermland und der Prälat des Frauenburger Kapitels 
eine Stimme geführt haben, und ebenso der Bischof von Kulm mit einem 
Domherrn seines Kapitels; desgleichen werden die drei Woywoden zu- 
sammen mit den betreffenden Kastellanen je eine Stimme gehabt haben. 
Dazu kommt die Stimme des Marienburger Hauptmanns, so dass also 
wohl im Ganzen 9 Stimmen gerade wie 1471 im Gerichte vertreten 
waren. Die vorgeschlagenen Artikel fanden bei allen, mit Ausnahme 
von Elbing, welches die Appellation nach Lübeck frei haben wollte %), 
und Danzig *) Anklang; ein definitiver Beschluss jedoch wurde noch nicht 
gefasst 5). Vor allem war es Danzig, das sich dieser neuen Einrichtung 
widersetzte, weil, es dieselbe als eine Schmälerung seiner Privilegien und 
Rechte betrachtete; denn durch königliche Gnade, führte der Bürger- 
meister von Danzig 1504 auf der Tagefahrt zu Thorn (2. April bis 12. Mai) 
aus, Sei ihnen gegeben, dass sich niemand höher berufe als an den Rat 
der Stadt ©). Dieses Recht wäre ihnen, wenn das neue Institut in Kraft 
getreten wäre, verloren gegangen. Daher der heftige Widerstand. Diese 
Verhandlungen nun, welche auch keine Unterbrechung litten, bis Danzig 


1) Hirsch, Danzig z. Z, der Matterne in d. N. Preuss. Provinz.-Bl., N. F. 1854. 
Bd. V, pag. 105. 

Ubrigens ist die Darstellung von Hirsch nicht richtig. Nicht die preussischen 
Ständetage sollten die Rechte eines obersten Gerichtes erhalten — das war, wie vorher . 
gezeigt ist, bis zu einem gewissen Grade so wie so der Fall —, sondern es sollte ein 
eigenes oberstes Gericht, das mit den Ständetagen nichts gemein hatte, eingesetzt werden. 

2) D. R. ©. Hinl., fol. 17 (a) u. fol. 30 (a)—33 (b). Danz, Arch. Schbl. LXXILI, 723. 

3) D. R. D. 118. l ; 

4) Danz. Arch. Schbl. LXXVII, 724. 

5) Danz. Arch. a. a. 0. 

6) D. R. D., 118. ef. Löschin, Geschichte Danzigs, Ba. I, pag. 78. 
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1506, zum- Teil deshalb, weil es das Gericht nicht anerkennen wollte, 
aus dem Landesrate ausgestossen wurde, bald darauf jedoch auf könig- 
lichen Befehl seinen Sitz in demselben wieder erhielt !), füllten die näch- 
sten Jahre bis 1508 aus, zumal auch der König kein entscheidendes Wort 
in dieser Angelegenheit sprach. Im Jahre 1508 nahm dann die ganze 
Sache einen Verlauf, den niemand vorausgesehen hätte. Damals nämlich be- 
schloss der König, der wiederholt von den Ständen angegangen war, er 
möge sie in den Besitz ihrer Gerechtigkeiten setzen und zur Sicherheit 
des Landes die Artikel betreffs des obersten Gerichts bestätigen, in 
seiner Abwesenheit einen obersten Richter und einen Hauptmann einzu- 
setzen ?). Die drei grossen Städte hatten allerdings dabei erwirkt, dass 
sie bei ihren alten Gerechtigkeiten und Privilegien bleiben sollten, so dass, 
„was die stete rechtsweisze entschitten, sulde s@in und bleiben entlichen 
gericht und entscheden, davon nymand sulde mogen appellirn. Och was 
die staet ader ire eynwoners belangete, dovon sulde der jhenne, der in 
ko. ma. stelle sitzen worde, keyn gerichte sprechen und slechts nichts 
domit zcu thuen haben“ ë). Somit waren die zu Marienburg festgesetzten 
Artikel ,,thoet und craftloes‘‘ und so der ganze Streit beendigt. 

Als obersten Richter hatte der König den Bischof von Ermland, als 
obersten Hauptmann den friheren Woywoden von Sieradz, Ambrosius 
Pampowski, den sein Bruder Alexander 1504 zum Starosten von Marien- 
burg ernannt hatte*), in Aussicht genommen’). Die Landschaft war 
hiermit zufrieden. Auch die Danziger, denen es sehr lieb sein musste, 
dass die Marienburger Artikel, derentwegen sie den langen Streit gehabt 
hatten, ausser Kraft gesetzt waren, erklärten ihr Einverständnis, zumal 
ihre Privilegien ja gewahrt bleiben sollten; nur waren sie dagegen, dass 
Pampowski zum obersten Hauptmann eingesetzt werden sollte, da dies 
dem Landesprivilegium widersprach ê). Im folgenden Jahre liess der König 
dann den Ständen durch seinen Notar Flachsbinder ein Mandat über- ` 
reichen, nach welchem Pampowski „zum königlichen Statthalter und 
General Obersten Richter der Lande Preussen“, an den ,,von anderen 
Untergerichten appellirt werden sollte‘, ernannt wurde, mit dem Befehle, 


1) Danz. Arch. Schbl. XI, 252. Schb. XLVII, 79 u. 654, 14. LXTVIII, 755. 
Henneberger, compendium ex summariis conventuum ect. z. J. 1505 u. 1506, Maer. 
Danz. Arch. L. ©. 12. 

2) Danz. Arch. Schbl. LXXVII, 794. C. Hynne tete compendium ect. z. J. 
1508. Mser. im Danz. Arch. L. ©. 12. 

3) Danz. Arch. Schbl. LXXVIII, 794. 

4) D. R. D., fol. 72 (a). (151.) Schbl. LXXVII, 735. 

5) Danz. Arch. Schbl. LXXVIII, 794. — Lengnich, VI, Vorr., p. 14. 

6) Danz. Arch. Schbl, LXXVIII, 797, act. Bor. II, 579. Lengn., poln. Bibl, X, 375, 
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seinen Urteilen und Erkenntnissen zu gehorchen +). Dagegen erhoben 
jedoch die Stände Widerspruch, da dies gegen ihre Privilegien verstiess, 
zumal dadurch jede Berufung an den König aufhörte. Besonders die 
drei grossen Städte empfanden dies als einen schweren Eingriff in ihre 
Rechte, da von nun an ihre eigene Gerichtsbarkeit, von der es keine 
weitere Appellation gab, aufhérte. Den Bemühungen des Bischofs von 
Ermland gelang es zwar, den Adel, der damals fast schon ganz polonisiert 
war, zu bereden, „Gerichte von Herrn Pampowski zu leiden“. Ebenso 
zeigten sich einige kleine Städte dem Befehl des Königs zu folgen nicht 
abgeneigt; die drei grossen Städte jedoch, vor allem Danzig, sträubten 
sich aufs entschiedenste gegen diese Neuerung. So blieb denn die Sache 
einstweilen anstehen; erledigt wurde sie erst durch die Constitution von 
1526, nachdem zuvor ein Haupthindernis dadurch beseitigt war, dass 
die Appellation von dem Rat der Städte an den König freigegeben werden 
musste. Im Jahre 1512 nämlich hatte der königliche Notar Flachsbinder, 
ein geborener Danziger, in einem Erbschaftsstreit, in welchem die Ent- 
scheidung gegen ihn ausgefallen war, wider das bis dahin bestehende 
Recht vom Rat der Stadt an den König appelliert und dieser hatte die 
Sache . zur nochmaligen Entscheidung an eine Ständeversammlung ver- 
wiesen’). Dagegen protestierten nun die Danziger, indem sie ausführten, 
dass gemäss dem kulmer Rechte, mit welchem Preussen begabt sei, früher 
sämmtliche Streitsachen in letzter Instanz vom Schöffenstuhl zu Kulm 
entschieden worden seien; nachdem nun infolge des Abfalls von Kulm die- 
Appellation dorthin aufgehört hätte, wäre die definitive Entscheidung beim 
Rat der Städte. geblieben). Daher bäten sie den König, sie bei ihren 
Freiheiten zu lassen. Der König nahm dies aber als eine Schmälerung 
seiner Rechte sehr übel auf. Niemand bei gesundem Menschenverstande, 
schreibt der König am 5. März 1513, könne ihm dies Recht absprechen ‘). 
Ähnliches schreibt der Kanzler an Danzig. Der ganze Staatsrat sei er- 
staunt gewesen, ,,quod regiam auctoritatem superioritatemque, quam in omnia 
iura regni sui habet, exauctorare velletis“ 5, Die Danziger entschuldigten 
sich nun, indem sie anführten, dass sie nur für ihre Privilegien einge- 
treten wären, dass sie im übrigen den König immer als über ihnen 


1) Schütz, fol. 429 ff. Lengnich a. a. O. 

2) Danz. Arch. Schbl. V, 507. 

3) Danz. Arch. Miss. VIII. n“. 368/69. Miss. VIII, o“. 370—871. Schütz, fol. 
443 (a), Toeppen, Akt. V, 7. Lengnich, I, Vorrede, pag. 42. Lengnich, der Stadt 
Danzig Verfassung und Rechte, 75. Mser. auf d. Danz. Stadtbiblioth, Henneberger, 
compendium ete. z. J. 1512. Meer. 

4) Danz. Arch. Schbl. V, 507. 

5) Danz. Arch. Schbl. VI, 276 d, 
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stehend angesehen und dies auch stets bewiesen hätten. Zugleich ersuchten 
sie den König, die Angelegenheit, die nicht bloss in ihrem Interesse, 
sondern auch in dem des ganzen Landes läge, bis zu seiner Anwesenheit 
in Preussen in suspenso zu lassen !). Dies gewährte derselbe °), zumal 
da „auch im Namen des ganzes Landes Abgeordnete an den Hof geschickt 
waren, solche Neuigkeit abzukehren“ °). So blieb die Angelegenheit bis 
1521, in welchem Jahre Sigismund erst nach Preussen kam, um mit dem 
Hochmeister Albrecht Frieden zu schliessen, anstehen. Bis dahin wurden 
bei etwaigen Appellationen die Klagen an die preussischen Gerichte 
zurückverwiesen. Im Jahre 1621 bestimmte dann der König in Thorn, 
als die Stände ihn abermals um ein oberstes Gericht, welches jährlich 
einmal zu Marienburg abgehalten werden, und welches auch über die 
Appellationen entscheiden sollte, baten, dass letztere wie überall bei 
Christen und Ungläubigen an den König gehen sollten. Demgemäss fand 
von nun ab in bürgerlichen Sachen Appellation an den königlichen Hof 
statt, während peinliche Sachen nach alter Gewohnheit von den Gerichten 
des Landes, von denen es in diesem Falle keine weitere Berufung gab, 
verfolgt wurden. Ebensowenig waren den Unterthanen der Geistlichkeit 
Appellationen gestattet und auch sonst gab es noch in verschiedenen 
Sachen gemäss den Privilegien keine Berufung +4). Diese Entscheidung 
wurde dann gesetzlich fixiert, indem Sigismund in den 1526 für Preussen 
erlassenen Satzungen — 1538 als Constitution bestätigt 5) — bestimmte, 
dass in jeder Woywodschaft jährlich zweimal Landgerichte abgehalten 
werden sollten, von wo aus der Zug an die gemeinen Tagefahrten und 
dann an den König stattfinden sollte, bis jede Partei drei gleichförmige 
Urteile hätte ô). 


So war denn der Streit, welcher mehr ais zwanzig Jahre gewährt 
hatte, endgültig beigelegt. Zugleich war den grossen Städten, speziell 
Danzig, ein Teil ihrer Autonomie geraubt; es zeigte sich jetzt, dass das 


1) Danz. Arch. Miss. n“. 368—369 u. o”. 370—371. 

2) Danz. Arch. Schbl. V, 508. 

3) cf. Lengnich, der Stadt Danzig Verfassung und Rechte, pag. 76. Mser. a. d. 
Danz. Stadtbibliothek. 

4) Schütz, fol. 479 (a). Lengnich, l. e. u. Gesch. Preuss., Bd. I, Vorr., p. 42. 
Cromer bei Mizler, S. S. rer. Polon. I, 173. ‘Act. Boruss. II, 580. — Löschin, Ge- 
‘ schichte Danzigs, I, 132. Gralath, I, 473. Baczko, IV, 79. Wernicke, I, 303. 

Zeitschr. d. westpreuss. Gechichtsvereins, Heft XVII, pag. 26. Hartknoch, de antiq. 
Pruss. republ. § 22. 

5) Danz. Arch. T. 22. 

6) Lengnich, Geschichte Preussens, I, 9, und der Stadt Danzig Verfassung und 
Rechte a. a. O. Act. Bor. II, 580. Dogiel, IV, 242—252, 
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Wechseln der Herrschaft, insofern als jetzt an die Stelle des Ordens die 
Krone Polen getreten war, der ständischen Libertät nicht sowohl die 
gehofften Vorteile, ais vielmehr Gefahr und Schaden brachte. 


IV. 
Der Landesrat. 


a 


Im engsten Zusammenhange mit dem Verfalle der äusseren Macht 
des Ordens seit der Schlacht von Tannenberg stand das Sinken seiner 
Gewalt im Innern. des Landes. Der Orden sah sich genöthigt, den 
Ständen einen grösseren Einfluss auf die Regierung zu gewähren; daher 
nahm Heinrich von Plauen in Uebereinstimmung mit seinen Gebietigern 
und dem Meister von Livland, Konrad von Vietinghof, mit denen er am 
28. Oktober 1412 in Elbing zusammen war, „in seynen rath etliche 
ritter und knechte und burger us den steten des landes, czu welchen 
man sich truwe vorsach; dy swuren czu des hochmeisters rathe und synir 
gebitiger und dy metewissin suldin des ordins sachen und vor das lant 
helffin rathin in truwin und by erinn“‘). Es war dies der sogenannte 
Landesrat. 

Derselbe setzte sich in ähnlicher Weise wie die Ständeversammlung, 
aus Vertretern des Dandes und der Städte, und zwar wiederum, wie 
schon 1411, auch der kleineren Städte, von denen Thorn-Neustadt, 
Dirschau, Strasburg und Graudenz genannt werden, zusammen. Städtische 
Mitglieder gab es fünfzehn; die Zahl der zur Landschaft gehörigen Bei- 
sitzer betrug zweiunddreissig, darunter vier Landrichter, nämlich aus den 
Gebieten von Brandenburg, Schwetz, Tuchel und Schlochau, so dass im 
Ganzen der Landesrat aus siebenundvierzig Personen bestand?). Von 
der Thätigkeit des Landesrats wissen wir nur so viel, dass die Mitglieder 


1) S. S. rer. Pruss. III, 332. Voigt, Lindenblatts Jahrbücher p. 256. 

2) Toeppen, Akten I, 204 u. 205. cf. oben pag. 27. 

Bei den angegebenen Zahlen habe ich Hans von Tiezzen, dessen Namen nach 
Toeppens Angabe im Original verloren zwischen Brunsberg und Dirssaw steht, von anderer 
Hand geschrieben ist und nicht zur Sache zu gehören scheint, nicht mitgerechnet. Die 
Anzahl der Landesräte stimmt mit der von Voigt VI, 567 und 568 und VII, 188 an- 
geführten überein, nur ist die Zusammensetzung des Landesrats bei Voigt, auf den sich 
Simon, preuss. Staatsrecht II, 125, Stenzel I, 199, Prutz, Geschichte des Kreises Neustadt 
pag. 61, Gerstenberg, Heinrich von Plauen pag. 57 und andere stützen, eine andere, 
die mit der aktenmässig festgestellten nicht übereinstimmt. 
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desselben nach ihrer Vereidigung im Auftrage des Hochmeisters in die 
einzelnen Gebiete eilten, um daselbst die Landschaften zu bewegen, einen 
neuen Schoss aufzubringen, dass sie auch diese neue Steuer, von welcher 
ihre Zehrung bestritten werden sollte, erhoben und bis zur Ablieferung 
an Polen in Verwahrsam behielten‘). Von der eigentlichen Bestimmung 
des Landesrats jedoch, für das Beste des Landes mit raten zu helfen, 
wird uns nichts berichtet. So war die Machtsphäre desselben, zumal 
seine Mitglieder nicht frei und selbständig gewählte Personen der Städte 
und Gebiete, sondern vom Hochmeister ernannt waren, nur eine sehr 
beschränkte?), wie das allerdings in der Natur der Sache*lag. Im übrigen 
ist die Geschichte des Landesrats in seinen Anfängen in tiefes Dunkel 
gehüllt. Zwei Notizen aus der Fortsetzung des Johannes von Posilge 
lassen darauf schliessen, dass der Landesrat noch unter der Regierung 
Michael Küchmeisters existiert hat?). Wenn ferner verschiedene Chronisten, 
freilich der späteren Zeit, berichten, dass der Landesrat 1413 oder 1416 
eingerichtet sei, und zwar derartig, dass in demselben vier Gebietiger, 
zehn vom Adel und zehn aus den Städten — je zwei von Danzig, Thorn, 
Elbing, Königsberg und Kulm — gesessen haben), so könnte man viel- 
leicht vermuten, dass der Landesrat in dieser Art und Weise von 
Michael Küchmeister erneuert wurde, wenn die Quelle, aus welcher diese 
Angabe zu stammen scheint, Simon Grunau, nicht eine zu trübe wäre. 
Bestimmte Nachrichten über den Landesrat erhalten wir erst 1430. 
Damals forderten die Stände, wahrscheinlich infolge der immer 
‚grösser werdenden Zügellosigkeit der Ordensritter zu ihrer eigenen Sicher- 
heit auf der Tagefahrt zu Elbing vom 19. März (domin. oculi) im Verein 
mit den Prälaten von dem Hochmeister die Errichtung eines grossen 
Rats), ohne dessen Bestimmung „keyne sache, dy den statum dyss landes 


1) Toeppen, Akten I, 205 ff., und Sybels Zeitschr. 1. c. pag. 445 und 446, 

2) Die von Voigt VII, 189 und Gerstenberg a. a. O. aufgezählten Machtbefugnisse 
hatte der Landesrat von 1412 auf keinen Fall. Die betreffenden Bestimmungen gehören 
ins Jahr 1432 (cf. Toeppen, Akten I, 203 und 573). 

3) S. S. rer. Pruss. III, 342: „Wend dy hirschaft nichtes tat sunder des gemeynen 
landis wissin, wend sy alle zeit mit yn worin yn erim rate“ und S. S. rer. Pruss. III, 
368: „Wend der homeister keyne sachin thun wolde sunder rat und metewissin siner 
metegebitiger und landes; sy mustin alle metewissin und helfin ratin zcu des ordins und 
landes sachin und geschefftin*. Bei letzterer Stelle erinnern die Ausdrücke vielfach an 
S. S. rer. Pruss. III, 332, wo von der Einsetzung des Landesrats die Rede ist. 

4) Schütz fol. 108 (b). Lengnich, Geschichte der preuss. Lande kgl. poln. An- 
teils Bd. VI, Vorrede pag. 3 und in der polnischen Bibliothek Bd. IL (IX Stück) pag: 
250. Preuss. Sammig. III, 614. Zernecke pag. 31. Gralath I, 147. Baczko III, 75. 
Kotzebue III, 154. Voigt, Gesch. der Stadt Marienburg pag. 304. Stenzel I, 200. 
Unger II, 99. Gierke I, 560. 

5) Toeppen, Akt. I, 531. Schütz, fol. 117 (b). Lengnich a. a. O. act. Bor. 
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anruren, sullen beslossen und geendet werden“. In diesem Rate sollte 
der Hochmeister mit 6 Gebietigern, 6 Prälaten, 6 von den Landen und 
6 aus den Städten sitzen, „redliche und geschickte luthe, dy goth forchten 
und gerechtigkeit lieben“, und welche nicht, wie 1412, vom Hochmeister 
allein ernannt, sondern von diesem und den Landen erwählt werden 
sollten, vielleicht in der Weise, in welcher dies später zur Zeit der pol- 
nischen Herrschaft geschah, als die Räte vom Lande gewählt und vom 
Könige bestätigt wurden. Ferner sollte diesem Rate in Gemeinschaft 
mit dem Hochmeister die Entscheidung über die Auslegung der Privilegien 
und Handvesten zustehen. Ebenso sollte dem Lande ohne Genehmigung 
des genannten Rats und des ganzen Landes kein Geschoss und keine 
neue Last auferlegt werden. Diesen Forderungen, die dem Landesrat 
allzu grosse Macht gegeben hätten, wich der Hochmeister einstweilen 
noch aust). Bald, darauf jedoch, als er 1432 durch das Bündnis mit 
Swidrigajl den allgemeinen Unwillen des Landes erregt hatte, musste er 
den Ständen doch entgegenkommen. Daher gab er dem Verlangen der 
Stände insofern nach, als er einen geheimen Rath einrichtete, für welchen 
er vier von dem Lande erkor; die Städte lehnten eine Teilnahme an 
demselben ab”). Dieser Rat kann jedoch als eine Vertretung des ganzen 
Landes nicht angesehen werden, einmal weil die Landesräte nicht ge- 
‚wählt, sondern wie 1412 vom Hochmeister, allerdings mit Zustimmung 
der Stände, ernannt wurden, vor allem aber, weil diese Vertretung eine 
einseitige war, da ein Faktor, die Städte, bei derselben nicht berück- 
sichtigt war. Daher darf man die vom Hochmeister bestimmten vier 
Personen nur als seine persönlichen Räte betrachten. Die Interessen 
des ganzen Landes nahmen nath wie vor die Stände wahr, ohne deren 


lI, 26. Hartknoch, de antiqua Pruss. republ. § 20. Baczko III, 117,170. Kotzebue 
III, 222. Voigt VIL, 560, und Gesch. der Stadt Marienburg pag. 340. Zur Dar- 
stellung der ständ. Verhältnisse Ostpreussens. Wichert a. a. O. pag. 229. Toeppen 
in Sybels hist. Ztschr. 1. c. pag. 446. Treitschke a. a. O. pag. 59. Simon, preuss. 
Staatsrecht IL, 125. Stenzel I, 203. Gierke I, 561. 

1) Lengnich, Baczko, Kotzebue, Voigt und Simon irren, wenn sie glauben, 
dass 1430 das Institut des Landesrats wirklich in Kraft getreten sei. Demgemäss ist 
auch Gierke 1. c. I, 561 zu berichtigen. 

2) Toeppen, Akten I, 572, Schütz, fol. 119 (b). Hartknoch a. a. O. Baczko 
II, 119. Voigt, Gesch. der Stadt Marienburg, pag. 343. Toeppen in Sybels hist. 
Zeitschr. 1. c. pag. 447. Gralath I, 186. Stenzel I, 204. Lengnich a. a. O. ist 
der irrtümlichen Ansicht, dass dieser neue, geheime Rat des Hochmeisters neben den 
Landesrat von 1430, der aber nicht existiert hat, getreten ist, während derselbe doch nur 
ein Ersatz für den Landesrat sein sollte. Derselben Ansicht wie Lengnich scheint 
auch Baczko und Voigt zu sein. Wichert, welcher die Einrichtung des geheimen Rats 
übergeht, wirft die Forderungen der Stände von 1430 und die diesen gemachten Zu- 
geständnisse von 1482, nicht 1435, wie Wichert angiebt, zusammen. 
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Bewilligung dem Lande keine Steuern auferlegt, keine Bündnisse ge- 
schlossen und Kriege erklärt, ohne deren Teilnahme niemand gerichtet 
werden durfte. 

‘Als eine ständige Einrichtung tritt uns der Landesrat erst wieder 
unter der polnischen Herrschaft entgegen. In dem privilegium incorpo- 
rationis hatte Casimir verheissen: „omnes causas notabiles, dictas terras 
concernentes, cum communi consiliariorum, spiritualium et secularium, no- 
bilium et civitatum maiorum consilio terrarum praedictarum“ zu entschei- 
den’). Demgemäss liess der König von Polen auf der erwähnten Tage- 
fahrt zu Graudenz die preussischen Stände durch den Bischof von Leslau 
auffordern, „die Räte des Landes zu erwählen und zu kiesen‘‘?). Die 
Landschaft kam dieser Aufforderung nach und präsentierte dem König 
die gewählten Personen, die Städte dagegen wollten dieselben zu Hause 
wählen und sic jedesmal, wenn der König es begehrte, zu ihm schicken °). 
Während also die Lande eine bestimmte, feststehende Anzahl von Abge- 
ordneten, die auch vom König vereidigt wurden, und daher des Königs 
„geschworene urd oberste Räte“ heissen‘), in den Landesrat entsandten, 
behielten sich die Städte die freie Wahl der Sendeboten für die jedes- 
malige Tagefahrt vor. Bezüglich der Stimmen im Juandesrat einigte 
man sich dahin, dass jeder Stand, ganz gleich, wieviel Vertreter er in 
den Landesrat schickte, dieselbe Anzahl, nämlich sieben, haben sollte). 

Der König hatte ferner, da die Sorge für die anderen Provinzen 
vielfach seine Abwesenheit von Preussen erfordern würde, versprochen, 
„nobiles viros“ zu ernennen, „pro illius (sc. terrae praedictae) tuitione 
et gubernatione, de eorum legalitate, fide, et merito confisi, ad nostrae 
dumtaxat bene placitum voluntatis, ac cum consilio praelatorum, consilia- 
torum, civitatum majorum, ad quos in nostri absentia super quolibet de- 
fectu et eventu habeatur recursus, providentia, provisione et autoritate 
illorum supplendus et emendandus‘‘®). Zu diesem Zwecke setzte Casimir 
noch in Krakau am 9. März 1454 Hans von Baisen zu einem Gubernator 


1) Dogiel IV, 148. 

2) Toeppen, Akt. IV, 436. 

3) Toeppen, Akt, IV, 439. Schütz, fol. 205 by und 206 (a). Lengnich VI, 
Vorr. pag. 4 und poln. Bibl. Bd. IL. (X. Stück) 839. 

4) D. R. ©. 301, 313. Mizler, S. S. rer. Polon. I, 171, conf. Wichert a. a. O., 
pag. 420. 
5) Toeppen, Akt. IV, 439. Schütz, fol. 206 (a). Lengnich, I, Vorr. p. 16. 
VI. a. a. O. u. poln. Bibl. 1. c. p. 840, Akt. Bor. II, 27569. Hartknoch, de antiq. 
Pruss. republ. § 22. Preuss. Sammlung III, 387. Baczko III, 320, 436. IV, 16. 
Gralath I, 267. Voigt VII, 395. Wernicke I, 210. Wichert a. a O. p. 241. 
Leo pag. 276, der Dlugos folgt, giebt die Zahl der Landesräte galsehlieh auf 16 an. 

6) Dogiel IV, 149. ; 
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und Verweser über das Land mit dem Befehl, demselben ,,yn allen dingin, 
geheysin und geschefitin“ an des Königs Statt, wie diesem selbst, ge- 
horsam zu sein’). Ferner teilte er das Land in vier Woywodschaften, 
-Pomerellen, Kulmerland, Elbing und Königsberg, an deren Spitze er vier 
der angesehensten und rührigsten Bundesmitglieder, Jon von der Jene, 
Augustin von Schewe, Gabriel und Stibor von Boisen stellte?). 

Die Gubernatoren und die vier Woywoden wurden nun zunächst in 
den Landesrat gewählt. Dazu kamen ferner noch zwei Hauptleute oder 
Starosten und zwei Vertreter der Landschaft und je zwei Vertreter der 
sieben grossen Städte Kulm, Thorn, Elbing, Braunsberg, Königsberg, 
Kneiphof und Danzig). Der Landesrat, dessen Mitglieder natürlich 
„eynezogelinge“ sein mussten, hatte die Funktion, alle wichtigen An- 
gelegenheiten des Landes zu beraten, war also Verwaltungs- und erst 
später, wie wir gesehen haben, auch Justizbehérde*). Die Exekutivgewalt 
lag bei dem Könige, beziehungsweise seinem Stellvertreter und dessen 
Beamten. Während des Krieges kann natürlich von einer Thätigkeit 
des Landesrats nicht sehr die Rede sein. Selten finden wir den ganzen 
Landesrat versammelt; im allgemeinen beriet nur eine kleinere Anzahl 
von Ständen, die gerade bei einander waren, die notwendigsten Maass- 
regeln. Dazu kam noch, dass während des Krieges verschiedene Ver- 


1) Toeppen, Akt. IV, 392, wo auch die Anmerkung zu vergleichen ist. Schütz, 
fol. 213 (a). Lengnich VI a. a. O. u. poln. Biblioth. a. a. O. pag. 338. Hartknoch, 
a. a O. Baczko III, 314 u. IV, 15. Voigt VII, 383. Wernicke a. a. O. 
Droysen a. a. O. IL, 1, pag. 107. 

2) Toeppen, Akt. IV, 392 n. 1 u. 608. Schütz, lc. Lengnich VI. a. a. O. 
u. poln. Bibl. a. a. O. Baczko l. c. Voigt VII, 384. Wernicke a. a. O. Hart- 
knoch a. a. O. Diugosz XIII, 133, welcher ebenfalls die vier Woywodschaften auf- 
zählt, giebt falsche Angaben bezüglich deren Besetzung. Der Gubernator Hans von 
Baisen, dem er die pomerellische Wöywodschaft zutheil werden lässt, hat niemals eine 
Woywodschaft verwaltet, ebenso erhielten Stibor und Gabriel von Baisen die Elbinger, 
beziehungsweise Kulmer Woywodschaft erst nach dem Tode des Augustus von Schewe, 
dem Dlugosz fälschlich die Königsberger Woywodschaft zuteilt. 

3) Toeppen, Akt. IV, 444. Schütz, fol. 206 (a). Lengnich I, a. a. O. u. VI, 
a. a. O. u. poln. Bibl. 1. ec. pag. 440. Preuss. Samml. III, 386. Baczko IV, 16. 
Colin, Archiv d. preuss. Provinc.-Verfassungen Heft V, pag. 25. 

4) Wenn Leo pag. 274 dem Landesrate von Anfang an die Berechtigung zuspricht, 
in Rechtssachen zu entscheiden, so ist das nicht richtig. Ebenso irrtümlich ist die Ansicht 
von Reusch (Westpreussen unter poln. Scepter in der altpr. Monatsschrift 1873, Bd. X, 
pag. 143), wonach auf den preussischen Landtagen die „Rechtsstreitigkeiten in höchster 
Instanz entschieden werden sollten“, denn 1) giebt es eine derartige Bestimmung nicht 
und 2) bildete sich diese Seite der Landtage, gerichtliche Entscheidungen zu treffen, wie 
vorhin gezeigt ist, erst später aus; anfangs fanden die Streitigkeiten auf dem Richttage 
ihre Erledigung. Ebenso sind die Landtage nicht ohne weiteres als höchste Gerichts- 
instanz aufzufassen. So das Kapitel über den Richttag. 
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änderungen eintraten. Die Königsberger Woywodschaft hörte bald auf, 
da der Orden Königsberg und dessen Gebiet wiedergewann und auch 
nach dem Kriege behielt, so dass seit 1455 nur noch drei Woywod- 
schaften existierten. Daher finden wir schon 1456 Stibor von Baisen 
als Elbinger Woywoden, während sein Bruder Gabriel an Stelle des ver- 
storbenen Augustin von Schewe kulmischer Woywode wurde’). Mit der 
Woywodschaft Königsberg schieden natürlich auch die beiden Städte 
Königsberg und Kneiphof aus dem Landesrat?). Weiter wurde derselbe 
dann dadurch reduziert, dass Kulm 1457 durch Verrat in die Hände der 
Ordensritter kam*), in deren Besitz es bis 1479 blieb und dass 1461 die 
Braunsberger die im Dienste des Königs stehenden böhmischen Söldner, 
welche in ihrer Stadt lagen, in Abwesenheit ihres Hauptmanns Johann 
Schalski vertrieben und sich in den Schutz des Bischofs von Ermland 
begaben, auf dessen Seite sie blieben, bis derselbe mit dem König von 
Polen Frieden schloss, 1459 war auch der Gubernrtor gestorben‘). An 
seiner Stelle wurde einstweilen Stibor von Baisen als ,,stadhelder unde 
vorweser‘ ernannt?), welcher aber schon als Elbinger Woywode dem 
Landesrate angehörte. So hatte denn der Landesrat eine ganz andere 
Gestalt bekommen, da in ihm nur noch drei Woywoden, zwei Hauptleute, 
zwei Vertreter der Landschaft und die Abgeordneten der drei Städte 
Thorn, Elbing und Danzig sassen. Eine neue Regelung des Landesrats, 
welche durch diese Veränderungen erforderlich wurde, musste vorläufig, 
solange der Krieg mit dem Orden fortdauerte, noch anstehen bleiben. 
Durch den Frieden von Thorn wurde am 19. Oktober 1466 dem Kampfe 
ein Ende gemacht und jetzt konnte man auch an eine Umgestaltung des 
Landesrats denken, welche um so notwendiger war, als in der Verwal- 
tung Preussens verschiedene Änderungen eingetreten waren. 

Zunächst musste, da durch den Frieden nur ein Teil des Ordens- 
gebiets, welches sich 1454 gänzlich unter polnische Oberhoheit begeben 


1) Lengnich VI, a. a. O. pag. 5. Gralath I, 397 Anm. 

2) Lengnich a. a. O. u. poln. Bibl. 1. c. pag. 347. 

3) S, S. rer. Pruss. IV, 549. Toeppen, Akt. V, 6, 7. Schütz, fol. 268 (b). 
Diugosz XII, 216. Lengnich VI a. a. O. Baczko III, 341. Kotzebue IV, 194. 
Voigt VIII, 543. 

4) Lengnich VI. a. a. O. Gralath I, 397. Baczko III, 367 u. Annalen des 
Königsreichs Preussen 1792 IV. Quart. pag. 23 führen fälschlich den Tod Hans von 
Baisen erst im Jahre 1461 an. Am 26. November 1459 (II. p. Cathar.) spricht schon 
Stibor von Baisen auf der Tagefahrt zu Elbing den Ständen seinen Dank für die Teil- 
nahme am Begräbnis seines Bruders aus (Toeppen, Akt. V, 31). Den Todestag giebt. 
genau an Voigt VIII, 584. 

5) Cod. epist. saec. XV in Mon. med. aevi hist. res. Polon. illustrant. Ba. If, 193. 
Voigt VIII, 585. 
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hatte, an Polen gefallen war, nämlich Kulmerland, Pomerellen, das 
Marienburger Gebiet, Teile der Gebiete von Elbing und Christburg, 
sowie die Bistümer Ermland und Kulm, der übrige Teil dagegen bei dem 
Orden verblieb, eine neue Einteilung Preussens seitens der Polen vor- 
genommen werden. Auf dem Reichstage zu Peterkau im Mai 1467 wurde 
an Stelle der bisherigen Woywodschaft Elbing die Woywodschaft Marien- 
burg eingerichtet!) und der Elbinger Woywode, Stibor von Baisen, der 
zugleich nach dem Tode seines Bruders Hans dessen stellvertretender 
Nachfolger im Gubernatorenamt geworden war, unter Aufhebung dieser 
Würde zum Woywoden von Marienburg ernannt?). Die Kulmer Woywod- 
schaft, welche Gabriel von Baisen behielt, und die Woywodschaft Pome- 
rellen, welche Otto von Machwitz übertragen wurde, blieben bestehen). 
Die Woywoden führten den Vorsitz in den Landgerichten, deren es im 
` ganzen sechs, nämlich je eins in den Gebieten von Kulm und Marienburg 
und vier — etwa hundert Jahre später sogar sieben in Pomerellen gab*), 
beriefen die Gebietsversammlungen ein, in welchen sie präsidierten, hatten 
die Aufsicht über Maasse und Gewichte und ähnliche Funktionen. Im 
Kriege waren sie Anführer der Truppen’). 

Ferner setzte Kasimir auf demselben Reichstage in jeder Woywod- 
schaft einen Kastellan ein. Schon 1454 hatten die Preussen auf der 
Tagefahrt zu Graudenz vom 13. Juli den König gebeten, in allen Woy- 
wodschaften dieselben Ämter und Würden als die der Kastellane, Banner- 
führer, Landrichter, Schwertträger ú. s. w., wie in Polen, einzurichten ©). 
Demgemäss ernannte der König 1467 Ludwig von Mortangen zum 
Kastellan oder Herrn von Kulm, Niklas Pfeilsdorf zum Kastellan von 
Pomerellen oder Danzig und Fabian von Maul zum Kastellan des Marien- 
burger Gebiets oder von Elbing’). 


1) Schütz, fol. 333 (a). Dlugosz XII, 403. Lengnich, poln. Bibl. Bd. II 
(Stück X). pag. 349, act. Boruss. II, pag. 28. Leo pag. 316. Baczko IV, 26. Gra- 
lath I, 397. Hartknoch, de antiqua Prussiae republica § 22, lässt fälschlich die Marien- 
burger Woywodschaft an Stelle der Königsberger eingerichtet werden. 

2) Schütz lc Diug.l.c. Lengnicha.a. O. Leol c Im übrigen ver- 
weise ich auf die in jeder Beziehung zutreffenden Ausführungen von Caro (V, 413 ff), 
welcher über das Erlöschen der Gubernatorenwürde schon das Nötige gesagt hat. 

3) Thunert pag. 34. Schütz a. a. O. Diugosz a. a. O. Baczko a. a. O. 

4) Diugosz XII, 437. Lengnich VI, Vorr. pag. 30. Mizler, S. S. rer. Polon. 
I, 172, 620. Prutz, Gesch. des Kreises Neustadt, pag. 81. Toeppen, hist. comparat. 
Geographie von Preussen pag. 293. i 

5) Neugebauer I, 23. Mizler, S. S. rer. Polon. I, 469. 

6) Toeppen, Akt. IV, 441. . 

7) Thunert a a O. Dłuzosz XIII, 403. Schütz a. a. O. Lengnich VI, 
l. c. pag. 8. Vielfach, wiewohl mit Unrecht, wird der Ursprung der Kastellane ins Jahr 1454 
gesetzt, was wohl daher seinen Grund hat, dass damals schon die Stände baten, die 
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Die Kastellane haben keine Jurisdiktion, sondern nur als Offiziere 
der Woywoden die Führung des Adels ihrer Gebiete im Kriege*). Ausser 
den Woywoden und Kastellanen wurde dann noch ein Landkämmerer, 
Hans von Baisen, der Sohn des verstorbenen Gubernators, eingesetzt?); 
als dieser 1478 Herr von Elbing wurde, erhielt jede Woywodschaft einen 
eigenen Unterkämmerer®). Alle diese Würdenträger (dignitarii), welche 
vom Könige, vielfach auf Vorschlag der Stände, ernannt wurden, wobei 
jedoch die Regel beobachtet wurde, dass jeder niedere Beamte in die 
nächste höhere Stufe, also der Unterkämmerer in die Würde des Kastellans, 
dieser in die des Woywoden aufrückte, mussten dem König einen beson- 
deren Eid schwören®). Daneben gab es dann noch in Preussen einen 
Schatzmeister, je einen Schwertträger von Marienburg und Kulm, Banner- 
führer, Landrichter und Schöffen?), Truchsesse oder Schenken®) und an- 
dere Beamte, wie sie in Polen vorhanden waren, für welche aber nach 
dem Landesprivilegium, die Forderung des Indigenates bestand. 

In den Landesrat wurden nun zunächst die drei Woywoden und 
Kastellane und seit 1478 auch die drei Unterkämmerer gewählt, welche 
als gekorene Räte des Landes auch diesem noch besonders schwören 
mussten’). Bald bildete sich dann die Vorstellung aus, dass diese Würden- 
träger kraft ihres Amtes berechtigt seien, im Landesrat zu sitzen, so 
dass später von einer Wahl derselben durch die Stände nicht mehr die 


Ämter von Kastellanen einzurichten. Vor 1467 ist an eine Einsetzung von Kastellanen 
nicht zu denken. 

1) Neugebauer, 1. èe Lengnich VI, 1. c. pag. 21. Mizler a. a. O. Toeppen, 
histor. komparat. Geographie pag. 292. Maerker, eine polnische Starostei und ein preuss. 
Landratskreis in Zeitschr. des westpr. Geschichtsvereins 1886, Heft XVII p. 21. Prutz, 
Gesch. d. Kreises Neustadt pag. 80. 

2) Thunert a. a. O. Lengnich VI, 1. c. pag. 8. 

3) Toeppen a. a. O. Lengnich I. c. pag. 9. 

Bei Długosz XIII, 434, Schütz, fol. 336 (b), Lengnich poln. Biblioth. Bd. III. 
(X. Stück) pag. 851, Hartknoch 1. c. uud in den act. Boruss. II, 78 wird fälschlich 
schon 1468 von 3 Unterkämmerern, welche der König bei seiner Anwesenheit in Preussen 
_ eingesetzt habe, berichtet; Schütz macht sogar im Register der Unterkämmerer aus Hans 
von Baisen gewaltsam zwei Vettern, von denen der eine die Marienburger, dep andere 
die kulmische Unterkämmerei innegehabt haben soll. 

4) Lengnich I, Vorr. pag. 16. 

5) In jedem Landgerichte, welches in jedem Gebiete jährlich zweimal abgehalten 
wurde (Mizler S.S. rer. Pol. I, 173. Marker a. a. O. pag. 26) sassen acht Schöffen 
(Lengnich VI, 1. c. pag. 31. Hartknoch a. a. O.), von denen ausser dem Landrichter 
und Schreiber mindestens 3 zugegen sein mussten, damit eine Sitzung stattfinden konnte. 
(Lengnich a. a. O.) 

6) Lengnich l. c. pag. 22 act. Bor. II, 29. Mizler S. S. rer. Pruss. I, ond 459. 
Wichert a. a. O. pag. 420. 

1) Lengnich I, 1. e. Cölln. Le. 
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Rede ist!). Dieselben sind als Vertreter der Landschaft anzusehen. Ausser 
ihnen wurden jedoch noch andere Vertreter vom Lande, meist hervor- 
ragendere Persönlichkeiten, wie Landrichter, Bannerführer und Schwert- 
träger — 1469 wird auch der Truchsess Niklas von Damrau und 1480 
der Schenk Andreas von Borischau erwähnt?) — in den Landesrat ent- 
sandt. Die Städte waren durch je zwei Sendeboten von Thorn, Elbing 
und Danzig vertreten. Braunsberg erhielt wegen des Verrats vom Jahre 
1461 seinen Sitz im Landesrat nicht wieder, trotzdem es wiederholent- 
lich, sogar noch im Jahre 1485, deswegen vorstellig wurde’). Ebenso 
blieb Kulm, als es 1479 wieder unter polnische Herrschaft kam, trotz 
der Fürbitte der polnischen Herren und des Hochmeisters, „das men den 
Colmenern das gesesse gennen sulde uff den tageferten, wo men queme“, 
vom Landesrat ausgeschlossen ‘). 

Eigentümlich war zuerst die Stellung des Episkopats zum Landesrat. 
Da dieser eine Vertretung des Landes durch die Stände war, die Geist- 
lichkeit aber zur Zeit der Ordensherrschaft nicht zu den Ständen, son- 
dern mit zur Regierung, zu welcher die Stände ja in Opposition standen, 
gehört hatte, so war bei der neuen Konstituierung des Landesrats auf 
die Geistlichkeit keine Rücksicht genommen worden. Der König wünschte 
diese jedoch im Landesrat vertreten zu sehen. Denn als die Landschaft 
ihm 1454 die für den Landesrat gewählten Personen präsentierte, liess 
er sagen: „die personen weren jung in jaren, doch er hofte, sie weren 
weis von synnen, dorumb so wollen wir von den hern prelaten darzu 
nemen, die wol elter sein’). Nichts desto weniger wurden die Prälaten 
zu den Beratungen des Landesrats lange Zeit nicht hinzugezogen. Zuerst 
begegnen wir den Äbten von Pelplin und Oliva, welche schon 1468 auf 
der Tagefahrt von Danzig und dann in der Folgezeit wiederholt erwähnt 
werden ê). Dagegen blieben die Bemühungen der Bischöfe von Leslau 
und Kulm, Sitz im Landesrat zu erhalten, zum Teil ganz, zum Teil 
lange Zeit vergeblich. Jener war, wiewohl er ausgedehnte Besitzungen 
in Preussen hatte, doch kein preussischer, sondern ein polnischer Bischof 
und hatte demgemäss auch kein Recht, Zutritt zu dem Landesrat zu 
verlangen. Daher verhielten sich auch die Stände, obgleich der Bischof 


1) Lengnich pol. Biblioth. Ba. II (X. Stück) pag. 350. 

2) Lengnich VI, l. c. pag. 31. Thunert pag. 95. D. R. C. 185, 

8) Thunert pag. 151. D. R. B. fol. 238 (b) Frauenburger Archiv A. No. 85. 
fol. 319. fol. 22 (b) 25 (a). 

4) D. R. C. 103. Bornbach V, 980. Frauenb. Arch. a. a. O. 

5) Toeppen, Akt. IV, 439. Schütz fol. 205 (b). 

6) Thunert pag. 66, 111. D. R. B. 323 (a). D. R. ©. 83. Bornbach V, 461 
und 945. 
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sich wiederholt darüber beschwerte, dass er, wiewohl er auch ein Bischof 
und ein merkliches Glied des Landes wäre und darin soviel Güter hätte, 
als mancher andere gute Mann, doch von allem Einflusse auf die Ange- 
legenheiten des Landes ausgeschlossen wäre!), seinen Beschwerden gegen- 
über ablehnend. Auf einen gleichen Widerstand seitens der Stände stiess 
auch der Bischof von Kulm, Vincenz Kielbassa, wahrscheinlich auch aus 
dem Grunde, weil derselbe Pole war und im Rate des Königs sass, die 
Preussen aber eine Hinmischung der Polen in ihre Angelegenheiten nicht 
dulden wollten. Zwar finden wir ihn auf der Tagefahrt zu Danzig 1468 
inmitten der Stände?), aber diese Tagefahrt war keine Sitzung des Lan- 
desrats, sondern eine allgemeine Ständeversammlung, welche behufs Be- 
ratung über ein Hilfsgeld, welches der König zur Ablöhnung der Söldner 
verlangte, anberaumt wurde, und zu welcher natürlich der Bischof, zumal 
dessen Besitzungen einen grossen Teil des Landes ausmachten, auf wel- 
chen ein nicht unerheblicher Procentsatz der Steuer entfallen musste, 
ebenso eingeladen werden musste, wie die kleinen Städte, welche gleich- 
falls anwesend waren und um ihre Meinung befragt wurden). Ebenso- 
wenig darf es uns Wunder nehmen, wenn der Bischof 1472 auf dem 
Reichstag zu Peterkau im Namen der preussischen Stände das Wort 
fihrte*); denn diese waren doch nur durch Abgeordnete vertreten. Die- 
selben waren jedoch ebensowenig mit dem Landesrat identisch, als über- 
haupt der polnische Reichstag etwas mit dem Landesrat, welcher natür- 
lich nur in Preussen tagte, gemein hatte. Von den Sitzungen des letz- 
teren blieb der Bischof von Kulm ausgeschlossen, was er sehr übel 
empfand; „is ginge em an seine ehre, eszen und trinken hette ouch 
woll ein schuster oder ein andre mann, sondern dorüber hette her solche 
ehre, dy en ander gemein mensche nicht hette°).“ Seine Bemühungen 
nützten ihm aber nichts. Denn die Stände wichen seinen Anerbietungen, 
„gerne bei den Tagfahrten erscheinen zu wollen und getreulich raten zu 
helfen nach seinem höcusten Vermögen als ein Mitglied von Landen und 
Städten, deren Sachen auch seine Sachen sein sollten ê)“, durch geschickte 
Antworten aus. Ja, als im Jahre 1472 Fabian von Legendorf auf der 
Tagefahrt zu Thorn (4. — 23. Dez.) verlangte, dass die Bischöfe von 
Kulm und Ermland „mete czu rathe geruffen worden, wend sie weren 


1) Thunert pag. 72, 116. Schütz fol. 332 (b). 

2) Thunert pag. 72 ff. Lengnich VII. c. pag. 5. 

3) Thunert pag. 70, 74. 

4) D. R. ©. fol. 242 (a). Schütz fol. 839 (a). Lengnich, poln. Biblioth. IT 
(X. Stück) pag. 355. 

5) Thunert pag. 73. 

6) ibid, pag. 165. 
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so wol praelaten und rethe der lande alze andere“, erklärte der Woywode 
von Marienburg in Gegenwart des Königs direkt, er wüsste nicht, dass 
die Bischöfe im Rate von Land und Städten jemals gewesen wären 
„wend lande und stete alleyne bey sich woren und die bischoffe bey 
dem orden')“, und in diesem Sinne beschlossen denn auch die Stände, 
dass die Bischöfe — ausgenommen wenn man ihrer bedürfte — ausser- 
halb des Rats bleiben sollten?2). Dieser Beschluss war in erster ‚Linie 
gegen den Bischof von Kulm gerichtet; denn der Bischof von Ermland 
konnte wegen der damaligen Streitigkeiten bezüglich der Besetzung des 
bischöflichen Stuhles, welche wir gleich näher kennen lernen werden, 
nicht in Betracht kommen. Wenn wir jenen trotzdem in den nächsten 
Jahren zuweilen auf den Tagefahrten finden, so erscheint er daselbst. 
aber nicht als Vertreter des Landes, sondern in der Umgebung des 
Königs als dessen Rat. Dies Verhältnis zwischen dem Bischof von Kulm 
und den Ständen änderte sich erst nach dem Tode des Vincenz Kiel- 
'bassa, als das Bistum wieder in deutsche Hände kam. Daher finden wir 
schon 1481 den Administrator des Bistum Kulm, Johann Kothman, auf 
der Tagefahrt zu Marienburg?) und ein Jahr später auch den neuerwählten - 
Bischof Stephan‘), welcher von da ab fast regelmässig an den Sitzungen 
des Landesrats teilnahm, 

Etwas früher, wiewohl auch verbältnismässig spät, nämlich 1479, 
erscheint der Bischof von Ermland im Landesrat; dies ist dadurch zu 
erklären, dass damals erst der schon erwähnte, 1467 nach dem Tode 
Pauls von Legendorf ausgebrochene, Streit bezüglich der Besetzung des 
ermländischen Bischofsstuhls definitiv beendigt wurde. Bei demselben 
handelte es sich hauptsächlich um 2 Punkte: erstens nämlich wollte der 
König die Wahl eines Bischofs von polnischer Nationalität durchsetzen, 
indem er sich ganz richtig sagte, dass, wenn erst an der Spitze des Bis- 
tums eine Pole wäre, auch der übrige Klerus bald polnisch sein würde, 
dieser aber dann wiederum auf die Diöcesanen wirken würde, so dass 
auf diese Weise, wie es auch später geschah’), das Land am leichtesten 
polonisiert werden würde. Daher beanspruchte er zweitens, wie sonst 
überall in Polen, das Nominationsrecht auch für das Ermland 6) und zwar 


1) D. R. B. fol. 294 (b). 

2) D. R. B. fol. 294 (b) Schbl. XLIX, 182, conf. D. R. B. fol. 303 (b). 

3) D. R. C. 155. i 

4) D. R. C. 157. 

5) Schmitt, Land u. Leute in Westpreussen in der Zeitschr. für preuss. Geschichte 

1870. Ba. VII. pag. 193. 

- 6) Beiträge zur Kunde Preussens Bd. III. 364. Caro V, 417. Eichhorn, Gesch. 
der ermländischen Bischofswahlen in der ermländ. Ztschr. Ba. I, conf. D. R. C. pag. 48. 

Bornbach V, 853. Danz. Arch. Sehbl. LXIX, 313. 
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um so mehr, als er solches ein Jahr vorher bei dem Bistum Kulm durch- 
gesetzt hatte’), und wünschte seinen Günstling Kielbassa zum Bischof 
von Ermland gewählt zu sehen. Dabei stiess er aber auf den Wider- 
spruch des Kapitels, welches gemäss dem ihm zustehenden Rechie der 
freien Bischofswahl einen Domherrn aus seiner Mitte, Niklas Tüngen, 
einen geborenen Ermländer gewählt hatte?), und zugleich auch auf den 
Widerspruch des Papstes, welcher den Vincenz Kielbassa mit Interdikt 
und allen anderen ihm zu Gebote stehenden geistlichen Censuren be- 
drohte, falls er sich des Bistums ,,unterwinden“ würde°). Als der König 
dann von einer Kandidatur des Kielbassa absah und sich mit dem Papste 
bezüglich eines anderen Kandidaten, Andreas Oporowski, geeinigt hatte, 
blieb immer noch der Widerstand des Kapitels, welches den einmal 
gewählten Bischof, der inzwischen mit Gewalt in sein Bistum einge- 
drungen war und sich desselben bemächtigt hatte‘), nicht aufgeben wollte, 
zu besiegen. Dazu kam noch der Widerspruch der preussischen Stände, 
welche einen polnischen Bischof, der nicht einmal der deutschen Sprache 
mächtig war, also auch nicht „das Volk belehren konnte“°), nicht haben 
wollten®), sondern gemäss dem privilegium incorporationis den ermländi- 
schen Bischofsstuhl mit einem Eingeborenen des Landes besetzt wissen 
‘wollten. So standen denn den Wünschen und vermeintlichen Rechten 
des Königs der Widerspruch und die Rechte des Domkapitels und der 
preussischen Stände entgegen, und so lange diesen nicht Genüge gethan 
wurde, war an eine Beilegung der Streitigkeiten umsoweniger zu denken, 
als der König durch seine auswärtige Politik, hauptsächlich durch die 
Verwicklungen mit Matthias Corvinus, unter dessen Schutz sich Tüngen 
begeben hatte”), verhindert war, ein ernstes Wort in der Angelegenheit 
zu sprechen. Erst 1479, nachdem Kielbassa kurz vorher gestorben‘) und 
Oporowski mit einem anderen Bistum versorgt war, fand der ermländische 
Bistumsstreit durch Unterwerfung Tüngens unter den König seinen 


1) Eichhorn a. a. Q. 

2) S. S. rer. Pruss. IV, 680. Schütz 333 (a). Dług. XII, 410. Leo, pag. 320. 

3) Theiner, monum. Polon. II, 162. 

4) S. S. rer. Pruss. IV, 680. Diugosz XIII, 482. Schütz, fol. 340 (a). Baczko 
IV, 29. Voigt, IX, 46 ff. Caro V, 429. 

5) Dies machte ihm Tüngen 1473 auf der Tagefahrt zu Elbing (24. Juni—1. Juli) 
mit Recht zum Vorwurf. D. R. B. fol. 330 (a). Schütz fol. 351 (a). cf. Eichhorn 
1. c. pag. 161. 

6) D. R. B. fol. 392 (a). Schbl. XLII. No. 68. 

T) Danz. Arch. Schbl. LXV, 116. XLII, 79. S.S. rer. Pruss. IV, 683. Dlug. XII, 
541, Eichhorna.a. 0.165. Baczko IV, 34. Voigt IX, 86. Caro V, 454. 

8) Der Tod des Vincenz Kielbassa war am 12. Nov. 1478 erfolgt. Dlug. XIII, 
671. Leo p. 333 setzt dens. allerdings erst ins Jahr 1480, 
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Abschluss, und nunmehr, von allen Seiten anerkannt, konnte der Bischof 
sein Augenmerk auf die inneren Angelegenheiten nicht blos seiner Diö- 
zese, sondern überhaupt Preussens richten. Dementsprechend finden wir 
von jetzt ab die Bischöfe von Ermland fast regelmässig im Landesrat, 
in welchem sie eine grosse Thätigkeit entfalteten, sodass sie bald eine 
hervorragende Stellung in demselben einnahmen und seit Anfang des. 
16. Jahrhunderts sogar das Präsidium führten. 

So war denn allmählich das Einvernehmen zwischen den Ständen 
und dem Landesklerus hergestellt. Letzterer hatte ungefähr seit dem 
Jahre 1479 Zutritt zum Landesrate, in welchem er jedoch mit der Land- 
schaft zusammen beriet, also keinen besonderen Stand bildete. Dem- 
gemäss sassen nur in dem Landesrate die beiden Bischöfe von Ermland 
und Kulm, die Abte von Pelplin und Oliva, die drei Woywoden, die | 
drei Kastellane, die drei Unterkämmerer, eine unbestimmte Anzahl Ver- 
treter der Landschaft und schliesslich die Sendeboten der drei grossen 
Städte. Diese Zusammensetzung behielt der Landesrat bis zum Jahre 
1508 bei, in welchem die beiden Äbte und die Vertreter der Landschaft 
aus dem Landesrat ausschieden; dieselben waren allerdings zuweilen noch 
bei den Sitzungen des Landesrats anwesend, hatten aber keine Stimme 
mehr in demselben‘). Damals trat zugleich noch eine weitere Änderung 
in dem Stimmenverhältnis ein, insofern als seit dieser Zeit die drei 
grossen Städte nicht wie bisher die Hälfte, sondern nur drei Stimmen 
führten’). 

Zu unterscheiden von den Mitgliedern des Landesrats, welche auch 
. die Oberstände hiessen, sind die Unterstände, bestehend aus der gemeinen 
Landschaft und den kleinen Städten: Dieselben wurden jedoch nur in 
ausserordentlichen Fällen zu den Beratungen hinzugezogen, sei es dass 
es sich um Neuerungen handelte wie zum Beispiel bei der neuen Ein- 
richtung des Richttages im Jahre 1469 oder sei es dass wichtige das — 
ganze Land betreffende Angelegenheiten, Beschlussfassung über Krieg 
und Frieden und dergleichen, zur Beratung kamen; vor allem aber muss- 
ten die Unterstände bei der Bewilligung von neuen Steuern ihre Zu- 
stimmung geben. Es war dies eine Sitte, welche, wie wir gesehen haben, 
von Heinrich von Plauen eingeführt war, späterhin beibehalten wurde, 

1) Lengnich VI, 1. ce. pag. 11. 

2) Lengnich VI, l. cè pag. 12. Gralath I, 397. In dem Landesrate sass eine 
Zeitlang auch ein Vertreter des Frauenburger Domkapitels. 1512 (im Oktober) suchte der 
Elekt. Fabian auf der Tagfahrt zu Stuhm um Wiederaufnahme dieses Vertreters nach; 
darauf erwiderte Georg von Baisen, dass das Fortbleiben desselben nicht die Schuld der 


Stände, sondern des verstorbenen Bischofs Lukas wäre, welcher den Vertreter von dem 
Besuch zurückgehalten habe. cfr. Bornbach VI, 587, 


A) 
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und schliesslich unter die polnische Herrschaft mit anderen Gebräuchen 
hinübergenommen wurde. Behufs Beratung der Landesangelegenheiten 
fanden eigens Versammlungen statt. Es waren dies die sogenannten Tage- 
fahrten oder Landtage. 


V. 


Die Tagefahrten der westpreussischen Stände und die Art 
der Verhandlung auf denselben. 


Das Recht, auf Tagefahrten zusammenzukommen, stammt aus der 
Zeit des Ordens. Seit 1411 tagten allgemeine Ständeversammlungen, auf 
welchen ausser den preussischen Hansastädten und dem Adel auch die 
kleineren Städte erschienen. Diese Ständetage wurden aber nicht von 
den Ständen, sondern vom Orden, welcher ja auch der Urheber derselben 
gewesen: war, anberaumt. Erst zur Zeit des Konflikts zwischen Orden 
und Ständen kamen diese auch wider den Willen, ja sogar gegen das Verbot 
des Hochmeisters auf eigenen, von ihnen selbst angesagten Tagefahrten, 
meist in Marienwerder zusammen‘). Dieses Recht, sich nach Belieben ver- 
sammeln zu dürfen, behielten die Preussen zunächst auch bei, als sie die 
Ordensherrschaft mit derjenigen der Polen vertauscht hatten. Der König 
war jedoch nicht willens, den preussischen Ständen solche Freiheit zu 
gestatten und liess denselben durch seinen Schreiber Klemens 1471 ver- 
bieten, „ohne Willen und Wissen der königlichen Majestät Tagefahrten 
zu halten“ ?). Der Bischof von Kulm suchte zwar die Stände zu beruhigen, 
indem er vorgab, dass sich dieses Verbot des Königs nur auf solche 
Tagefahrten beziehe, welche die Stände mit dem Orden gemeinsam hielten, 
da der König bei diesen seine Räte dabei haben wollte®); aber schon im 
nächsten Jahre, als sich die Stände auf dem Reichstag zu Peterkau des- 
halb beschwerten, wiederholte Kasimir dieses Verbot mit der Motivierung, 
dass Preussen „in der crone eyn ungeteleter leichnam“ wäre, also auch 
„sämtliche Gewohnheiten der Krone halten müsse“, die Polen aber „keyne 
macht erkeyn tagefert adder vorsamlunge ane wissen und willen k. Ma. 


1) S. S. rer. Pruss. IV, 66, 78, 79, Anm. 1. 82. Toeppen, Akt. II, 136, 728 ff. 
IV, 65, 66, 69 ff. 312, 379, 284, 285, 346, 426 ff. l 
i 2) Thunert, pag. 165. Dlugosz XIII, 451. 

3) Thunert a. a. O. 
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zu machen hätten!) Die Stände jedoch hatten keine Lust, sich der- 
artige Eingriffe in ihre Rechte gefallen zu lassen. ,,Sy hetten in alden 
gewonheiten und freyheiten“, antworteten sie, „tagefart zu machen und 
zcusampne zcu komen, wy ofte sy des erkenten zcu sein von noten unde 
dy k. Ma. hette en zcugesaget und gelobet, sie bey eren alden privilegien, 
gewonheiten zcu halden, darumb willen sie mit nichten sulches vorlieben 
und zculassen. Es were vil andere gewonheiten in der cronen, der sie 
nymmer gedechten zcu halden, noch sich dorin zcu geben“?). In der 
That bekümmerten sich die Preussen in der Folgezeit auch nicht um das 
Verbot, sondern kamen zusammen, so oft es ihnen notwendig erschien. 
Eine Reform fand dann erst unter Sigismund I. statt, welcher wie bei 
= vielen anderen Fragen, so auch bei dieser entschieden durchgriff, indem 
er 1513 das Verbot ,,weyter tageferte on seyner gnade sonderlichen 
bevelh widder privilegien und alt herkommen anzusetzen“?) erneuerte 
und in der Konstitution von 1526 festsetzte, dass jährlich nur zwei 
ordentliche Landtage stattfinden sollten, ausserordentliche aber nur vom 
Könige, falls dieser solche für notwendig halte, nach dessen Gutdünken 
einberufen werden sollten®). 

Entsprechend der Zweiteilung der Stände müssen auch zwei Arten 
von Tagefahrten unterschieden werden, nämlich erstens die Versammlungen 
des Landesrats, das sind die Tagefahrten im engeren Sinne oder Land- 
tage, und dann die gemeinen Tagefahrten d. h. solche, bei welchen auch 
die Unterstände vertreten waren, bei welchen also der Landesrat sich zu 
einer allgemeinen Ständeversammlung erweiterte. Der Landesrat ver- 
sammelte sich, wie wir gesehen haben, so oft es ihm erforderlich schien, 
während allgemeine Ständeversammlungen nur in ausserordentlichen Fällen, 
namentlich, wenn es sich um Krieg, Frieden oder Steuern handelte, ein- 
berufen wurden. Zu diesem Zwecke fanden vorher in den einzelnen 
Distrikten, von den betreffenden Woywoden einberufen, Gebietsversamm- 
lungen statt, auf welchen zwei der Vornchmsten des Landadels als Ab- 
geordnete für die Ständeversammlung gewählt wurden?). 

Natürlich wurde die Zahl der Ständeversammlungen bedeutend ge- 
ringer als die der Landtage. Während der Landesrat in der Zeit von 
1466 (nach dem Thorner Frieden) bis 1494 sechzigmal tagte), fanden 


1) D. R. B. fol. 246 (a). Schütz, fol. 339 (b). Lengnich, po!n. Biblioth, 
Ba. II, 368. 

2) D. R. B. 1l e. Schütz a. a. O. Lengnich a. a. O. 

3. Danz. Arch. Schbl. XLVI. 169, 173. 

4) Lengnich I, 11. 

5) Acta Boruss. IT, 32. 568. Wichert a. a. O. pag. 423. ri 

6) Die Danziger Rezesse, auf Grund deren hauptsächlich obige Berechnungen an- 
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in demselben Zeitraum ungefähr dreissig allgemeine Ständeversammlungen 
statt. Es würden demnach durchschnittlich auf jedes Jahr zwei Landtage 
und eine allgemeine Ständeversammlung kommen. Oft jedoch versammelte 
sich der Landesrat drei- bis viermal im Jahre, und Ober- und Unterstände 
zusammen zwei- bis dreimal, so dass im ganzen also im Jahre fünf bis 
sechs Tagefahrten stattfanden, wie in den Jahren 1467, 1472, 1485, 1487, 
1489 und 1492; ja in den Jahren 1490 und 1491 tagten die Stände 
sogar siebenmal'). 

Ausser den Landtagen und allgemeinen Ständeversammlungen fanden 
noch Tagefahrten statt zwischen Abgeordneten der Stände und des Ordens 
zur Erledigung von Grenzstreitigkeiten, Zwistigkeiten zwischen beider- 
seitigen Unterthanen, sowie von Fragen, welche das Münzwesen, das 
Bernsteinmonopol und anderes mehr betrafen. Die Abgeordneten zu allen 
diesen Tagfahrten erhielten keinerlei Unterstützungen, sondern mussten 
die Kosten der Reise und der Unterhaltung während der Ständetage aus 
eigenen Mitteln bestreiten, während doch andererseits das Land infolge 
der Kriege verarmt war”), so dass die Deputierten oft nicht wussten, wo 


gestellt sind, reichen leider nur bis 1494; von 1494 ist dann eine Lücke bis 1503. Ausser 
den Danziger Rezessen habe ich dann noch Frauenburger Rezesse, welche merkwürdiger 
Weise in dem ersten Teile eines Annalenwerks (annal. temporibus Nicolai, Sucae et 
Fabiani, Varm. ecclesiae episcoporum conscriptae im bischöfl. Archiv zu Frauenburg A. 
No. 85 Fol. 319) Platz gefunden haben, und das Maierial, welches zerstreut in Schub- 
laden des Danziger Archivs vorhanden ist, (Danz. Arch.: Schiebl. XLIX, LI, LUI, LV, 
LXXVIII), herangezogen. Die gemeinschaftlich von seiten des Ordens und der preussi- 
schen Stände stattgehabten Tagefahrten sind, da in diesen Fällen die Verhandlungen 
immer nur von einer bestimmten Zahl von Deputierten, also nur von einem bestimmten 
Ausschuss und nicht von einer richtigen Ständeversammlung geführt wurden, bei obigen 
Angaben nicht berücksichtigt worden. 
1) Jahr. Zahl der Landtage. Zahl der allgem. Ständeversamig, Gesamtsumme, 


1467 4 1 5 
1472 3 2 5 
1478 4 0 4 
1485 4 1 5 
1487 2 3 5 
1489 3 2 5 
1490 4 3 7 
1491 5 2 7 
1492 3 3 6 


2) Bezeichnend für die Armut des Landadels sind die Ausführungen des Abts von 
Pelplin anf der Tagefahrt zu Peterkau vom Jahre 1488 (29. Apr;) bis 19. Mai): „die 
armen edle lewte habe vil kinder und wenig gutter... . Disze arme lewte halden ire 
kinder bey sich doheeme uud mussen ir armut mit en teylen, das eyns itzlichen teyl so 
cleyn wird, das her lieber en pawer odir eyns gebawrs knecht seyn muchte.“ Frauenbg. 
Arch. A. No. 85 Fol. 319. fol. 46 (b) u. 47 (a). 
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sie die Zehrung hernehmen sollten, und daher oft die Tagefahrt garnicht 
besuchen konnten oder vor Schluss derselben nach Hause zurückkehren 
mussten); auch wurden die Interessen der Landwirtschaft durch die 
Ständeversammlungen sehr geschädigt, da der Landadel zu oft und zu 
lange von Hause entfernt war und sich also der Bearbeitung der Güter, 
namentlich zur Frühlings- und Herbstzeit, zu wenig widmen konnte. 
Daher ist es kein Wunder, wenn vielfach seitens der Landschaft die 
Klage laut wurde, dass „der Tagefahrten zu viele würden“?). Demgemäss 
wurden denn auch wiederholt Anträge eingebracht, durch welche die Zahl 
derselben eingeschränkt und höchstens auf zwei oder drei festgesetzt 
werden sollte’). -Eine definitive Regelung dieser Frage wurde jedoch, 
- wie schon erwähnt ist, erst durch König Sigismund vorgenommen, welcher 
1526 bestimmte, dass die Stände jährlich nur zweimal in ordentlichen 
Sitzungen zusammenkommen sollten, nämlich im Frühjahr am St. Stanislaus- 
tage (7. Mai) zu Dirschau, statt dessen man später Marienburg wählte, 
und im Herbst zu Michaelis (29. September) in Graudenz‘). 

Einberufen wurden die Stände zur Tagefahrt entweder, wenn der 
König ein Anliegen an dieselben hatte, oder wenn diesen selbst eine 
solche für die Wohlfahrt des Landes erforderlich schien. Die Aufforderung 
zu derselben erfolgte schriftlich durch den Vorsitzenden der Ständever- 
sammlung, also anfangs durch den Gubernator, welcher zugleich, wenn 
die Tagefahrt nicht resultatlos verlaufen sollte, den einzelnen Mitgliedern 
die Tagesordnung übermittelte und auch Ort und Zeit, selbst wenn diese 
was häufig geschah, schon auf der vorhergehenden Tagefahrt festgesetzt 
worden waren, bestimmte. 

Zwar suchte der König dieses Recht zu beseitigen und liess im Jahre 
‚1488 wider die bisher übliche Gewohnheit die Stände durch seinen Sende- 
boten Coszeziletzky nach Elbing „zum Tagen heischen“, aber sofort er- 
hoben die Stände dagegen als ,,eyne newkeit“, welche wider des Landes. 
Privilegien wäre, Einspruch und beschlossen einträchtig, „as ymand 
owszr crone mit eynir credentie anders wenn under ko. Ma. segill wurde 
brengen, deme sall men sich nicht folgen unde keynen geloben doruff - 
setezen; wurde aber ymand mit ko. Ma. credentie in den sachen komen, 
magk men den an ko. Ma. anwald, an den hern woywodden, mit sothan 


1) D. R. B. fol. 236 (a). D. R. C. fol. 227, 530, 531, 622, 688, 706. Schbl. LIH, 
329, 2, LVIII, 305, LIX, B. 34, LXI, D. 18, LXII, K. 25, LXXVII, 632. : 

2) D. R. C. 662, cf. Moser 1. c. 1498, 

3) D. R. ©. fol. 217, 313, 488. Schbl. LI, 154. Frauenbg. Arch. A. No. 85 
Fol. 319. fol. 3 (b). 

4) Lengnich I, 11 und Vorr. pag. 25, acta Boruss. II, 32, § 75a. Mizler, S.S, 
rer. Polon. I, 174. Cölln. 1. c. pag. 28. 
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gewerben weysen, der denne nach gewonheit lande und stete sall heischen“ *). 
Als diese Angelegenheit dann zwei Jahre später auf der Tagefahrt zu 
Dirschau nochmals zur Sprache kam, erklärte man wiederum, ,,wen szo 
ko. Ma. tagefarten hy im landen ansettczen wolde, szal seyne gnade das 
dem obirsten woywodden hy im lande vorkundschaften , der denn vortan 
lande und stete dorszu szal heyschen und vorschreiben, wovor wern sust 
unser woywoden hy im lande“ °). Demgemäss wurden denn auch ferner- 
hin die Stände nach alter Gewohnheit von dem Vorsitzenden der Tage- 
fahrt zusammenberufen. 

Den Vorsitz führte anfangs der Gubernator, also zuerst Hans von 
Baisen, dann sein Bruder Stibor. Dieser behielt den Vorsitz auch bei, 
als die Gubernatorenwürde abgeschafft und er selbst Woywode von Ma- 
rienburg geworden war. Nach seinem Tode ging dann diese Function 
zugleich mit der Woywodschaft auf seinen Sohn Niklas über, welcher 
aber diese Würde und damit sein Amt als Vorsitzender im Jahre 1485 
niederlegte. Damals nämlich war der König von den Ständen auf der 
Tagefahrt zu Thorn (6. März bis 19. April) angegangen worden, sie in 
den Besitz ihrer Gerechtigkeiten zu setzen und ihre Privilegien zu halten, 
welchem Verlangen aber Casimir auswich. Infolge dessen wurde be- | 
schlossen, dass die neu ernannten Würdenträger, zu denen auch Niklas 
von Baisen gehörte, und welche auf dieser Tagefahrt dem König ver- 
eidigt werden sollten, sich verpflichten sollten, „ko Ma. yre anrechte 
uffzusagen unde in seyner gnaden rothe nicht zcu seyn“, — ein Beschluss, 
dem aber die meisten nicht Folge leisteten?). Nur Habert Reymann und 
Niklas von Baisen handelten gemäss den getroffenen Vereinbarungen und 
schwuren nicht in des Königs Rat, letzterer nicht, indem er zugleich trotz 
aller Warnungen und Bitten des Königs sein Amt als Woywode nieder- 
legte‘). Zwar finden wir ihn oft in den nächsten Jahren in den Sitzungen 
des Landesrais, in welche er vielfach auf Verlangen der Stände selbst 
geholt wurde), aber da half er nur mitraten, ohne mitzustimmen®). An 
seiner Stelle hatte auf Verordnung des Königs der Kulmer Woywode, 
Karl vom Felde, oder wenn dieser verhindert war, der pomerellische 
Woywode, Nikolaus Wolkow, das Ausschreiben der Tagefahrten und die ` 
Leitung der Versammlungen, überhaupt die Führung der Geschäfte über- 
nommen’). 


Frauenb. Arch. a. a. O., fol. 27 (a). D. R. O., 297. 
Frauenb, Arch. a. a. O. 
1) Frauenb. Arch. a. a. O., fol. 25 (a). cf. D. R. C., 364. 


4) 
2) 
3) 
4) Frauenburger Arch. A. No. 85. Fol. 319, fol. 25(b). D. R. C., 356. 
5) 
6) 
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Auch als Nikolaus von Baisen sich 1489 mit dem König ausgesöhnt 
und seine Woywodschaft wieder erhalten hatte, behielt Karl vom Felde 
die leitende Stellung auf der Tagefahrt bei *) und erst nach dessen Tode 
übte Niklas von Baisen, zuweilen in Gemeinschaft mit dem Bischof von 
Ermland seine alte Funktion wieder aus °). Im Anfange des 16. Jahr- 
hunderts ging dann das Präsidium an den Bischof von Ermland über, 
welcher es auch in der Folgezeit behielt ë). 

Als Versammlungsorte wurden, bevor durch die erwähnte Konstitution 
von 1526 eine feste Norm geschaffen war, gewöhnlich Marienburg und 
Elbing, ungefähr seit 1480 auch Graudenz und Dirschau, seltener Thorn, 
je zweimal auch Danzig, Marienwerder, Stargardt und Christburg gewählt, 
wo die Sitzungen meist im Rathause oder ,,companhawsz", zuweilen auch 
in der Herberge eines der Woywoden oder Bischöfe stattfanden. 

Natürlich musste zwischen dem Tage des Ausschreibens und dem 
der Eröffnung einer Tagefahrt eine geraume Zeit, bei allgemeinen Stände- 
versammlungen gewöhnlich vier Wochen *), dazwischen liegen, so dass 
daher oft der Bitte des Königs, die Stände an einem bestimmten Tage 
zu einer Versammlung einzuberufen, nicht nachgekommen werden konnte, 
weil die Frist zu kurz bemessen war. War jemand verhindert, zur Tage- 
fahrt zu kommen, so musste er sich bei dem Vorsitzenden entweder selbst 
schriftlich entschuldigen oder sich durch ein anderes Mitglied des Landes- 
rats entschuldigen lassen°). 

Wenn nun an dem bestimmten Termin die Sendeboten angekommen 
waren und sich eine Herberge gesucht hatten, so liess der Vorsitzende 
ihnen mitteilen, dass am nächsten Tage zu einer bestimmten Zeit die erste 
Sitzung stattfinden sollte. Diese begann gewöhnlich um 8 Uhr morgens; 
die späteren Sitzungen, welche übrigens auch an Sonn- und Feiertagen 
abgehalten wurden, fingen noch früher, um 6, 5, ja sogar um 4 Uhr 
morgens an und dauerten mit einer kleinen Unterbrechung zu Mittag von 
2—3 Stunden bis Abends um 6, 7 und 8 Uhr. Der Vorsitzende eröff- 
nete die Sitzung, indem er die Gründe angab, welche ihn zur Anbe- 


1) Niklas von Baisen, welcher allerdings als „Haupt“ galt (D. R. C., 611), wurde 
zwar häufig zu wichtigen Missionen, bei welchen er auch immer das Wort führte, ver- 
wandt, aber das Ausschreiben der Tagefahrten und die Leitung der Versammlung besorgte 
nach wie vor der Kulmer Woywode, „der denn der aldste wer“ (D. R. O., 463, 610), und 
als dieser bat, dass Niklas von Baisea „dy tageferte vorshrebe*, lehnte derselbe es ab 
(D. R. C., 700). Lengnich, VI, Vorr., pag. 16. . \ 

2) Danz. Arch. Schbl. III, 417. 

8) Lengnich, a. a. O. u. I, Vorr., pag. 19. u. poln, Biblioth., II. Bd. (X. Stück) 
pag. 359. Act. Bor. II, 250. Cölln. l. c, pag. 25. 

4) Lengnich, I, Vorr. pag. 26. 

5) D. R. B., 318. D. R. C., 185, 413, 470, 541, 551. cf. Moser l. c. 1502, 
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raumung der Tagefahrt veranlasst hatten. War diese auf Wunsch des 
Königs angesagt, so war entweder ein königliches Schreiben eingelaufen 
oder es waren königliche Sendeboten erschienen '). Im ersteren Falle 
wurde das Schreiben des Königs verlesen, im anderen Falle wurden die 
königlichen Botschafter, sobald sie dem Vorsitzenden ihre Ankunft mit- 
geteilt hatten, durch einen Unterkämmerer oder Kastellan und einen Ab- 
geordneten von den grossen Städten aus der Herberge abgeholt und mit 
grosser Feierlichkeit in die Versammlung geführt’). Diese entboten 
dann Gruss und Gunst vom König, oft auch von Angehörigen des könig- 
lichen Hauses oder den Grossen der Krone, wofür ihnen von Land und 
Städten gedankt wurde, überreichten ihr Beglaubigungsschreiben, ,,Cre- 
dencie“, und brachten zum Schluss die Anliegen des Königs und die ihnen 
mitgegebenen Aufträge in deutscher oder lateinischer, seit Anfang des 
16. Jahrhunderts auch in polnischer Sprache vor. Die letztere wurde bald 
so üblich, dass, als 1587 die Boten des Königs ihre Werbungen in 
deuischer Sprache vorbrachten, diese erst ins polnische übersetzt werden 
mussten, da die Mehrzahl der preussischen Räte nicht mehr deutsch ver- 
standen ?). Nachdem die königlichen Boten sich ihrer Aufträge entledigt 
hatten, mussten sie abtreten, damit die Stände die Beratung beginnen 
konnten, und wurden erst wieder zum Schluss der Sitzung hereingerufen, 
um das Resultat der Beratung und die Antwort, welche sie dem König 
überbringen sollten, entgegenzunehmen. Waren die Sendeboten abgetreten, 
so wurde zunächst, falls mehrere Gegenstände zur Beratung vorlagen, im 
Plenum die Reihenfolge, in welcher dieselben zur Verhandlung kommen 
sollten, festgestellt. 

Gegenstände der Beratung waren vor allem die inaufhörliehen Geld- 
forderungen des Königs, bezüglich deren er nie um Gründe verlegen war. 
Solche Gründe waren anfangs die Ablöhnung der Söldner, die Auslösung 
der verpfändeten Schlösser und Burgen und die Bezahlung der dem Orden 
im Thorver Frieden versprochenen Summe, später die Kosten der Türken- 
kriege und anderes mehr; kurz die Geldforderungen des Königs ver- 
schwinden fast nie von det Tagesordnung. Aber ebenso unermüdlich als 
der König im Fordern war, was er gewöhnlich damit motivierte, dass 
Preussen „mit der Krone ein ungeteilter Leichnam“ wäre, folglich die 
Steuer, welche ihm von seinen Unterthanen in der Krone zugesagt war, 
ebenfalls und zwar in demselben Maasse bewilligen müsste, ebenso zäh 


1) Gewöhnlich bestimmte der König Sendeboten zu den Tagefahrten, Woywoden 
oder Kastellane der Krone, zuweilen einen seiner Secretire oder Schreiber, weniger häufig 
einen von der Geistlichkeit. 

2) Lengnich, I, Vorr., pag. 25. Baczko, IV, 17. 

3) Lengnich, I, Vorr., pag. 45. Cölln. 1. c., pag. 29. 
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waren die preussischen Stände im Verweigern. Nur mit vieler Mühe ge- 
lang es zuweilen, von diesen eine Steuer bewilligt zu erhalten, welche 
sie aber, wie sie im Jahre 1492 sagen, „nicht ausz vorpflichtung und recht, 
sunder ausz guden willen ko. ma. zcu ere und wolgefalle“*) oder „nicht 
owsz gerechtikeit, sunder ows libe‘‘?) geben, und welche wohl niemals 
den Umfang, in welchem die Forderung gestellt war, erreichte. Ein 
anderer Punkt, welcher namentlich in dem letzten Dezennium des 15. Jahr- 
hunderts vielfach auf der Tagesordnung stand, war die sogenannte 
„uffheschung“, d. b. die Bitte des Königs um Unterstützung mit Mann- 
schaften in seinen auswärtigen Kriegen®). Da die Preussen aber gemäss 
ihren Privilegien nur verpflichtet waren, innerhalb der Landesgrenzen, 
d. h. also nur innerhalb der Grenzen Preussens und nicht, wie die Polen 
es aufgefasst wissen wollten, innerhalb der Grenzen des ganzen polnischen 
Reichs, Kriegsdienste zu leisten*), so lehnten sie jedesmal die „uffheschung‘ 
ab. Etwas anderes war es, wenn in Preussen selbst Krieg, wie z. B. 
der sogenannte Pfaffenkrieg, ausgebrochen war. In diesem Falle mussten 
sie den König ausser mit Geld auch mit Truppen, Schiffen, Proviant und 
Munition unterstützen. Ausser den Forderungen von Geld und Mann- 
schaften waren es hauptsächlich die Eingriffe des Königs in die Privilegien, 
welche fast auf jeder Tagefahrt zur Sprache kamen. Namentlich klagte 
man beständig darüber, dass der König die Schlösser und Burgen an 
Polen, also an Ausländer, vergab, welche das Volk schwer bedrängten 
und den preussischen Beamten bei der Ausübung ihrer Amtsgewalt hin- 
dernd entgegentraten. Daneben führte man Beschwerde darüber, dass 
die Grenzen Preussens verkürzt würden, da Lauenburg und Bütow dem 
Herzog Erich von Pommern verliehen waren. Ferner wiederholten sich 
immer die Klagen über schlechtes Regiment, Unterdrückung der Gerichte 
und die immer grössere Zunahme der Gewalt. Vor allem aber erregte 
der Umstand, dass der König häufig preussische Angelegenheiten ohne 
Hinzuziehung des zu diesem Zwecke eingesetzten Landesrats nur mit 
seinen polnischen Räten beriet, den allgemeinen Unwillen, welcher so 
weit gesteigert wurde, dass es 1485 zu einem offenen Bruch zwischen 
dem König und den Ständen kam”). Neben diesen Fragen, welche also 


1) D. R. C. 61. 
2) D. R. C. 658. conf. Gierke 1. c. I, 570. 
3) D. R. C. 241, 487. Frbrgr. Arch, A. No. 85 Fol. 319, fol. 19 (b) ff 22 (a). 
Schütz, fol. 381 (a). Lengnich I, lc. p. 36. 

4) Frauenburger Arch, a. a. O. 

5) Der Rezess über die Tagefahrt zu Thorn (6. März bis 19. April) 1485, auf 
welcher der Bruch zwischen König und Ständen erfolgte, im Frauenburger Archiv a, a. O. 
fol. 1—26 (a). 
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grösstenteils einerseits die auswärtige Politik, andererseits die Sorge für 
die Aufrechterhaltung der Verfassung betrafen und den hauptsächlichsten 
Teil der Verhandlungen bildeten, beriet man noch über Massrcgeln, 
welche zum Gedeihen und zur Wohlfahrt des Landes dienten, so über 
die Ausbesserung der Brücken und Weichseldämme, über Mittel und 
Wege, Handel und Verkehr im Lande durch Instandhaltung der Handels- 
strassen und Beseitigung lästiger Hemmnisse zu heben, über das Nieder- 
lagsrecht, über die Münz- und Gesindeordnung, über Polizeiverordnungen, 
welche zur Sicherheit des Landes beitragen sollten und ähnliches. 
Nachdem die Reihenfolge der zu beratenden Gegenstände festgesetzt 
war, trennten sich Landschaft und Städte, um gesondert zu beraten oder 
wie es heisst: „do gingen dy hern von den landen und den steten in eyn 
gespreche noch alder gewonheit itzliche in besunderheit“. Zwar meinte 
Niklas von Baisen 1490 auf der Tagefahrt zu Graudenz (4.—6. Januar) 
„dat das nicht noth were, weren sy doch eyn lewthe und eyn raeth, und 
sulch sunderlich besprechen musz doch noch abgethan werden“!) und 
ebenso erklärte die Landschaft ein Jahr später auf der Tagefahrt zu 
Dirschau (1.—5. Januar), „ir hern wyr szhen is nicht gerne, das ir euch 
von uns sundert und seyn is ouch nicht ezufrede*?); aber die Städte 
liessen sich dadurch nicht beirren, sondern antworteten, sie handelten 
„nach alder gewonheit*. Waren in der einen Abteilung nun die An- 
sichten ausgetauscht, so entsandte dieselbe Deputierte zu der anderen, 
was zum Beispiel gewöhnlich geschah, wenn beide, wie es zuweilen vor- 
kam, in verschiedenen Gebäuden ihre Beratungen abhielien; wenn beide 
nur in verschiedenen Gemächern desselben Gebäudes berieten, kamen sie 
in corpore wieder in das gemeinschaftliche Sitzungslokal zusammen. 
Nach dem „widdereinkomen“ gaben dann zunächst die Herren von der 
Landschaft, deren Wortführer gewöhnlich der Gubernator, beziehungs- 
weise später der Marienburger Woywode war, die Stimme ab, darauf die 
Städte, deren Sprecher der Bürgermeister oder ein Ratmann der Stadt 
Thorn gewöhnlich war, falls nicht bei Meinungsverschiedenheiten jede 
Stadt besonders ihr Votum offenbarte. Zwar wollte Niklas von Baisen 
auch hierin eine Neuerung schaffen, indem er 1485 auf der Tagefahrt zu 
Graudenz (24.—29. August) verlangte, dass die Städte zuerst ihr Gut- 
dünken vorgeben sollten, aber darauf gingen diese nicht ein, sondern 
antworteten: „saget ir euwer Gutdunken noch alde gewonheit, denne wyr 
beveel ouch wellen entdecken“, was denn auch geschah). Natürlich kam 
selten bei der ersten Zusammenkunft ein einträchtiglicher Beschluss zu 


1) 
2) 
3) 


D. R. C. 456. 
D. R. C. 539. 
D. R. C. 241. 251. 
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stande, sondern die Ansichten gingen anfangs meist weit auseinander. 
Daher trennten sich dann beide Abteilungen wieder, und es fanden neue 
Besprechungen statt. Diese Art der Beratung wurde so lange fortgesetzt, 
bis man eine Einigung erzielte, oder wenn das nicht möglich war, so 
gaben Landschaft und Städte gesondert den königlichen Sendeboten „eyn 
ydermann szeyn egene andwort“'). Natürlich nahmen auf diese Weise 
die Verhandlungen nur langsam ihren Fortgang. Dazu kam noch, dass 
bei den Vertretern der Landschaft nicht der Fall war, dass die Sende- 
boten der Städte an bestimmte, von der Bürgerschaft ihnen mitgegebene 
Instruktionen gebunden waren. Sollten also Anträge, welche in dem 
Ausschreiben des Präsidenten nicht angegeben waren, beraten werden, 
oder sollten auf die Tagesordnung gesetzte Anträge in anderer Form zur 
_ Verhandlung kommen, so konnten die städtischen Deputierten in diese 
nicht eintreten, sondern mussten erklären, dass sie keinen Befehl dazu 
hätten, wohl aber die Sache an ihre Ältesten bringen würden; wodurch 
wieder eine neue Tagefahrt nötig gemacht und die Angelegenheiten nur 
unnütz in die Länge gezogen wurden. Mit Recht erklärte daher Stibor 
von Baisen, unwillig über derartige Verschleppungen „nochdeme dy herrn 
ousz den steten nicht andeıs mehe redten und thun to:sten, wen en methe 
gegeben were, were is besser, sie yn keyn tageferth qwemen, uff das men 
sulche unkost und czerunge behilde“, was der Danziger Abgeordnete 
Winkeldorf ruhig zugab, indem er antwortete, „her were isze wol czu- 
frede, das men en doheyme liesze, wenne her alhie wenig nutze wurde“ °). 
Kein Wunder. also, wenn von seiten der Polen Klagen über die Ver- 
schleppung und Hinziehung der betreffenden Angelegenheiten laut wurden. 

War aber schon der Gang der Verhandlungen bei den Sitzungen des 
Landesrats ein langsamer, so war dies bei den allgemeinen Ständever- 
sammlungen in noch weit höherem Masse der Fall, auf denen ja noch 
die Unterstände vertreten waren, welche ebenfalls getrennt, die gemeine 
Landschaft für sich und die kleinen Städte für sich, berieten, so dass 
dann vier Abteilungen neben einander thätig waren. Hatten die kleinen 
Städte, deren Haupt Marienburg war?), einen Beschluss gefasst, so über- 
mittelten sie denselben den grossen Städten. Diese wiederum offenbarten 
dann, da die Unterstände zu den eigentlichen Sitzungen im allgemeinen 
keinen Zutritt hatten, sondern ihnen der Gegenstand der Beratung nur 
mitgeteilt wurde, in Vertretung der kleinen Städte nach dem Wieder- 


1) D. R. C. 18. 

2) D. R. B. 353 (b). 

3) D. R. C. 310. Lengnich I, Vorr. I, pag. 27. Baczko IV, 18 u. Annalen 
des Königsreichs Preussen 1793. IV. Quart. p. 124. Wichert a. a. O. 422. Cölln: 
l. e. pag. 30. 
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einkommen deren Meinung, welche natürlich gewöhnlich immer das „be- 
willigten und beliebten“, was die grossen Städte für das Beste und Nutz- 
barste erkannt hatten‘). Wenn nun schliesslich die Oberstände zu einem 
endlichen Resultat gekommen waren und. einen gemeinsamen Beschluss 
gefasst hatten, so wurde dieser von den grossen Städten den kleineren 
mitgeteilt oder vorgelesen, „die denne dorin vorwilleten und wurden 
georlobet weg zcu zciehen“*). Falls sie jedoch nicht einwilligten, so 
wurde ihnen einfach gesagt, „dass das eyne wonheth geweszen von aldics, 
wo eyne gemeyne tagefarth gehalden werdt und was doselbist die heren 
von den landen und grosszen stheten vorgenommen wart und vor das 
beste irkandt, dorin goben sich ouch die cleynen stete“*). Damit mussten 
diese sich dann zufrieden geben. Ähnlich wie zwischen den grossen und 
kleinen Städten war das Verhältnis der gemeinen Landschaft zu. den 
Herren, zu welchen, wie schon erwähnt ist, auch die Prälaten gehörten, 
die aber besondere, von denen der anderen Landschaft getrennte Sitze 
und zwar so, dass der ermländische Bischof ther dem Kulmer sass‘), 
inne hatten. Die Beratungen jedoch waren gemeinschaftliche. Zwar be- 
gehrte der Abt Paulus von Pelplin auf der Tagefahrt zu Graudenz vom 
26. März 1488, dass die Geistlichkeit und die Landschaft besonders be- 
raten sollten; dies wies aber der Leiter der Versammlung, Karl vom 
Felde, mit den Worten zurück: „unser vorfarn haben is also gehalden, 
das dy hern von den landen stets mit den geistlichen praelaten in eyme 
rothe seyn gewesen und hoffen wyr werden is furbas ouch also halden‘‘®). 

Was das Verhältnis der Landschaft zu den Städten betrifft, so ist. 
noch zu bemerken, dass jene die kleinen Städte von den Versammlungen 
auszuschliessen suchten, vielleicht aus dem Grunde, weil diese vielfach 
auf Verlangen der grossen Städte, besonders wenn es sich um städtische 
Interessen handelte, zur Beschlussfassung herangezogen wurden, um gegen 
die Landschaft ein besseres Gegengewicht zu haben oder wie diese es 
einmal ausdrückte, „ir ezhyet sy obir uns, und machet sy uns halsstark“ ). 

Natürlich verdross dies die vom Lande. Daher erklärten sie 1476 
auf der Tagefahrt zu Marienburg (1. Mai bis 1. August): „das men dy 
cleyne stete nicht dorezu szolde heischen, wen durch sy worden uffte 
sachen vorhindert, das men zcu den nicht komen muchte, och so were 


1) D. R. C. 86. Bornbach V, 452. D. R. B. 286 (a). 

2) D. R. C. ma fol. 43 (b). 

3). D. R. ©. 

4) D. R. C. a Lengnich, poln. Bibl. Ba. IT = Stück) 359 u. VI. Vorr. p. 17. 
Mizler, S. S. rer. Polon. I, 171. 

5) D. R. C. 328. 

6) D. R. ©. 529, 587. 
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esz Zcuvorz keyne weysze gewesen, das men sy zcu sachen vorbottet 
hethe, wen was dy groszen stete vorliebeten und was mit en beslossen 
wurde, musten dy cleynen och wol thuen .. . och dy ko Ma. sy alleyne 
mitsampt den dreen steten in seyn rath gekoren hette und dorczu ge- 
wirdiget und nicht dy cleynen stete und wywol sie in etzlichen tageferten 
vorschreben gewest seyn, szo ist doch usz dem nichts gutts entsprosszen‘‘?). 
Die grossen Städte gingen aber auf das Verlangen der Landschaft nicht 
ein, sondern begehrten, dass in gewissen Fällen auch die kleinen Städte 
geheischt würden, „doch nicht also, das sy mete im rothe sitzen szulden, 
sunder das men en, wasz man gehandelt hette, liesze vorsteen und denn 
doruff ouch ere stymme horte‘“?). Infolgedessen suchte die Landschaft 
auf andere Weise den Einfluss der grossen Städte zu brechen, indem sie 
nämlich die kleinen auf ihre Seite zu ziehen und sie zu bereden suchte, 
„das sy bey er steen welden und nicht mitten grossen steten“ 3). Aber 
auch dieser Versuch misglückte. Schliesslich gelang es doch den Landen, 
gegen Ende des 16. Jahrhunderts, die kleinen Städte von den Tage- 
fahrten allmählich zu verdrängen und endlich 1662 den Beschluss durch- 
zusetzen, dass dieselben definitiv von den Ständetagen ausgeschlossen 
blieben *). 

Die auf der Tagefahrt gefassten Beschlüsse, über welche, wie über 
den Gang der Verhandlungen im allgemeinen von den Schreibern, welche 
die Vertreter der grossen Städte und auch wohl die Bischöfe und einzelne 
Herren mitgebracht hatten, ausführliche Protokolle, die sogenannten Re- 
zesse, angefertigt wurden, sofern nicht auf Wunsch der Königlichen 
Sendeboten nach Abtritt der Schreiber eine geheime Sitzung stattfand, 
hatten für alle, auch für die Fehlenden, bindende Kraft’). Gewöhnlich 
erklärten diese von vorneherein in dem Schreiben, in welchem sie ihr 
Fehlen entschuldigten, sofern sie nicht in demselben zugleich „ihre Voll- 
macht vorschrieben“®), dass sie das, was auf der Tagefahrt von Land und 
Städten für das Beste erkannt und beschlossen wäre, „auch methe vor- 
willeten‘‘”). Wenn jedoch eine ganze Landschaft auf dem Ständetage nicht 
vertreten war, was vorkommen konnte, wie denn zum Beispiel die Be- 


1) D. R. B. 286 (a). 

2) Ibid. 

8) D. R. 0.433. D. R. B. fol. 348 (b). 

4) Lenrsnici, Vorr. I, 26. Baczko, Annalen a. Ker. Preuss. 1793, IV. Quart. 
p. 19 ff. Wichert a, a. O. Eckerdt, die kleinen Städte im poln. Preussen in der 
altpr. Monatsschr. 1872. Bd. IX, pag. 50 ff. 

5) D. R. C. 416. ef. Moser 1. c. 1503. 

6) Danz. Arch. Schbl. LUT, 369. D. R. ©. 187. 
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wohner Pomerellens ,,swacheit halben des eyses‘‘!) auf der Weichsel ver- 
hindert waren, auf die andere Seite herüberzukommen und an den dort 
bestimmten Versammlungsort zu gelangen, oder auch nur, weun einzelne, 
aber hervorragende Mitglieder des Landesrats fehlten und wichtige Gegen- 
stände zur Verhandlung vorlagen, so wurde die endgiltige Entscheidung 
auf die nächste Taxefahrt verschoben. Für Beschlüsse, die einstimmig 
gefasst waren, galt dieselbe Regel, wie zur Zeit des Ordens?); sie durften 
nämlich nur mit Willen von Land und Städten wieder geändert, be- 
ziehungsweise aufgehoben werden. Wenn aber ein Teil der Stände ein- 
seitig sich dem gefassten Beschlusse entziehen wollte, so erregte dies den 
allgemeinen Unwillen. Als daher die Elbinger im Jahre 1472 eine Ziese, 
die einstimmig bewilligt war, vor dem bestimmten Termin abzuschaffen 
beschlossen hatten, so wurde ihnen dies verwiesen mit der Motivierung, 
dass das, was einmütig beschlossen wäre, auch gemeinsam aufgehoben 
werden müsste?). 

Eine Ausnahmestellung, welche es aber schon zur Zeit des Ordens 
gehabt hatte, nahm nur das Ermland ein. Die Stände desselben wurden 
auf den Tagefahrten gewöhnlich durch den Bischof vertreten. Vorher 
jedoch musste dieser im Ermland eine Tagefahrt abhalten, auf welcher 
er den Ständen die zur Beratung kommenden Gegenstände vorlegte und 
ihr Gutdünken, welches er dann auf dem Ständetage verkündete, entgegen- 
nahm 4). Daher kam es zuweilen, wie im Jahre 1480, vor, als der König 
eine neue Steuer zur Ablöhnung der Söldner verlangte, dass die Ange- 
legenheit vertagt wurde, weil der Bischof seinen Ständen, die er vorher 
nicht versammelt hatte, nicht ohne weiteres eine Ziese auferlegen konnte. 
Nach jeder Tagefahrt mussten dann ebenso wie vorher, die ermländi- 
schen Stände versammelt und ihnen die gefassten Beschlüsse mitge- 
theilt werden. 

An den Sitzungen der Stände durften, weil die Beratungen Landes- 
angelegenheiten betrafen, nur Landeseingeborene teilnehmen. Polen 
waren von denselben ausgeschlossen. Dagegen durften die Sendeboten 
des Königs sich an denselben beteiligen, wenn diese zugleich dem preussi- 
schen Landesrat angehörten °). Allmählich änderte sich dies aber. Die 
Polen protestirten nämlich dagegen, dass der König, weun er die Ange- 
legenheiten der Preussen beriete, mit diesen einen besonderen Rat ab- 
hielt und verlangten als „Gliedmassen eines Leichnams“ ebenfalls Sitz in 


1) D. R. G 116. 

2) S. ob. pag. 24 u. 25. 
3) D. R. B. 238 (b). 
4)-D. R. C., 299. Mizler, S.S. rer. Polon. I, 174, 458. Cölln. 1. c., pag. 26. 
5) Lengnish, a. a. O., pag 26. Baczko, IV. 17. 
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demselben zu haben, wofür sie den preussischen Ständen die Gegen- 
concession machten, dass diese auch an den Sitzungen des polnischen 
Rats teilnehmen könnten. Die Preussen beriefen sich auf ihre Privilegien 
und lehnten jede Teilnahme an dem polnischen Rate ab, ebenso wie sie 
sich aber anderseits auch die Anwesenheit der Polen in ihrem Rate ver- 
baten, worüber es im Jahre 1492 gelegentlich einer Gesandtschaft in Wilna’) 
zu bewegten Erörterungen kam. Zuweilen geschah es jedoch auch, dass 
ein Mitglied der preussischen Stände, wie z. B. Danzig 1509 auf dem 
Reichstage zu Peterkau, als es sich darum handelte, dass die Niederlage 
bei Thorn abgeschafft würde, im polnischen Rate sitzen blieb ?); aber 
dann hatte dies eine besondere Ursache. So gaben damals die Danziger 
zu Protokoll, dass sie in der Sitzung geblieben wären, nicht etwa, um 
sich von den anderen preussischen Ständen zu trennen, oder wider die 
Privilegien mit den Polen zusammen zu raten, sondern nur weil ihnen die 
Niederlage bei Thorn verfänglich schiene*®). Anders verhielt es sich aber 
mit dem Bischof von Ermland, der damals ebenso wenig, wie die Danziger, 
die Sitzung verliess®). Dieser war schon gewohnt, im polnischen Rate zu 
sitzen. Ihm folgten mit Ausnahme der Sendeboten der drei grossen Städte 
und der Unterkämmerer, die übrigen Landesräte bald nach’), bis dann 
1569 durch das Lubliner Dekret ê) der preussische Rat mit dem polnischen 
teilweise vereinigt wurde. 


Zu spät erkannten die Preussen, dass sie bei dem Wechsel der Herr- 
schaft einen schlechten Tausch gemacht hatten, und wünschten wohl viel- 
fach, wieder unter der Herrschaft des Ordens zu stehen. Gewaltthaten 
ereigneten sich jetzt, welche früher unbekannt waren; die Gerichte wurden 
unterdrückt; im Lande herrschte Unsicherheit, und derartige Eingriffe in 
die Privilegien, wie sie sich die Könige erlaubten, waren von seiten des 
Hochmeisters und der Gebietiger nicht vorgekommen. Nicht genug, dass 
ihnen die so lange ersehnten und erstrebten Freiheiten und Rechte, welche 
ihnen vom Könige von Polen 1454 zugestanden waren, genommen wurden, 
wurden ihnen auch die unter dem Orden erlangten Privilegien streitig 
gemacht. Sie erlitten nicht nur Binbusse an ihrer politischen Selbst- 


1) D. R. C., 618—645. Frauenb. Arch. a. a. O., fol. 115 (a)—118 (b) Schütz, 
fol. 386 (b) ff. 

2) Schütz, fol. 423 (b). Lengnich, poln. Bibl. Bd. II (X. Stück), pag. 873. 
Henneberger, compendium ex summariis conventuum Pruss. etc. Zum Jahr 1509. 
Mser. im Danz. Archiv, Bl. 12. 

3) Schütz, a. a. O. 

4) Schütz, a. a. O. 

5) Act. Boruss. II, 31. Mizler, 8. S. rer. Pol. I, 171. 

6) Lengnich, I, Vorr., pag. 32. 
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ständigkeit, sondern sie verloren auch zum Teil — besonders war dies 
der Fall auf dem platten Lande und in den kleineren Städten — ihre 
Nationalität. 


So endete der Kampf, welchen die Stände anfangs so siegreich 
begonnen hatten. 


zum Urkundenbuche des Bisthums Culm 


von 


Dr. €. P. Woelky. 
S. 235. 


Während meines vorjährigen Aufenthalts in Engelberg wurde mir 
durch den Prior des dortigen Benediktinerklosters der Besuch des Archivs 
und der Bibliothek, sowie die Einsicht der Urkunden des Klosters er- 
möglicht. Der freundliche Herr Archivar legte mir u. A. die Annalen 
vor, in deren zweitem Bande ich S. 382 zwei Urkunden vom 18. Februar 
1363 fand, ausgestellt zu Basel von Johannes Bischof von Culm in 
der Eigenschaft als nuntius generalis für Deutschland und mitvollzogen 
von dem Bischof Eberhard von Sebaste. 

Der Bischof Johannes (Schadland) von Culm hat als solcher sehr 
kurze Zeit fungirt. Aus seinem Episkopat sind bisher nur zwei Urkunden, 
beide in Thorn am 19. November. 1360 und 20. September 1361 aus- 
gestellt, vorhanden. Im Jahre 1362 verliess er die Diöcese und ging 
an den päpstlichen Sitz nach Avignon. Papst Urban V. providirte 
darauf durch Urkunde vom 24. März 1363 den Bischof Wicbold von 
Culm zu seinem Nachfolger und bemerkt dabei, er habe dem Bischof 
Johannes eine Stellung bei dem päpstlichen Stuhle zugewiesen und ihn 
„jüngst“ als Bischof nach Hildesheim versetzt. 

Obige Engelberger Urkunden legen dar, dass dem Bischof Johannes 
am 18. Februar 1363 die neue Ernennung noch nicht zugegangen war, 
indem er sich noch Bischof von Culm nennt. 

Bemerkenswerth ist ferner der Inhalt der Urkunden. 

Die erstere gewährt den Ordensbrüdern und Ordensschwestern der 
beiden Benediktinerklöster zu Engelberg unter Anerkennung ihrer Tu- 
genden und ihres Eifers im Dienste Gottes, wenn sie bestimmte Gebete 
für den Frieden, die Kirche, das Römische Reich und näher bezeichnete 
Personen vereint oder gesondert verrichten, einen Ablass von vierzig 
Tagen an den auferlegten Bussen im Vertrauen auf die Zustimmung des 
Diöcesanbischofs. Die zweite verleiht den Benediktinerinnen zu Engel- 
berg die Berechtigung, in Deutschland für ihre Zwecke Sammlungen 
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Als General-Sendbote des Papstes für Deutschland scheint Bischof 
Johannes dabei die Grenzen seiner Berechtigung überschritten zu haben, 
weil beide Verleihungen dem kirchlichen Leben an einem ausser Deutsch- 
land und zwar in der Schweiz belegenen Orte von Nutzen sein sollten. 

Inwieweit die Mitwirkung Eberhards, des Bischofs von Sebaste 
(Samaria) und der Vorbehalt der Genehmigung des Diöcesanbischofs 
über Engelberg dabei von Bedeutung sind, ist ohne Weiteres nicht zu 
ersehen. a 
Doch giebt über die Stellung, welche dem Bischof Johannes vor 
seiner Versetzung nach Hildesheim vom päpstlichen Stuhle zugewiesen 
worden, die in der ersteren Urkunde enthaltene Ablassertheilung 
Aufschluss. 

Das Recht, dergleichen Ablässe bis zu 100 Tagen zu ertheilen, 
gehörte nämlich zu den Befugnissen, welche ausschliesslich den Legaten 
a latere, das ist den päpstlichen Gesandten ersten Ranges, zukamen. 

In dieser hervorragenden Eigenschaft des Ausstellers wird also auch 
die Erklärung für die räumliche Ausschreitung über die Grenzen der 
zugewiesenen Provinz zu suchen sein. 

Die erste Urkunde lautet wie folgt: 

Joannes Dei et apostolice Sedis gratia Episcopus Culmensis, per 
Alemanniam Nuntius generalis et Eberhardus Episcopus Sebastensis 
Venerabilibus et religiosis in Christo abbati et Conventui fratrum 
Monasterii in Englaberg ordinis sancti Benedicti, Constanciensis dyoe- 
cesis nec non priorisse, magistre et Conventui sororum Monasterii in 
Englaberg ordinis et dyoecesis praedictorum Salutem et fraternam in 
Domino Caritatem. 

Multiplicia probitatis et virtutum indicia ac divini cultus ac offi- 
ciorum divinorum frequentia, super quibus apud nos testimonio commen- 
damur fide digno, nos inducunt ut vobis reddamur ad gratiam liberales. 

Volentes igitur praemissorum intuitu vos favore persequi gratioso, 
vobis quotienscunque in Ecclesiis et Conventibus dictorum monasteriorum 
vestrorum communiter sive divisim ymnum: ,,Veni creator spiritus“ etc 
cum versulis „Emitte spiritum tuum et creabuntur“ et „salvos fac servos 
tuos et ancillas'“ et „ fiat pax in virtute tua“ et „requiescant in pace“ 
et „domine exaudi oracionem meam“ etc. cum collectis: „Deus, qui 
corda fidelium“ et „Ecclesie tue“ et „Dominus a quo sacra desideria x“ 
et „Fidelium Deus omnium conditor“ et tamen pro pace et bono statu 
sancte Ecelesie, pro imperio Romano et specialiter pro nobis et Reve- 
rendis in Christo patribus et Domino domino Heinrico Episcopo 
Constanciense et Domino Episcopo Basiliense nec non inclita Domina 
Agnete olim Regina Hungarie et speetabilibus Dominis Ducibus Austrie 
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et nobili Domino domino Friderico Duce de Jegk suaque uxore legitima 
et Domina de Nellenberg sua sorore, Domino Johanne de Buttikon 
milite, suaque uxore Jrina ac Religioso viro fratre Johanne de Azzen- 
bach ordinis fratrum praedictorum, qui pro praesente nostra indulgencia 
laboravit instanter et pro Anna et Anna Elsina et Verena tam in vita 
quam post mortem nostri ut personarum aliarum praescriptarum deuote 
dixeritis, quadraginta dies de injuncta vobis poenitentia de omnipotentis 
Dei misericordia et beatorum Petri et Pauli apostolorum ejus auctoritate, 
confisi quod est de consensu Dyoecesani, misericorditer in Domino 
relaxamu . 

Datum et actum Basilee anno Domini MCCCLXIII XII Kalendas 
Marcii. Sub appensione sigillorum nostrorum facta praesentibus in testi- 
monium praemissorum. 

In der zweiten, zu derselben Zeit ausgestellten Urkunde ertheilte 
Bischof Johannes von Culm als päpstlicher General-Nuntius für Deutsch- 
land zusammen mit Eberhard, dem Bischof von Sebaste (Samaria), den 
Ordensschwestern der Benediktinerinnen zu Engelberg einen Sammelbrief 
für Deutschland behufs Beseitigung ihrer Noth und Armuth und zum 
Zwecke ihres Unterhaltes. Es hing diese Verleihung wohl damit zu- 
sammen, dass das Kloster mehr als hundert Schwestern hatte, auf welche 
Zahl später der Konvent beschränkt wurde. 


X. Froelich. 


6* 


Zu dem im XIX. Heft der Zeitschrift des Westpr. Geschichtsvereins 
abgedruckten zweiten Bande der Schwetzer Kreisgeschichte. 


Unter den reichen Materialien, welche die Geschichte des Kreises 
Schwetz sowohl im ersten vom vormaligen Landrath Wegner als in dem 
zweiten vom Gutsbesitzer Maercker herausgegebenen Bande liefert, fehlen 
die Zunft- und Werkbriefe, Ordinanzien, Satzungen, Rollen, Statuten und 
Willküre, welehe der Orden den Handwerken in den Städten gegeben, 
oder die im Anschlusse an Althergebrachtes von den Gewerken unter 
Zustimmung des Raths beschlossen und wohl auch durch die Könige von 
Polen bestätigt worden sind. 

Es hat dieses seinen Grund darin, dass eine allgemeine Aufforderung 
zur Vorlegung im Besitze der einzelnen Gewerke befindlicher Original- 
papiere unbeachtet und eine specielle Recherche in den Gewerksladen 
unterblieben ist. Ä 

Wie die nachstehend von mir &opirten Willküren des Schuhmacher- 
gewerks zu Neuenburg, welche durch freundliche Vermittelung eines 
Bekannten in meine Hände gelangt sind, darthun, haben dieselben Grund- 
sätze wie bei den Gewerken in Graudenz, mitgetheilt in meiner Ge- 
schichte des Kreises Graudenz, II. Aufl., Bd. II., S. 140 ff., auch in Neuen- 
burg bestanden und auch hier hat sich der ursprünglich enge Anschluss 
der Zünfte an die Kirche, wobei ihre sonst übliche Bezeichnung sich in 
diejenige eines „Seelgeräthes* umwandelte, nach Ablauf der ersten 
Hälfte des sechszehnten Jahrhunderts abgelöst, wogegen sodann die 
e wie es bei dem gemeinsamen Bruderbier, wobei die Zunft 

„Zeche“ wird, gehalten werden soll, an Umfang gewinnen. 

Die erste, im Besitze der Barbarabrüderschaft zu Neuenburg auf- 
gefundene Willkür der Schuhmacher daselbst vom Jahre 1448 ohne 
sonstiges Datum lautet: 

Dis ist dy willekor der bruderschaft der schumacher. Czum ersten 
weer yn vnser kompaneye czewt, der sal geben eyne: tonne byr vnd 
2 phund wachsz vnde sal schencken, vnde: sal bryfe holen von dannen 
her kummt, das her sich erlich gehalten hot. Och wer eynen lereknecht 
zcu ym nymt, der sal geben eyne halbe marck vnde eyn phund wachsz, 
wirt her nu meister vnder vns, so sal her halbe ynnunge haben. Och 
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ab eyn schuknecht eyne wetewe neme vnsres hantwerkes, der yn vnser 
werk czogen, der sal geben volle ynnunge. Och wer do yn vnser werk 
ezyen wil, der sal bryfe. brengen, das er elich geboren sey von vater 
vnd von mutter vnd von rechten dewtezchen lewthen. Och so sal keyn 
kompan adder metheburger adder keyn schrader hewte kewfen off deme 
Vye, es kome denne off dem marckt adder yn dy bencken bey vorlust 
des guttes. Och so sal keyn kompan keyne hawt kewfen widder dy 
fleischer, sy sey denne vnder den bencken geweest bey eynem phunde 
wachs. Och so sal keyn kompan obir czwene kowfe treten bey eynem 
phunde wachsz. Och so sal keyn kompan deme andern schaden yn 
seynem kofe. Vnde wirt her des obirwunden, mit czween meistern adder 
kompan, der sal geben 1 Phund wachsz. Och wenne wir byr trincken 
zcu vyr geczeyten im iore, so sal eyn ytezlich kompan bescheyden seyn. 
adder wenne wir zcusampne trincken, gebricht her mit worten adder 
mit seynem leybe, der sal geben 2 phund wachsz. Och wene dy kompan | 
byr trincken, so sal man is beczalen bey xın) tagen, ffuret eyn bruder 
eynen gast yn dy bruderschaft der sal is haben mit der meister lobe, 
vnde sal den tag geben 1 schilling, vnde sal vor en globen, das her 
bescheiden sey bey eynem phunde wachsz. Och sal yn dy kompaneye 
nymand tragen kewlen, messere, beyle yn den ermelen heimelich adder 
offenbar adder ander verborgene gewere, wirt her besten dorynne her 
sal seyner busse nicht wissen. Och ab ymand truge kewlen messer adder 
gewere yn frebel yn dem bruderbyr, der gebe czwey phund wachsz. Och 
kumpt eyn kompan bynnen des yn dy bruderschaft, so sal man gleyche 
wol gehorsam halden alzo yn den vyrgen czeyten yn dem iore. Och 
weer alezu lange ist yn den morgensprochen, wenne man dy rede 
irhebet, der gebe 1 schilling. Och wenne man dy kompan besendet 
alzo dicke alzo her das gebotth vorsitezet, ist her ynheimisch, so gebe 
her IV phenig. Och wer so zu den kertezen gekoren wirt, entezundet 
her sy nicht wenn es sich gehoret, zcu heren geczeythen, der sal geben 
1 schilling. Och wirt eyne leyche in der bruderschaft, so sal eyn ytezlich 
man in dem hawse seyn, wen man das ander mol zcu der messe lewtet 
bey VI pfenningen. Och wer das opper vorsewmet och VI pfenige, weer 
do bey der beygraft nichten ist, och VI pfenige. Och so sal keyn kompan 
awftragen an dem dynstage ee denne dy meistere bey eynem schillinge. 
Och sal eyn ytezlich kompan vyrley schw awstragen X par, dy busse 
von ytezlichem pare 1 schilling. Och so sal man keinem kinde schencken 
doraws do dy alden aws trunken, is kune denne eyne erne werbin, bey 
1 phunde wachse. Och ap eyn schencke der vns schencket von vns czoge 
adder storbe, so sal der weddir schencken, der do vor ym geschancket 
hot. Och wer do von dem schencken komen ist, der sal deme andern 
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helffen wenne her seyner darff. Och wer do schw machet dy do wandelbar 
sint, dy sal man off heben vnd sal sy den eldesten entworten. Och 
sal man keyne hoge off keine stefel mit der nölden vorne setezen bey 
1 schilling. Och wenne sich eynes meisters kind vorandert, bleybet is 
yn den werken, so sal is haben halbe ynnunge. Ist is eyn knecht, so 
sal. her schencken. Och so sal keyn kompan keime gebawre off das land 
gerben bey der busse io von dem stucke 1 phund wachs. Under freyen- 
lewthen daz ist en unvorbothen. Och so sal keyner schumachen yn der 
stat vor der stat, of der stat freyheit adder of eyne meyle no der stat, 
her habe denne das adder of eyne meyle no der stat, her habe denne 
das werk gewonnen bey eyner tonne byr dy busse. Och wendy kompan 
byr trinken vnde. dy meister orlob geben, so sal keyner des byres czappen 
_ bey 1 phund wachse. Och wer do busfellig wirt unde dy busse nicht 
geben wil, so sal man ym den bryf lesen vor dem rothe, wirt er bus- 
fellig so sal her geben 1 phund wachs dorezu czu der busse, der do 
vorbust der sal is geben zcu der neesten quatemper bey 1 phund wachse. 
Och wer do schuldig ist yn dy buchse der sal is geben wenn is dy 
meister heischen bey 1 pfund wachse. Och so sal kein kompan vorsewmen 
dy vilge wer do nicht zcu der ersten kumpt vnd vordan dy gantze vilge 
` der vorbusset 1 Schilling. Och wen wir seyn yn der morgensproche so 
sal nymand keywlen gewere tragen bey ym bey VI pfenningen. Och so 
sal nymand des andern gesinde setezen yn der woche her habe sich 
denne mit seyme meister entscheiden bey 1) phund wachsz. Och so sal 
nymand me gesinde setezen wenn 2 gesellen vnd jungen deme man 
gebit XVIII pfennige dy woche. Och so sal nymand lerjungen setezen 
= her sey denne dewtez geboren. Of das disze ding gantez bleyben vnd 

mechtig zcu geczewge haben wir Stephanus Rastenburg, burgermeister 
Hinrich Dewser, seyn kompan, Peter Smeid, Hans Kromer, Rotenburg, 
Symon Willisch vnde andre vil gutt getrawer lewthe vnser stat ynge- 
segel an disen bryf lossen hangen. 


Anno dni MCCCCXLVIII am .. p.... (fehlt). 
(Altes Stadtsiegel in Wachs.) 


Die in der Lade der Schuhmacher zu Neuenburg aufgefundene 
Willkir vom 5. Mai 1568 hat folgenden Wortlaut: 


1. So eyn Geselle Allhie will meyster werden, der soll bey einem 
meister in vnserer Stadt Hyn gantzes, Hynes meisters sohn aber ein 
halbes Jhar vndt thagk arbeithen. Darnach sol Im vorgonneth seyn, zu 
schneithenn vndt zu schencken wen er will vndt solange esIm gebürth. 
Doch mith diesem bescheide, das er rechter deutscher Arth vnndt Zungenn 
vondt seynes herkommens ehelicher gebuerth undt Erlichen vorhalthens 


88 Zu dem im XIX. Heft der Zeitschrift des Westpr. Geschichtsvereins 


Globwirdige vnndt genugksame schriftliche gezeugknis dem gantzen 
Wercke auflege. 

2. Wer aber eine Wittwe oder eine meisterdochter vnsers handt- 
wercks zur Ehe nimpt der sol zuvor eyn halbes Jhar bey Einem meister 
arbeithenn darnoch soll im vorgonnet werdenn Zu schneidenn vnndt zu 
schencken vndt der meisterschaft sich ahn zumassen. 

3. Es sollen auch alle, so In vnser handtwerk vnd brüederschaft 
sich begeben wollen, Ire handt beweisen mith nachfolgendem schnit, also 
nehmlich mith einem par quarthier schuchenn, einem par Enkell schuchenn, 
einem par stielfelnn, einem par Frawenn schuchenn vndt einem par ge- 
schnürthenn schuchenn wie das landleuffigk vndt bey andernn vnsernn 
benachparthenn Inn loplichem gebrauche gehaltenn wirdt. 

| 4. Auch wer Ihnn diese vnsere Brüederschaft will, der sol gebenn 
Eine thunne Bier vnndt zwehn pfundt wachs vndt sol wie obengemeldet 
schenckenn so lange es sich gebüerth vndt die noth erforderth. Undt 
wenn er das. Leder zufelleth so sol er gebenn Eynen guldenn vndt wenn 
er die schüch schneidet einen gulden. Ist es denn sache, das sie nich 
zukommen, so soll er gebenn so viel sie thrincken müegenn. Wenn er 
aber die schüch beweyset, so sol er gebenn einen guldenn vndt eine 
malzeidt gesottenes vndt gebratenes vndt was ehr sonst von seynem 
güethenn willenn dazugeben will ete. 

So soll auch ein Schüchknecht, der eyne withwe nimpt, geben vulle 
Innungk, eynes meisters son aber, so alhie geboren, der sol gebenn halbe 
Innungk, sol schencken vnndt seyne handt mith dem eynschneythenn be- 
weisenn. Auch haben sie bewillgeth, welcher Compan oder Brüeder er 
sey schüster oder gerber der eynen lehrknecht setzet, der sol geben 
eine halbe thunne Bier vnndt ein pfundt wachs, vnndt da es Gott schickthe, 
das ehr alhie meister würde, so soll ehr gebenn vulle Innungk und 
seyne handt mith mehr gemelthem eynschneithenn beweisen. Auch so 
sol keynn kumpann mehr gesinde setzenn alszwehe gesellen vndt einen 
Lohnnjungenn. Es soll auch keyner des andern gesinde setzenn binnen 
einem vierthell Jhar, er hab sich dann mith seynem meister vorthragenn 
bey zwehe pfunndt wachs. Es vorleubt vnns auch eynn Erbar Radt zwelf 
bancken zu habenn vondt drüeber nicht, auch wer ihn vnsere brüeder- 
schaft wil, sol sich vorandern binnen einem halbenn Jhar bey vorlust des 
wercks, keynem borger oder scheder sol zugelassenn oder vorgunneth 
seynn heuthe zu kauffenn, sie. kommen denn auf den marckt oder ihn die 
` banekenn bey vorlust der whare. Auch sol keyn kumpan auf zwehe 


keuffe trettenn bey zwehe pfundt wachs. Keynn Compann sol auch dem 


Andern schadenn im Kauf bey zwehenn pfunden Wachs, so ehr das mith 
zwehenn meistern oder sonst Ehrlichenn- leuthenn vberzeugeth wirdt. 


í 
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12. Auch so offte wir thrinckenn sol eynn jizlicher Compan be- 
scheidenn seynn, gebricht ehr mith worthenn oder werckenn, so sol ehr 
das buessen mith zwehen pfundenn wachs. Füert eyn Brueder einenn 
gast ihnn die Brüederschaft, der sol solches thuenn mith der meister 
Wissen vndt willen, auch fuer ihm gebenn nach Erkenntnuss, vor ihm 
globenn, das er bescheidenn sey bey Eynem Pfünde wachs. Wer da mith 
krankheidt beladenn ihn der brüederschaft dem sol man den thagk 
schiekenn eine kanne bier. Gebricht auch einn kumpann wider denn 
Andrenn mit worthenn oder werckenn vnndt wirdt er des vberzeuget 
mith zwehenn kumpanenn oder mith eynem geschwornenn meister, der 
sol gebenn eyne halbe thunne bier. 

16. Es sol auch keinn kompann ihn die brüederschaft keynerley 
gewher thragenn noch wider heymlichenn oder offentlichenn. Wirth ehr 
drueber betroffen der soll seyne buesse nicht wissen. Wer zu lange ist 
inn der morgensprache wen man die Rede ahnfehet, der sol geben acht- 
halbenn schillingk, auch so offt die Companney verbottet vnndt ein 
brueder das gebot vorseumeth, so ehr eynnheimsch ist, der sol geben 
` achthehalbenn schillingk. Wenn eine Leiche ihn der Brüederschaft vor- 
handenn vndt wer denn dasselbe begraepnus so er einheimsch, vor- 
seumeth, der sol gebenn ein pfundt Wachs. 

18. Auch sol man keynem Kinde daraus die Althenn thrinckenn, 
schencken, es konne den eyn gewerbe aus richthenn bei einem pfundt 
wachs. So auch eynn schenke, der vmbschencketh, stürbe, so sol der 
vor ihm geschenckt hadt, widerumb ahn seyne Stelle threttenn. Auch 
wer da von dem schenckenn kommen ist, der sol dem Andern. wen ehr 
seyner darb. helffen. 

20. Wer auch schüch macht, die da wandelbar seindt die sol man 
wegk nhemen vnndt den Elthesten vberandtworthen. So er sich des 
wegerthe, sol er die ware vorloren habenn. 

21. Es soll auch keynn Compann keynem auf das landt leder gerben, 
die buesse vom stück ein Pfundt Wachs. 

22. Auch so sol keyn schumacher ihnn der Stadt vor der Stadt 
auf der Stadt freyheidt oder auf eyne meyle weges vonn der Stadt 
schuhmachenn, er habe denn das Werck wie obenn stehet gewunnen, bey 
einer thunnen bier vndt der Stadt wilköre. 

23. Wenn auch die brücder drinckenn, so sol keyner bier zappen 
‚ohne vrlob der Elthestenn bey eynem pfunde wachs. Auch wer da 
büesfälligk wirdt vnndt die büesse nicht gebenn will, dem sol man. den 
brief lesenn vor dem Rathe vnndt so er büesfelligk erfundenn, so sol 
er geben einn pfundt wachs, dazu die büesse, so er vorfallenn. Auch 
wer da wass vorbricht, der sol es gebenn auf das nehst quatemper bey 
eynem pfundt wachs. 
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25. Wer auch ihnn die büchse schuldigk, der soll es geben wen 
es die meister heischenn bey eynem pfundt wachs. Es sol auch keyner 
inn der morgennsprache keynerley gewher thragen noch wider offentlich 
oder heymlich, die büesse achthalben schillingk. 

26. Auch sol keyner keynen Lehrjungen setzenn er sey denn rechter 
deutscher geburth, herkommens vundt Zungenn. 

Diese Willkür ist von Bürgermeister und Rathmannen der Stadt 
Neuenburg bestätigt am 5. Mai 1563. Das darangehängte Siegel ist 
inzwischen davon fortgekommen. 


X, Froelich. 


-© Die 


Verschwörung Georgs von Wirsberg, 


des Komturs von Rehden, - 


und der Eidechsenritter. 


Ein Beitrag 
zur Geschichte des Hochmeisters Heinrich von Plauen 


von 


Karl Graske, 


Berlin. 


Die Geschichte des Hochmeisters Heinrich von Plauen weiss von 
einer Verschwörung zu berichten, welche Georg von Wirsberg, der 
Komtur von Rehden, und die Häupter der Ritter der Eidechsengesell- 
schaft gestiftet haben, und welche vom Hochmeister aufgehoben worden 
ist. Die näheren Umstände dieser Begebenheit sind merkwürdigerweise 
in den vorhandenen Darstellungen der Geschichte Heinrichs von Plauen 
vollständig verkannt worden. Die Irrtümer sind daraus zu erklären, 
dass man die Verschwörung in den Anfang des Jahres 1411 nach dem 
Frieden von Thorn setzt’). 

Eine Prüfung der Gründe, welche zur Bestrafung Georgs von Wirs- 
berg führten, wird uns Aufschluss geben über die Zeit, in welche die 
Vergehen fallen, deren sich der Komtur und seine Genossen schuldig 
gemacht haben’), 

Es wird gegen den Komtur die Anklage erhoben, dass er alles Geld 
und Silberwerk der Komture zu Thorn, Althaus, Golub und Nessau und 
des alten Tresslers zu Thorn, ebenso grosse Geldsummen aus dem Hause 
Strasburg und das Silberwerk des letzten Hochmeisters, das in seine 
Hände gekommen war, an sich genommen und für sich behalten habe. 
Man hat bis jetzt geglaubt, der Komtur sei nach dem Frieden von 
Thorn (1. Februar 1411) von Heinrich von Plauen beauftragt worden, 
die Bestände der Ordenskassen im Kulmer Lande einzuziehen, damit 
dieses Geld zur Tilgung der Kriegsschuld an den König von Polen ver- 
wendet werden könnte. Man meinte dies schliessen zu müssen aus den 
Worten: Item hat her unsern Orden gar swerlich beschediget, wen wir 
befolen im das gancze Kolmerland, do nam her allis silber und gelt ete. 
Nach den Anklageartikeln, die über die Bereicherung des Komturs auf 


1) Vgl. J. Voigt, Gesch. d. Hidechsengesellschaft in Preussen, Königsberg 1823, 
S. 30 ff. Voigt sagt S. 31: „Im Frühling oder Vorsommer des Jahres 1411 entwarfen 
der Komtur und: die Obersten der Eidechsengesellschaft eine Verschwörung etc.“ Von 
ihm lassen sich die Späteren immer noch zu sehr beeinflussen. Voigt, Gesch. Preussens VII, 
145 ff. Toeppen, Akten der Ständetage von Ost- und Westpreussen I, 132 f£. Gersten- 
berg, Heinr. v. Pl. Diss. Halle 1873, S. 43 ff. Buscke, Heinr. v. Pl. Diss. Königsberg 
1880, S. 20 ff. Lampe, Beiträge zur Gesch, Heinrichs von P1., Zeitschr. des westpreuss. 
Gesch.-Ver. 1889, Heft. 26, S. 11 ff Bergengrün, die Schlacht von Tannenberg u. d. 
Hochm. H. v. Pl. Balt. Monatsschr. 1886, S. 699, 

Die Eidechsenritter gehörten nicht in den Verband des Ordens. Sie bildeten eine 
Vereinigung des einheimischen preuss, Landadels im Kulmer Lande. 
2) Die Gründe der Bestrafung Act. I, 178 f. 
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Kosten des Ordens handeln, steht nun auch folgender: Item so his her 
ufgebin unser hüser czwei, di her wol mochte habin gehaldin, sunder 
alle not, do en nymant ezu drank, und hatte doch geldes gnuk, dar- 
methe her di hüser wol gehalden hette. In welche Zeit soll man die 
hier geschilderte Handlungsweise des Komturs setzen? Es lässt sich 
hier doch kein anderer Zeitpunkt annehmen als die Zeit nach der 
Tannenberger Schlacht, wo man allgemein zum König überging, wo der- 
selbe fast alle Ordensburgen ohne Schwertstreich in seine Hand bekam. 
Da nun in dem Artikel zugleich des Geldüberflusses gedacht wird, der 
es dem Komtur ermöglicht hätte, die Burgen zu halten, so hat derselbe 
das Geld zusammengebracht, bevor er dem König die Häuser des 
Ordens übergab. Er kann deshalb nicht erst nach dem Thorner Frieden 
nach dem Kulmer Lande gesandt worden sein, um die Bestände aus 
den Ordenskassen zu entnehmen. Vielmehr ergiebt sich der Sachver- 
halt folgendermaassen: Der frühere Grossschäffer von Königsberg hatte 
während des Krieges, und zwar wohl erst nach der Schlacht von 


Tannenberg — denn die Worte „wir befolen im das gancze Kolmer- 
land“ sind wohl nicht mehr auf Ulrich von Jungingen, sondern auf 
Heinrich von Plauen zu deuten — den Oberbefehl über das Kulmer 


Land erhalten. Anstatt aber, wie es Heinrich von Plauen in der 
Marienburg that, sich mit Zähigkeit der Polen zu erwehren, hatte er 
schleunigst alle Wertsachen aus den Komtureien des Kulmer Landes 
zusammengerafft. Mit dem Könige hatte er sich auf guten Fuss gestellt 
und das Geld zu eigennützigen Zwecken verwendet. Der Hochmeister 
hatte ihn dann wiederholt in seiner Geldnot nach dem Frieden zur 
Rechnungslegung aufgefordert, die seitens des Komturs freilich unterblieb. 

Weitere Punkte der Anklage besagen, das Georg von Wirsberg sich 
mit den Hidechsenrittern verschworen habe, wie Nikolaus von Renys 
vor seiner Hinrichtung bekannt. Der Komtur wollte ihnen für ihre 
Unternehmungen die Burg Rehden als Zufluchtsort offen halten; er 
unterstützte sie mit dem zusammexgebrachten Gelde. Der Plan der 
Verschworenen ging dahin, Heinrich von Plauen zu beseitigen und den 
Komtur zum Hochmeister zu erhehen!). Zu diesem Zwecke sollte die 
Marienburg überfallen, der Hochmeister aus dem Wege geräumt, der 
Komtur von Danzig, Heinrich von Plauen, ein Bruder des Hochmeisters, 
eingekerkert werden. Den Grosskomtur wollte man an den König von 
Polen ausliefern‘?). 

Lampe giebt der Stelle in einem Briefe des Hochmeisters an den 


1) Act. I. 179, l 
2) Diese Punkte, die in den Anklageartikeln nicht aufgeführt sind, ergeben sich -ang 
einigen Schreiben Act. I, 180 ff. 
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Deutschmeister: Hett her sichs wolde annemen, so wolden sie den gross- 
komptur haben gesandt ‘deme konig zeu Polan, die Deutung: „Eine 
Notiz lässt vermuten, dass auch andere höhere Ordensbeamte dem Plan 
nicht fern standen“ 1). Gerstenberg dagegen deutet sie dahin, dass der 
Grosskomtur als Gefangener, nicht etwa als Gesandter nach Polen 
geschickt werden sollte 2), Gerstenberg hat sicherlich Recht. Denn 
wenn man unmittelbar vorher liest, der Hochmeister sollte beseitigt, der 
Komtur von Danzig in einen Turm geworfen werden, so kann es sich 
in den Worten wohl auch nur um das Schieksal handeln, welches die 
Verschwörer dem Grosskomtur zugedacht hatten. Das „her“ ist der 
König von Polen. 

Den König von Böhmen hatte der Komtur um Truppen gebeten. 
Wenzel sandte auch schlesische Söldner in das Kulmer Land, und mit 
diesen vereint, wollte man zur Ausführung schreiten. 

Von Wichtigkeit ist hier eine Stelle in dem Schreiben des Böhmen- 
königs, in welchem derselbe den Hochmeister ersucht, Georg von Wirs- 
berg freizulassen. Es heisst dort: Und wenn der egen. Jorge vor uns, 
unserm Bruder dem kunige von Ungern und ecewenn seliger gedechtniss 
Markgraffen Josten unserm vettern, des ordens bestes, nucz und frumen 
alleczeit gesucht und geworben hat, und wir doruff unsere heimliche 
dinere mit bereitem Gelde zu unseren Fürsten, Mannen Rittern und 
_knechten in der Slesie dem Orden zu hülffe nach seiner underweisunge 
gesant haben, das dem orden wol zu statten komen ist etec.?) 

Am 18. Januar 1411 ist Jost von Mähren gestorben *). Wenn sich 
also Georg von Wirsberg noch an diesen wenden konnte, 80 muss dies 
vor dem 18. Januar 1411 geschehen sein. Wir werden deshalb in Bezug 
auf die Zeit der Verschwörung vor den Frieden von Thorn gewiesen. 

Voigt will nur zugeben, dass „Georg von Wirsberg den Plan schon 
seit der Meisterwahl Heinrichs von Plauen vorbereitet hatte, weil er, 
wie es scheint, sich Hoffnung auf die Meisterwürde gemacht“ °). 
Aus dem Schreiben Wenzels geht ferner hervor, dass in der That 
Soldtruppen aus Schlesien auf Veranlassuug des Böhmenkönigs nach 
Preussen gezogen sind. Der Komtur hatte sie für den Orden werben 
lassen, wollte aber mit ihnen seinen ehrgeizigen Plan ausführen. Die 
Truppen haber auch nach dem Schreiben im Dienste des Ordens gestanden. 


1) Lampe, S. 12. 

2) Gerstenberg, S. 44. 

3) Voigt, Gesch. d. Eidechsen-Ges., S. 40. 

4) Über den Todestag Josts von Mähren vergl. die Anmerkung Janssens in Frank- 
farts Reichskorrespondenz I, 191. 

5) Voigt, Gesch. a. Hidechsen-Ges., S. 32, 
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Am 9. November 1410 war Heinrich von Plauen in Marienburg 
zum Hochmeister gewählt worden '). Gleich darauf rückte er ins Kaul- 
mer Land. Schon am 9. Dezember befindet er sich in. Thorn, von wo 
aus er an diesem Tage mit dem Polenkönig einen Waffenstillstand 
schliesst °). Bis zum 1. Februar 1411 hat er sich gewiss im Kulmer 
Lande aufgehalten. Während der Chronist diesen Aufenthalt Heinrichs 
von Plauen erzählt, spricht er auch von schlesischen Söldnern, die er 
als besonders berüchtigt schildert: Ouch hatte man vil soldener us der 
Slesye, dy erin solt gar obil vordintin. Sy woldin des vochs nicht bisen 
und totin ouch nicht redlichin °). 

Es unterliegt nun keinem Zweifel, dass diese schlesischen Söldner 
des Chronisten die uns aus Wenzels Schreiben schon bekannten sind. 
Nach dem Frieden von Thorn waren überdies die Söldner entlassen, 
wie aus einer von Gerstenberg mitgeteilten Stelle zu entnehmen ist, 
wo gesagt wird, der Hochmeister habe sich auch deshalb zum Frieden 
bequemt, weil „der Orden die soldener nicht lenger besolden mochte‘®). 
Auch auf diese Weise ergiebt sich also für die Verschwörung die Zeit 
vor dem Frieden. 

Lampe hat Bedenken erhoben, ob die Absiehten Wirsbergs so weit- 
gehend gewesen seien, wie es nach den Zeugenaussagen scheinen mag. Er 
sagt: „Es ist wohl anzunehmen, dass die Aussagen dem von Renys 
wenigstens teilweise auf der Folter ausgepresst worden sind. Wunder- 
bar einseitig sind über diese Verschwörung unsere Quellen: Berichte 
des Hochmeisters, gegründet auf die Aussagen der Gefangenen !‘®). 

. Das Schreiben Wenzels in Verbindung mit den Auslassungen des 
Chronisten ist denn doch ein ganz gewichtiges Zeugnis von anderer 
Seite. Dadurch wird die Wahrheit der Anklage bestätigt: Item gelobete 
her en (den Eidechsenrittern), das her alle tage beitende were Söldenere 
wol 4000 spiesse, die im solden helffen uns vortreiben, und das her 
denne selber meister wolde blibin. Gestützt auf die zahlreichen schlesi- 
schen Söldner, kann wohl Georg von Wirsberg nichts Geringeres beab- 
sichtigt haben als sich zum Machthaber in Preussen aufzuschwingen. 

Ein weiteres Zeugnis von anderer Seite ist die Rechtfertigung der 
geächteten Verschwörer vor Benedikt von Makra, dem Gesandten Sigis- 
munds, im Jahre 1413. Hier war ihnen Gelegenheit geboten, ihre Un- 


1) Seript. III, 324. 

2) Z. Celichowski, Lites ac res gestae inter Polonos sdin Grucltsrgrum) 
Posen 1892, II, 455 ff. 

3) Script. III, 324. 

4) Gerstenberg S. 36. 

5) Lampe S. 13. 
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schuld zu beweisen. Anstatt dessen berufen sie sich auf den Frieden 
von Thorn, in welchem allen Abtrünnigen Amnestie gewährleistet sei’). 

Also auch sie verlegen ihre Thaten vor den Frieden! 

Eine eigentümliche Darstellung giebt der Hochmeister in einem 
Schreiben an Jagiello, der sich bei dem Hochmeister für die Geächteten - 
verwendet hatte: Da wir ihnen wegen ihrer schnöden Missettaten schon 
‚einmal haben Verzeihung angedeihen lassen, und sie uns den Eid des 
Gehorsams von neuem geschworen hatten, und dennoch noch verdammungs- 
würdigere Handlungen, nämlich den Verderb und Untergang unserer 
Person und unseres Ordens, der durch Gottes Gnade verhindert worden, 
im Plane führten’). 

Die Verzeihung hat wohl hauptsächlich auf den Verrat der Eidechsen- 
ritter in der Tannenberger Schlacht Bezug. Den Eid des Gehorsams 
leisteten sie wohl nach dem Frieden von Thorn. Wenn nun aber Heinrich 
von Plauen die Verschwörung in die Zeit nach dem Frieden rückt, so 
ist die Absichtlichkeit nur allzu deutlich. 

Die Dazwischenkunft Heinrichs im Kulmer Lande hat offenbar den 
Plan der Verschwörer durchkreuzt. Die schlesischen Söldner standen 
nun nicht mehr unter der Führung Georgs von Wirsberg. Gleichwohl 
‚war die Lage des Hochmeisters noch bedenklich genug. Der Chronist 
schildert sie uns mit den Worten: der hm. besorgete sich noch vor 
synen eygenen mannen und: ouch worin etliche bosewichte deser lande, 
die heymliche wamunge totin den Polan uf den husern Redin und 
Strosberg und meltin yn allen ufsatz der herrin, was sy irfurin, also 
das der hm. mit synen gebietigern und andern getruwin gar obil mit 
yn doran worin?). 

Schon Voigt vermutet, dass hier dai Treiben der Eidechsenriter 
gemeint sei. Er äussert: „Lindenblatt S. 235 spricht zwar überhaupt 
nur von etlichen Bösewichten dieser Lande‘; wenn man aber an das 
Verhalten des Nikolaus von Renys in der Schlacht von Tannenberg und 
an die im nächsten Jahre 1411 angezettelte Verräterei der Eidechsen- 
ritter denkt, so wird es höchst wahrscheinlich, dass sie es waren, die 
das verräterische Spiel im Kulmerlande trieben‘). 

| Eben jetzt spielte noch die Verschwörung. In der Burg Rehden, 
die von den Polen gegenwärtig besetzt war, und anf der sich wohl auch 
der abtrünnige Komtur Georg von Wirsberg befand, liefen alle Fäden 
derselben zusammen. Dass die Verschwörer in: ihrem Plan von den Polen 


Pen 1): Act. I, 184 f, Celichowski I, 81 ff. . 
2) Voigt, Gesch. d. B. G. S. 42 f. 
3) Joh. v. Pos. Script: III, 324. 
4) Voigt, Gesch. Preuss. VII, 130. Anm. 1. 
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eifrig unterstützt wurden, braucht unter solchen Umständen wohl kaum 
bemerkt zu werden. Nach dem Chronisten hat der Hochmeister von 
dem Treiben der Verschwörer Kunde gehabt — ob von der ganzen 
Sachlage, ist zweifelhaft — doch wäre die Zeit jetzt viel zu kritisch 
gewesen, um gegen sie einzuschreiten. 

Es bleiben noch einige Punkte der Anklageartikel. So wird N 
der Komtur habe den König von Böhmen durch Briefe und Geschenke 
bewogen, nach Preussen zu schreiben, dass man keinen anderen zum 
Hochmeister wählen solle als Georg von Wirsberg. Der letztere hatte 
sich also vor der Wahl Heinrichs von Plauen an Wenzel gewandt. 
Auch an den König von Ungarn und an andere Fürsten — an Jost 
von Mähren auch, wie wir wissen — hatte der Komtur geschrieben, 
dass das ganze Land dem Orden den Rücken gekehrt habe, und dass 
man nur ihn zum Hochmeister wünsche. Nach dem Frieden von Thorn 
hätte er wohl kaum noch mit solchen Angaben Glauben gefunden. Er 
selbst war eifrig bemüht gewesen, das Kulmer Land dem Orden ab- 
trünnig zu machen. Auch hatte er darin gegen die Ordensregeln gehandelt, 
dass er sich ohne den Willen seiner Gebietiger in den Rat des Königs 
von Böhmen schwor. 

Georg von Wirsberg hatte sich also Hoffnung auf die Hochmeister- 
würde gemacht. Die Wahl Heinrichs von Plauen hatte seinen Plan 
durchkreuzt. Er versuchte nun, auf dem Wege der Gewalt seinen Wunsch 
zur Erfüllung zu bringen. Die schlesischen Söldner und die ordens- 
-feindlichen Eidechsenritter sollten ihm bei seinem Vorhaben behiilflich 
sein, da erschien Heinrich von Plauen selbst im Kulmer Lande, dieser 
Umstand und noch mehr der Thorner Friede vereitelte alles. 

Die falschen Zeitbestimmungen über die Verschwörung sind herbei- 
‚geführt wordeu durch eine Äusserung des Hochmeisters sowie durch die 
Angaben in einem Memorial über die Verschwörung aus späterer Zeit. 

In dem Gewerbe an den König von Böhmen heisst es nämlich: 
Item. so hegen sie unsers landes echtere und wellen die vorteydingen, 
die mit vorettenisse hatten angetragen unser persone ezu toten adir vor- 
tilgen und dorezu Marienburg mit andern dreu huwsern czu verrothen, 
und hattens bestalt, das man in der Mazow doruff hilt, und wolden die 
berandt haben, so schire die vorroten weren, das alles gescheen ist 
noch dem frede’). 

Das Gewerbe, aus dem Toeppen nur die angeführte Stelle mitteilt, 
setzt sich zusammen aus Klagen des Hochmeisters über das Verhalten 
Jagiellos und Witolds nach dem Thorner Frieden, die den Zweck haben, 


1) Act. I, 181. 
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den König von Böhmen dem Orden geneigt zu machen'). Bei dieser 
Tendenz wird es begreiflich, wenn Heinrich hier nicht ganz bei der 
Wahrheit bleibt. Denn die Worte ,,das alles gescheen ist noch dem 
frede“ haben thatsächlich nur ihre Richtigkeit für den Anfang „Item so 
hegen sie unsers landes echtere und wellen die vorteydingen“ , obwohl 
sie augenscheinlich für den ganzen Abschnitt gelten sollen. Auch hatte 
der Hochmeister noch ein anderes Interesse, die Verschwörung als nach 
dem Frieden geschehen darzustellen, wie sich noch zeigen wird. 

Ein Memorial über die Verschwörung aus späterer Zeit enthält 
ebenfalls einige Zeitangaben über dieselbe?).: Das Schriftstück beginnt. 
gleich mit den Worten: Man sal wissen das in der iarezal unsers heren 
1400 und im eylften iare was eyn kompthur ezum Reddin bruder, Jorge 
Wirsberg genand, der hatte angetragen eyn vorretnis mit fumff rittern 
etc. Ferner heisst es: Item hat her Niteze von Renicz bekant mit 
‘guttem willen, were her nicht gefangen wurden uff die ezit, so 
wolden sy etc. es folgen die Anschläge. 

Am 5. März 1411 stellte Georg von Wirsberg noch eine Quittung 
aus), und man muss also aus der letztaufgeführten Stelle des Memorials 
schliessen, dass die Anschläge der Verschwörer zum mindesten in der 


Zeit nach dem 5. März — an diesem Tage war Georg von Wirsberg 
noch nicht gefangen gesetzt — zur Ausführung gelangen sollten. 


Der Verfasser des Memorials zeigt sich über die Verschwörung gut 
unterrichtet. Er kennt fast alle Einzelheiten, die sich auch in den 
gleichzeitigen Schriftstücken finden. Er zählt sogar die Ritter auf, mit 
denen der Hochmeister die Ritterbank — zur Aburteilung der geladenen 
Eidechsenritter — besetzt hatte, deren Namen uns aus den gleichzeitigen 
Berichten nicht bekannt sind. Um so auffälliger muss es sein, dass er 
in der Angabe der Zeit so abweichend ist, da er glauben machen will, 
dass nach dem Frieden von Thorn der Plan der Verschwörung ausge- 
führt werden sollte. Man wird unter diesen Umständen in der That zu 
der Vermutung gedrängt, dass hier eine absichtliche Entstellung zu 
Grunde liege. Es soll vor allem der Anschein erweckt werden, als sei 
nicht etwa gegen den Frieden. verstossen worden. Die Vermutung 
Toeppens, dass das Memorial zum Zwecke der Benutzung bei dem Pro- 
cesse vor dem Kaiser 1453 verfasst worden sei, gewinnt deshalb an 
Wahrscheinlichkeit *). Bei dieser Gelegenheit musste es darauf ankom- 


1) Königb. D. O. A. Fol. D. fol. 187 ff. 

2) v. Kotzebue, Preussens ältere Gesch. III, 393 ff. u. Act. I, 186. 

3) Act. I, 177 Anm. Das Genauere üb. den Termin der Gefangensetz ung s. 
weiter unten. 

4) Vergl. Toeppen, Script. IE, 485, Anm. 3. 
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men, das Vorgehen des Hochmeisters gegen die Verschwörer als gerecht- 
fertigt darzustellen. l 

Die zum König von Polen geflüchteten Eidechsenritter behaupten, 
dass in dem Frieden zu Thorn allen denen, die’ dem Könige den Huldi- 
gungseid nach der Schlacht geleistet hätten, Sicherheit gewährleistet 
worden sei, und ihrer Vergehen sollte nicht gedacht werden. Dagegen 
habe der Hochmeister gefehlt, wenn er gegen sie vorgegangen sei). 
Man wird es ihnen sicherlich glauben können, dass sie sich infolge des 
Thorner Friedens sicher wähnten und nichts mehr gegen den Hoch- 
meister im Schilde führten. Nach dem Frieden war die Stellung Hein- 
richs befestigt, die Söldner, mit denen der Plan zur That werden sollte, 
waren entlassen. Den Hochmeister nach dem Frieden verjagen zu 
wollen, wäre ein Wahnwitz gewesen. 

Es kann zweifelliaft sein, inwieweit Heinrich nach dem Frieden be- 
rechtigt gewesen ist, die Verschwörung, die vor dem Frieden gestiftet 
war, zu ahnden. Die Friedensbestimmung besagt Folgendes: Item omnes 
in hac gwerra tam spirituales quam seculares de ambabus partibus redire 
sine impedimento poterint ad eorum bona ea possidenda prout ipsa prius 
possidebant et debent habere favorem et gratiam dominorum suornm 
prout prius habuerunt *). 

War nach dieser Bestimmung auch fiir das Verbrechen der Ver- 
schwörung Amnestie gewährt? Der Hochmeister war offenbar nicht 
dieser Ansicht. Er liess Georg von Wirsberg und Nikolaus von Renys 
gefangen nehmen, die übrigen Häupter der Verschwörung, die Ritter 
Hans von Polkau, Friedrich von Kynthenau, Hans von Czippelin und 
Günther von Delau entkamen durch rechtzeitige Flucht nach Polen. 
Höchst unangenehm musste den Hochmeister freilich immer der Vorwurf 
berühren, er habe gegen den Frieden gehandelt; und er liess sich des- 
halb zu der Behauptung verleiten, als hätte man ihm nach dem Frieden 
nachgestellt. 

Die Aufhebung der Verschwörer erfolgte nicht vor dem 5. März 1411, 
da an diesem Tage, wie schon erwähnt, Georg von Wirsberg noch eine 
Quittung ausstellt, sich also noch auf freiem Fuss befunden haben muss. 
Anderseits ist aber auch nicht mit Toeppen als gewiss anzunehmen, dass sie 
vor dem 17. Mai stattgefunden habe °). Toeppen stützt sich in seiner 
Ansicht auf ein Schreiben Wenzels an Heinrich vom 17. Mai, in welchem 
es heisst: Wir begern ..., das du den ersamen Jorgen von Wirsperg 


1) S. die Widerlegung der Anklagen des Ordens gegen Polen, Act.I, 183, und die 
Rechtfertigung der Geächteten vor Benedict von Macra, Act. I, 184. Celichowski, II, en ff. 

2) Raczynski, Cod. dipl. Litth., 142. Celichowski II, 460, 463. 

3) Act. I, m, Anm. 
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zu uns schicken und senden wollest und das also bestellest, das im an 
seinen ampten, die er von dir und deinem orden ynnehat, in seiner ab- 
wesunge kein hindernusse geschee, gleicherweis als er leiplich do were, 
wann wir mit im von der sachen wegen, die man uns von deinen wegen 
bracht hat, als du wol weist, zu gutem ende reden wollen... .). 
Mögen diese „sachen“ auch Georg von Wirsberg betroffen haben; was 
Wenzel hier meint, ist unklar. Er sagt bezugnehmend auf diese Stelle 
in seinem Schreiben vom 20. August, er habe sich mit Georg von Wirs- 
berg unterreden wollen „von der sache wegen, die dir und deinem ordem 
wol beqwemlich weren“ 2). 

Offenbar weiss Wenzel am 17. Mai noch nichts von der Gefangen- 
nahme des Komturs. Denn er schreibt in dem Glauben, dass Georg von 
Wirsberg seine Ämter noch inne hat. Aus diesem Briefe ist die Ge- 
fangensetzung des Komtur vor dem 17. Mai noch nicht mit Gewissheit 
zu folgern. Wenzel würde sich wohl auch ganz anders ereifert haben, 
wenn er dieselbe bereits erfahren hätte. Der Ton seines Briefes vom 
20. August ist ein ganz anderer. Sicherlich aber ist Georg von Wirs- 
berg vor dem 16. Juni verhaftet worden. Denn an diesem Tage teilt 
Heinrich von Plauen dem König von Böhmen mit, dass er ihn fesgesetzt 
habe ?). 

Vermutungsweise fügen wir hinzu, dass es uns scheinen will, als sei 
gerade Wenzels Schreiben vom 17. Mai ein Grund zur Beschleunigung 
des Verfahrens gegen Georg von Wirsberg gewesen. Der Komtur fühlte 
sich im Ordenslande nicht mehr sicher, er wünschte es zu verlassen und 
zum König von Böhmen zu gehen. Wie gefährlich aber dieser Mann 
an fremden Höfen dem Orden werden konnte, ist nicht zweifelhaft. 
Heinrich machte den Verräter unschädlich, ehe er noch schaden konnte. 

Der Hochmeister scheint übrigens von der schnöden Handlungsweise 
des Komturs anfänglich nicht, oder wenigstens nicht vollständig, unter- 
richtet gewesen zu sein. Denn noch.am 23. Februar schreibt er an die 
Bürger zu Thorn: Sunderlich bitten wir euch, das ir deme tresseler, 
deme compthur tzu Thorum und dem compthur tzu Redyn holflich und 
retlich siet in deser und ouch in der andir gulde ete.‘) Er hätte ihn 
wohl kaum mit der Einziehung des Geschosses nach dem Frieden be- 
traut, wenn er seine Gesinnung gekannt hätte. 

Über die Art, wie Heinrich über die Verschwörung aufgeklärt 
worden sei, erzählt uns der Verfasser des Memorials folgende Geschichte: 


1) Act. I, 176. 
2) Voigt, Gesch. d. Eidechsen-Ges., S. 40, 
3) Act. I, 177. 
4) Act,.I,.162. 
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Des wart der vorgenand homeister gewarnet, beyde von Behemen und 
von Ungern und von eyme inwoner des landis, der sich mit ine vorbun- 
den und gesworin hatte *). 

Falsch ist hier, dass der König von Böhmen eine Warnung an den 
Hochmeister habe gelangen lassen. Denn wir wissen, dass gerade Wenzel 
über die Gefangennahme Georgs von Wirsberg äusserst aufgebracht war. 
Und ebenso falsch ist, dass Sigmund von Ungarn Heinrich gewarnt 
habe, er, der dem Orden damals grollte, weil ohne seine Zustimmung 
der Friede von Thorn geschlossen worden war. Hier zeigt sich so 
recht die Verschlagenheit des Verfassers unseres Memorials. Denn was 
konnte besser zur Vertheidigung des Ordens dienen als die Behaup- 
tung, der Hochmeister habe auf Anrathen Wenzels und Sigmunds, der 
namhaftesten Fürsten des damaligen Deutschland, gehandelt! 

Nikolaus von Renys liess der Hochmeister sofort den Process 
machen; er wurde nach seiner Verhaftung zu Graudenz hingerichtet, 
und zwar ohne Beobachtung der Rechtsformen. 

Diese Ansicht von dem Verfahren gegen Nikolaus von Renys ver- 
tritt Toeppen?). Voigt, Gerstenberg und Buscke, an den sich in diesem 
Punkte auch Lampe anschliesst, dagegen glauben, dass Nikolaus von 
Renys dem Rechte gemäss vor einer Ritterbank verurteilt und darauf- 
hin in Graudenz enthauptet worden sei. Buscke will dies aus den 
` Worten schliessen: Item hat her Nitsche von Renytsch vor sime ende 
bekant, do man in solde richten vor vil erbarn leuten czu Grudencz 
etc.) Er hat ganz übersehen, wie Toeppen zu seiner Meinung gekom- 
men ist. Toeppen folgt offenbar dem Bericht, welchen die Geächteten 
vor Benediet von Macra von dem Verfahren gegen Nikolaus von Renys 
geben. Es wird dort gesagt: quem quarta die, non premissa cause 
cognicione, et petente ad defensionem juris se admitti, ad decollandum | 
duxerunt*). Man darf hier wohl mit Recht überzeugt sein, dass die 
Geächteten eine solche Lüge, die es doch wäre, dem Gesandten Sig- 
munds gegenüber nicht vorgebracht hätten zu einer Zeit (1413), wo 
man doch allgemein wusste, wie Heinrich von Plauen verfahren war. 
Und diese Darstellung wird noch durch anderweitige beachtenswerthe 
Argumente gestützt. 

Wenn nämlich das erwähnte Memorial verfasst worden ist, um zur 
Verteidigung des Ordens vor dem Kaiser Verwendung zu finden — 
jedenfalls ist seine apologetische Tendenz für den Orden gar nicht zu 
verkennen — so darf es als ausser Zweifel stehend betrachtet werden, 


1) At. I, 186. 
2) Act. I, 133. 3) Buscke S. 22. 4) Act. I, 184 f. Celichowski II, 272. 


von Rehden, und der Hidechsenritter. 103 


dass der Verfasser, der sich doch sonst zu: Gunsten des Ordens Aende- 
rungen erlaubt hat, sicherlich das Rechtmissige des Verfahrens wirde 
hervorgehoben haben. Denn gerade in diesem Processe wird ja die 
Anklage gegen den Orden erhoben, dass Nikolaus von Renys „ane 
recht und urteil hingerichtet worden seit). Während aber der Ver- 
fasser über das Verfahren gegen die Mitverschworenen sehr eingehend 
ist, hat er über dasjenige gegen Nikolaus von Renys nur die Worte: 
und noch syme bekentnisse wart der egenand her Niteze gericht?). 

Desgleichen ist es ganz auffällig, dass der Hochmeister in seinem 
Schreiben an den Deutschmeister sein Vorgehen gegen die Geächteten 
genau angiebt, über das gegen Nikolaus von Renys aber nur schreibt: 
do man in richten solde). Lampe S. 13 bezieht hier ausserdem die 
Erwähnung des Hochmeisters von einer Vorladung der Verschwörer vor 
eine Ritterbank fälschlich auch auf Nikolaus von Renys. 

Gegen die übrigen Eidechsenritter bediente sich Heinrich des recht- 
mässigen Verfahrens. Er besetzte eine Ritterbank auf der Brücke zu 
Marienburg, vor die sie wiederholt geladen wurden. Sie erschienen 
nicht und wurden in contumaciam mit Landesacht bestraft, ihre Güter 
wurden eingezogen. Georg von Wirsberg wurde von einem Ordens- 
kapitel, welches der Hochmeister berief, verurteilt. Sein Amt wurde 
ihm genommen, und mit lebenslänglicher Gefangenschaft sollte er sein 
Verbrechen büssen. 

Es hat sich also gezeigt, dass Heinrich von Plauen ahndete, was 
noch während des Kriegszustandes mit Polen geschehen war. Er suchte 
gleich zu Anfang seiner Regierung den Ordensstaat von unsauberen 
Elementen zu reinigen. Durch den Frieden von Thorn konnten sich 
die Verschwörer allerdings gedeckt glauben. Schwerlich war auch der 
Vorwurf der Verschwörung der einzige Grund, weshalb der Hochmeister 
die Eidechsenritter unschädlich machte. Ihre Treulosigkeit während des 
Krieges, den Verrat, den sie auf dem Tannenberger Schlachtfelde geübt, 
wollte er sie entgelten lassen. Diesen Grund nennt auch kurz und klar 
eine Notiz, die in unmittelbarem Anschluss an das Memorial über die 
Verschwörung steht, die aber freilich die Vorsicht des Verfassers 
unseres Memorials vermissen lässt: Item her Niteze von Renys, eyn 
bannerfurer im Colmischen lande, der furte im nesten streyte die banner 
nicht als eyn biddermann, unde her wart des mit rechte obirwunden, 
zcu Grudenez wart her geképpt*). Die Zucht sollte wieder aufgerichtet 
werden. Dazu gehörte aber, dass Verräter bestraft wurden. So steht 


1) Script. IV, 473. 2) Act. I, 186. 3) Act. I, 180. 
4) Script. III, 486. l 
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Heinrichs von Plauen Vorgehen gegen die Eidechsenritter und gegen 
Georg von Wiersberg im engsten Zusammenhange mit seiner reforma- 
torischen Thätigkeit im Orden. Grausam und rücksichtslos hat er 
durchgegriffen, ohne die Rechtsformen zu beobachten, liess er Nikolaus 
von Renys hinrichten. Indes man muss dieser Strenge auch Gerechtig- 
keit widerfahren lassen. In erschreckender Weise hatte es sich während 
des Krieges gezeigt, wie gelockert der Orden in sich selbst war; es 
war notwendig, ein Exempel zu statuieren. An dem Beispiele Georgs 
von Wirsberg sahen die Ordensbrüder, wessen sie sich bei etwaigen 
Pflichtwidrigkeiten zu versehen hatten. Überdies waren die Verhältnisse 
nach dem Frieden noch sehr schwankend, ein neuer Konflikt mit Polen 
konnte jederzeit ausbrechen, und wie gefährlich konnten dann diese 
unlauteren Elemente wiederum werden, wenn sie nicht -ausgerottet 
wurden! Zn 
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